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Vororte; in beidem ging sie den anderen deutschen Städten




Wer Berlin in den ersten drei Jahrzehnten dieses J ahrhunderts
gekannt hat,erinnert sich einer bipolaren Stadt: innerhalb der
modernen Stadtmauer, welche die Ringbahn darstellt, lag das,
was Hegemann das steinerne Berlin genannt hat: das Berlin
der Mietskaserne; er sagte: die größte Mietskasernenstadt der
Welt! Außerhalb der Ringbahn lag ein völlig anderes Berlin:
zunächst der Gürtel der Schrebergärten, durchsetzt übrigens
von Fabrikgeländen an bestimmten bevorzugten Standorten
dieses inneren Ringes, die sich im Nordwesten, im Norden,
Osten und Süden befanden; im Westen und Südwesten gab es
nur an vereinzelten Stellen und viel weiter draußen Industrie:
bei Spandau, bei Teltow, bei Potsdam (Nowawes). Dort, im
Westen und Südwesten, um den Grunewald herum, gab es
nicht einmal viel vom Schrebergartenring; vielmehr schloß
sich hier unmittelbar an die Stadt der Mietskasernen ein wei-
tes Gartengebiet an; und wenn Hegemann Berlin die größte
Mietskasernenstadt der Welt genannt hat, so hätte er es eben-
sogut die größte Villenstadt der Welt nennen dürfen; denn
nicht nur erstreckten sich die Südwestvororte bis nach Pots-
dam; es gab einen zweiten bedeutenden Zipfel nach Südosten,
von Karlshorst bis zu den Dahmeseen; und es gab einzelne
Kolonien wie Frohnau im Norden; auch sie bedeckten erheb-
liche Flächen außerhalb der Stadt. Wir nannten die Stadt
bipolar, und sie war es, mit geringen Einschränkungen durch-
aus: die Einschränkungen beziehen sich auf die Villen am
Südrande des Tiergartens und an die vereinzelnten Gruppen
von Mietshäusern in den alten und neuen Ortskernen der
Vororte. Sie waren nicht bedeutend genug, den Eindruck der
schroffen Teilung des bebauten Gebietes in die Zone der ho-
hen geschlossenen und die der niedrigen offenen Bebauung
zu modifizieren. Wir müssen das oben gegebene Bild nur inso-
fern verbessern, als die Ringbahn als Stadtmauer der Mietska-
sernenstadt zwar auf weite Strecken wirklich diese Grenze
bildete. Die Stadt besaß aber damals bereits einige große Pro-
tuberanzen an den Ausfallstraßen. Mit diesen Korrekturen
stimmt das Bild; und es ist berlinisch; weder Paris, noch Lon-
don, noch die anderen deutschen Großstädte sind so entschie-
den bipolar strukturiert; und wenn man diese Form in den
anderen deutschen Großstädten wiederfindet, in Hamburg be-
sonders, so hatte Hegemann gleichwohl recht: Berlin war die
größte Mietskasernenstadt — und mithin die größte Stadt der
Auf die Bedingungen, welche seit den Tagen Schinkels dem
Bau der Mietskaserne in Berlin Vorschub geleistet haben, kön-
nen wir hier nicht eingehen. Um 1860 war sie die vorherrschen-
de Form des Wohnbaues in Berlin. Der Plan, den James Hob-
recht für eine Erweiterung der Residenzstadt zur Großstadt
festgelegt hatte, bezog sich auf diese Form der Bebauung und
sicherte ihr das Monopol: In Hobrechts großen Baublöcken
siedelten sich die Mietskasernen mit ihren drei oder vier Hin-
terhöfen an. Bereits 1870 hat Ernst Bruch den Plan eben da-
rum kritisiert, weil er dieser barbarischen Wohnform Vorschub
leistete. Die Vorortentwicklung, von der ich Ihnen heute
abend etwas erzählen will, ist das Korrelat zur Mietskasernen-
stadt. Sie ist gekennzeichnet durch Ortsgründungen weit
draußen vor der Stadt. Wie in anderen Städten — Hamburg,
Frankfurt — entwickelte sich auch in Berlin das Wohnen in
Einfamilienhäusern zunächst am Stadtrand — also etwa am
Südrand und am Westrand des Tiergartens — und an einigen
der Ausfallstraßen, besonders natürlich im Westen und Süd-
westen. Solche Siedlungen sind immer in Gefahr, von der
Stadt eingeholt zu werden, besonders an den großen Stras-
sen, wo das Einfamilienhaus unweigerlich dem Mietshaus
weichen muß. Villen halten sich dann allenfalls in abgelege-
nen „Taschen” zwischen den großen Verkehrswegen, wer-
den aber auch dort mit der Zeit absorbiert. Anders verhält
es sich mit jenen Gründungen, die wir erwähnten, den Kolo-
nien, wie man sie nannte, die weit außerhalb der Stadt ange-
legt wurden: ihre Gründer konnten hoffen, daß ihnen ein er-
heblich längeres, in ihrer Sicht ein unbeschränkt langes
Eigenleben als Villenkolonie beschieden sein würde, voraus-
gesetzt sie wurden abseits der Hauptstraßen angelegt oder
wenn an der Straße, dann so weit vom Stadtrand entfernt,
daß nach menschlicher Voraussicht die große Straße dort
draußen ländlich-vorörtlich bleiben würde. Die Berliner
Vorortgründer haben eine erstaunlich gute Voraussicht be-
wiesen; daß selbst sie in den sechziger Jahren des vorigen
Jahrhunderts mit der gegenwärtigen Ausbreitung der Stadt
nicht gerechnet haben, kann man ihnen nicht gut zum
Vorwurf machen. Betrachtet man die Topographie der Ber-
liner Gründungen der sechziger Jahre, so findet man West-
end (gegründet von Quistorp 1866) nördlich der großen
Döberitzer Heerstraße an einem Wege nach Spandau und
an der Straße dorthin (Reichsstraße und Spandauer Damm),
weit im Westen von Charlottenburg — und Charlottenburg
war damals in keiner Weise Berlin. Friedenau lag am An-
fang des Weges, der von der Potsdamer Straße nach Norden,
an Wilmersdorf vorbei zum Zoo führte: der heutigen Bundes-
allee; auch die Kolonie Wilmersdorf lag zu beiden Seiten
dieses Weges, ziemlich weit nördlich des Dorfes Wilmers-
dorf; Nikolsburger- und Prager Platz, Meierottostraße und
Spichernstraße gehörten zu dieser Kolonie. Lichterfelde,
entstanden durch den Zusammenschluß der Gemeinden
Lichterfelde und Giesensdorf lag an einem anderen Wege,
der Chausseestraße, der von der Potsdamer Chaussee entlang
der Beeke (und ihrer Sümpfe und kleinen Seen) dorthin führte:
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Halensee und die spätere Gründung Grunewald lagen am Reit-
wege der von Charlottenburg zum Jagdschloß am Grunewald-
see führte: diese Gründungen lagen also „abseits”’; erst Carstenn,
ihr Gründer, hat die Landwege zu Straßen ausgebaut. Alle diese
Kolonien haben sich bis heute erhalten mit Ausnahme von
Wilmersdorf und Friedenau: der Steglitz-Wilmersdorfer Land-
weg wurde als Kaiserstraße (Kaiserallee — Bundesallee) zur Aus-
fallstraße vom neuen Westen, am Zoo, nach Potsdam und be-
sonders zu den späteren Kolonien, heute im Bezirk Zehlendorf
gelegen, die sich im Norden der Potsdamer Chaussee entwickelt
hatten.
Selbst in Friedenau haben sich noch an einigen Straßen die Häu-
ser der Carstennschen Gründung erhalten; es muß bemerkt wer-
den, daß die Kaiserallee bis an den Bahnhof Zoo heran vor dem
Ersten Weltkriege eine reine Wohnstraße geblieben ist; und daß
Friedenau, wenn auch in anderer Form als Carstenn gewollt
hatte, eine Art Wohnkolonie geblieben ist: noch heute eine
grüne Oase der Stille im Norden des betriebsamen Steglitz.
In den alten Straßen nahe dem Bahnhof stehen noch große Bäu-
me, von denen viele sicher schon vor 1900 gestanden haben. Um
den Rüdesheimer Platz herum ist ein grünes Wohnviertel anderer
Art entstanden: anstelle der großen Bäume gibt es dort grüne
Böschungen vor den Miethäusern. Friedenau ist auch heute grün.
Stille ist freilich ein relativer Begriff. Friedenau ist verhältnis-
mäßig frei von starkem Autoverkehr. Daß die Flugschneise nach
Westen gerade über Friedenau führen würde, konnte Carstenn
allerdings nicht voraussehen.
Der Name Carstenn ist mit der Berliner Vorortentwicklung aufs
engste verknüpft. Carstenn war ein Berliner Financier, der zuerst
in Hamburg gewirkt hat, und seine erste Vorortgründung ist der
Ort Marienthal in Wandsbeck gewesen: genauer bei Wandsbeck;
denn erst 1866 „gingen die bis dahin im Fiskaleigentum befind-
lichen öffentlichen Straßen und Plätze . . . in das Gemeindeei-
gentum über.” Marienthal entstand auf dem Gelände des Gutes
Schloß Wandsbeck, welches sein Besitzer Ernst von Schimmel-
mann 1857 „an den Gütermakler J.A.W. Carstenn aus Berlin”
verkaufte. Es fiel, wie es hieß, der Parzellierung anheim. „Die-
ser Spekulation wurde auch das Schloß geopfert”, und der
„rücksichtslose Spekulant” schreckte nicht davor zurück, „um-
fangreiche Baumfällungen vorzunehmen”. Das Gehölz wurde
allerdings 1860 von der Wandsbecker Gemeinde zurückgekauft.
Den nächsten Konflikt zwischen dem rücksichtslosen Speku-
lanten und der Stadt brachte der Bau der Eisenbahn Hamburg-
Lübeck. Carstenn wollte den Bahnhof in nächster Nähe seiner
Kolonie Marienthal haben. „Die Wandsbecker waren recht ver-
ärgert”, bemerkt der Wandsbecker Chronist, den wir hier zu
Worte kommen lassen. „Was würde nun aus ihrem einst so idyl-
lischen Ort werden? Mitten durch das grüne Herz schnitt die
eintönig nüchterne Stahllinie der-Eisenbahnschienen. Durch
den ‘Nachtigallenhain’, einst der Lieblingsplatz Matthias Clau-
dius’, ratterten die Eisenbahnzüge, vor deren Lärm die Sänger
verstummen mußten.” Aber trotz weiterer „Hindernisse und
Schwierigkeiten” wurde am 1. August 1865 die Hämburg-Lü-
becker Eisenbahn dem Verkehr übergeben und zwar, wie gesagt
auf der von Carstenn gewünschten Linie. Bereits der Kauf war
von den Wandsbecker Bürgern „mit ängstlicher Besorgnis ver-
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folgt” worden; denn „es bestand alsbald kein Zweifel mehr
über die von den Käufern des Gutes verfolgten Absichten:
sie wollten parzellieren . .. Der Gedanke der Parzellierung
war . . . durchaus unpopulär. Diesen Standpunkt wird der
Naturfreund auch allezeit als berechtigt anerkennen. Indess
wird man bei Beurtheilung des vorliegenden Falles nicht
außer Acht lassen dürfen, daß Wandsbeck in unmittelbarer
Nähe einer sich mächtig ausdehnenden Großstadt belegen
ist, sowie, daß mit deren Wachsen auch die Umgebung wächst
und die raumbedürftige Menschheit von dem Landmann den
Boden zu ihren Wohnplätzen gebieterisch fordert. Erstreckte
sich also die Nutzbarmachung des Grund und Bodens zu
Bauzwecken vorzugsweise nur auf die bisher dem Landwirt-
schaftsbetriebe dienenden Flächen, und wurde bei einer
nicht wohl zu umgehenden Hineinziehung anderer Anlagen
in geringem Umfange nur mit sorgsamem Blick nicht nur
auf die Gegenwart, sondern auch in die Zukunft und mit
pietätvoller Schonung des Altehrwürdigen und Geheiligten
vorgegangen, so konnten Ort und Bewohner, welche Letzte:
ren dadurch Arbeit und Verdienst erhielten, nur gewinnen.
Zum Glück für unsere Stadt bestand derzeit für das ‘adeliche
Gut Wandsbeck privaten Antheils’, wie das jetzige Marien-
thal amtlich bezeichnet wurde, noch die Einschränkung, daß
daselbst weder Fabriken errichtet, noch bürgerliche Gewer-
be betrieben werden durften.”
Und so dauerte es nicht lange, bis die Stadt Wandsbeck recht
zufrieden war, die Kolonie eingemeinden zu dürfen: „Die
Eingemeindung Marienthals war sowohl in wohn- und sied-
Jungspolitischer als auch in steuerlicher Beziehung für Wands-
beck von großem Nutzen. Der Gutsbesitzer von Carstenn
hatte dieses Gebiet zur landhausmäßigen Bebauung aufge-
teilt und die Ansiedlung steuerkräftiger Bevölkerung, insbe-
sondere aus dem benachbarten Hamburg, zuwege gebracht.
Marienthal hat seine Eigenschaft als Villenort, vor allem un-
ter dem Einfluß der . . . obrigkeitlichen Bestimmungen bis
auf heute bewahrt und bildet ein vorbildliches Wohngebiet,
dessen Pflege und weitere Ausdehnung stets in der Politik
der Verwaltung gelegen hat und weiterhin liegen muß. Es ist
der Sitz des steuerkräftigsten Teils der Bewohnerschaft i
Wandsbecks und somit als Stütze der kommunalen Finanz-
wirtschaft anzusehen.”
Das ‚ar die Grundlage jener Spekulation in Hamburg: das
Herziehen steuerkräftiger Bürger in die Gärten vor der gros:
sen Stadt; das brachte ihr Erfolg; und diesem wirtschaftli-
chen Erfolge konnten am Ende die Naturschützer und Denk-
malschützer jener Zeit ebensowenig widerstehen, wie die
entsprechenden Leute das heute können — wobei man die
geschichtliche Ironie bemerken darf, daß die Heutigen die
Carstennschen Schöpfungen gegen die rücksichtslosen Spe-
kulanten der Gegenwart zu erhalten sich bemühen. Über
seine Berliner Gründungen hat Carstenn im Jahre 1892
einen bemerkenswerten Bericht gegeben, aus dem wir Aus-
züge vortragen. Dieser Schrift zufolge ist es nicht die Spe-
kulation auf den Reichtum der prospektiven Villenbesitzer
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veranlaßt hat; vielmehr wollte er die Mietskasernenstadt ent-
lasten, die, wie er sagte, unerträglich geworden war: „Diese für
Gesundheit und Sittlichkeit gleich sehr gefährlichen Zustände
mahnen dringend zu schleuniger Abhilfe. Schon für den vorste-
hend konstatierten Überschuß über eine rationelle Durch-
schnittszahl der Bevölkerung ist eine Erweiterung von Berlin
erforderlich, sie wird aber zur zwingenden Notwendigkeit
durch die von Jahr zu Jahr sich steigernde Zunahme der Ein-
wohnerzahl . . . Diese Zunahme hat aber von 1885 zu 1890
rund 114 000 Personen betragen, und so wird die Annahme
nicht so weit gegriffen sein, daß Berlin einschließlich der dann
mit in Frage kommenden jetzigen Vororte in 15 Jahren eine
Einwohnerzahl von mehr als 3 Millionen aufweisen wird. Es
ist deshalb dringend geboten, für diese Zunahme von 1 500 000
Menschen, welche eine Verdoppelung der gegenwärtigen Ein-
wohnerzahl bedeutet, schon jetzt mit aller Energie eine räumliche
Erweiterung von Berlin anzubahnen, die dem berechtigten An-
spruch auf Licht und Luft, den Ansprüchen der Gesundheits-
pflege Rechnung trägt und der Würde der Reichs-Hauptstadt
der zivilisiertesten Nation der Welt entspricht.”
Selbstverständlich sah Carstenn nicht in den wenigen Kolonien,
die er gegründet hatte, die von ihm geforderte Stadterweite-
rung. Er gibt vielmehr seiner Schrift einen Plan der Ausdehnung
Berlins bei, in dem die geplante Stadterweiterung die bestehen-
de Stadt allerdings an Fläche erheblich übertrifft. Auf diesem
Plan sendet Berlin eine Vorortzunge nach Südwesten aus, wel-
che den Grunewald umgreifend — Carstenn wollte ihn als eine
Art größeren Tiergarten innerhalb des bebauten Gebietes er-
halten — bis Potsdam reicht. Eine zweite Zunge streckt sich
nach Südosten in der Gegend Köpenick-Grünau aus. Im Nord-
westen an der Jungfernheide, also auf dem Gebiete der heutigen
Siemenssiedlungen ist ein weiteres Vorortgebiet geplant, welches
bis Tegel reichen sollte; lediglich der Norden und der Süden
werden ausgespart, weil sie landschaftlicher Schönheit erman-
geln und überdies durch die dort liegenden Rieselfelder als
Wohngebiete unerfreulich seien. Dieser Plan begleitet Carstenns
Schrift von 1892, eine Streit- und Rechtfertigungsschrift, wie
wir noch sehen werden; und man könnte meinen, daß der Plan
ebenso wie die Bemerkungen über seine soziale Notwendigkeit
als einer Entlastung der ständig und schnell wachsenden Miets-
kasernenstadt den Standpunkt Carstenns wiedergibt, nachdem
er sich von den Geschäften zurückgezogen hatte, nicht den
des Gründers von Villenkolonien. Mit welchem Rechte man
das annehmen darf ist nicht leicht zu beurteilen. Auf zwei Um-
stände möchte ich allerdings hinweisen, die dafür sprechen, daß
Carstenns Gedanken von 1892 zumindest als die logische Fort-
setzung seiner Gedanken von 1868 bezeichnet werden dürfen.
In diesem Jahre 1868 — dies ist mein erster Punkt — empfing
Carstenn den König, Wilhelm den Ersten, in seiner neu gegrün-
deten Kolonie Lichterfelde und richtete an ihn folgende Worte:
„Majestät, nach den Errungenschaften des Jahres 1866 ist Ber-
lin zur ersten Stadt des Kontinents berufen, und was seine räum:
liche Ausdehnung anbelangt, so muß Berlin und Potsdam eine
Stadt werden, verbunden durch den Grunewald als Park.” Die
Ansprache zeigt immerhin, daß er die größte Vorortzunge Sei-
nes Planes von 1892 bereits im Jahre 1868 geplant hatte; und
nichts hindert uns anzunehmen, daß ein Mann, der in einer Rich-
ER
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tung damals bereits in so großen Dimensionen gedacht hat,
es auch in anderen Richtungen getan haben möchte. Der
zweite Punkt, den ich erwähnen möchte, ist der Zuschnitt
der Parzellen in Friedenau und auch in Teilen von Lichterfelde.
Die Friedenauer Häuser sind klein und haben kleine Gärten:
man kann das in den Straßen, die von Carstenns Gründung
noch übrig sind, leicht nachprüfen; aber auch in Lichterfelde
gab es und gibt es noch Häuser recht bescheidener Größe in
entsprechenden Grundstücken, wie etwa die Lilienthal-Bur-
gen in der Paulinenstraße, es gibt Doppelhäuser, es gibt sogar
Reihenhäuser, welche außerordentlich englisch wirken; und
von England als einem Vorbild ist denn auch in der Schrift
von 1892 die Rede. Er schreibt, er habe „an Ort und Stelle
die Entwicklung dieser damals einzigen Weltstadt (studiert),
welche in ihren neuen Teilen rationell angelegt war . .. Die
innere Stadt, das alte London, ist nämlich ringsum von
Fideikommissgütern des hohen englischen Adels eingeschlos-
sen, die gesetzlich nicht veräußert und auch nur zeitlich auf
höchstens 99 Jahre verpachtet werden dürfen. Hierdurch ist
die räumliche Entwicklung Londons zum Besten seiner Ein-
wohner bestimmt worden, denn dieses Pachtverhältnis, wel-
ches einerseits die Gefahr in sich birgt, nach Ablauf der
Pachtzeit die Häuser vielleicht abbrechen zu müssen und
andererseits den Vorteil bietet, den Bauplatz nicht ängstlich
mit vierstöckigen Häusern ausnützen zu müssen, ließ in den
neuen Stadtteilen Londons vorwiegend villenartige Anlagen
entstehen.”
Diese englischen Studien liegen zwischen der Gründung von
Marienthal und den Berliner Gründungen; es ist keineswegs
unmöglich, daß London seine Gedanken modifiziert hat.
Da sein Vorbild trotz dem was er villenartige Anlagen nennt
schließlich das ganz normale englische Einfamilienhaus ge-
wesen ist, wie man es als freistehendes, als Doppel-, besonders
aber als Reihenhaus in jeder der damals „neueren” Straßen
von London findet, so kann man sich leicht vorstellen, daß
eben dieser Gedanke, daß breite Schichten eines Volkes im
eigenen Hause wohnen, ihn angezogen hat, und daß er nach
seiner Rückkehr nach Berlin versucht hat, diesen Gedanken
mit dem spekulativen zu verbinden, wohlhabende Leute in
großen Villen anzusiedeln. Sieht man den Plan von Lichter-
felde genau an, so wird man in der Tat eben dies finden:
eine Mischung recht kleiner, mittelgroßer und einiger recht
großer Parzellen. Einige dieser sehr großen Parzellen waren
offenbar dazu bestimmt, en bloc an Gesellschaften abgege-
ben zu werden, welche sie ihrerseits aufteilten. Lichterfelde
ist niemals eine Kolonie gewesen wie etwa Wannsee mit
seinen riesigen Seegrundstücken. Carstenn schreibt (1892):
„Ich hielt mich in Preisen, welche es jedem einigermaßen
vermögenden Manne möglich machten, in meinen Kolonien
sich anzusiedeln, denn der von mir geforderte Höchstbetrag
betrug nur 75 Mark für die Quadratruthe, so daß sich ein
genügend umfangreiches Villen-Grundstück von 60 Quadrat-
ruthen (1/3 Morgen = 850 qm) auf 4500 Mark und der gan-
ze Morgen auf 13 500 Mark stellte.” Die Quadratrute ent-
hält etwa 14 qm, das heißt der Preis für den Quadratmeter
betrug unter 5 Mark. Das kann man zwar nicht mit heuti-
gen Mark vergleichen, aber es war auch für damalige Ver-
—
hältnisse billig. Carstenn fährt fort: „Ich hatte aber auch die
Preise der Bauunternehmer und Handwerker angemessen ni-
velliert, hatte für Errichtung einer Eisenbahnstation, von Post
und Telegraph und für bequeme Eisenbahn-Verbindung mit
Berlin gesorgt, hatte Arzt und Apotheker an den Ort gezogen
und die Errichtung höherer Knaben- und Mädchenschulen
veranlaßt, kurz, man konnte sich in meiner Villen-Kolonie
ein gesundes eigenes Heim für ein Kapital gründen, dessen
Zinsen bei weitem nicht an die Mieten der Großstadt mit un-
gesunder schlechter Luft heranreichten, man brauchte dabei
das großstädtische Leben nicht zu entbehren, fand anderer-
seits aber auch am Orte selbst alles, was man für das Leben be-
darf . . . Dadurch aber, daß mich das Vorgehen der Bauverwal-
tung des Kriegsministeriums für die Verfolgung dieses Planes
und Zieles insolvent machte, fiel das Publikum Spekulanten
in die Hände und mußte für die Quadratruthe bis zu 500 Mark
und für den Morgen bis zu 90 000 Mark bezahlen, oder kam
in Wohnplätze, welche für den Villenbau entweder gar nicht
oder nur ungeügend vorbereitet waren.”
Ich habe auch das bittere Ende wiedergegeben, denn es weist
auf den Unterschied zwischen den Gründungen Carstenns und
denen der rein spekulativen Terraingesellschaften hin, welche
dann auf eben dem Gebiet entstanden sind, welches Carstenns
Plan vorgesehen hatte. Er selbst erwähnt noch einen weiteren
Grund dafür, warum in dem von ihm geplanten Ring um den
Grunewald die Böden billiger sein durften als die auf dem frei-
en Markte angebotenen: diese Böden gehörten dem Fiskus;
und der Fiskus, meinte Carstenn, hätte sie zu nicht spekulativen
Preisen abgeben können.
Aber der Fiskus verkaufte sie Carstenn nicht; und seine Bezie-
hung zum Fiskus, zum Militärfiskus (Kriegsminister Roon) im
besonderen: die Kadettenanstalt in Lichterfelde und die immer-
währenden und immer höheren Forderungen, die der Militär-
fiskus für die Kadettenanstalt an Carstenn stellte, haben ihn
schließlich ruiniert. Das gibt er 1892 an, und er versucht es zu
belegen. Ich sehe keinen Grund, warum man ihm nicht glauben
sollte. Wir haben immerhin Theodor Fontanes Zeugnis dafür.
Er schrieb am 9. Dezember 1887 an seinen Sohn Theodor über
Carstenns Prozeß mit dem Kriegsministerium: „„(...) Hast
Du denn die Prozeßverhandlungen zwischen dem Kriegsministe-
rium und Carstenn-Lichterfelde gelesen? Höchst interessant.
Der preußische Staat kann keinen größeren Bewunderer haben
als mich (daß er mir sympathisch wäre, kann ich nicht sagen),
aber mitunter kriegt diese Bewunderung doch einen Knacks,
und angesichts dieses Prozesses erscheint mir dies ganze Staats-
wesen grotesk, karikiert und, was das schlimmste ist, nicht mal
ehrlich, sicherlich nicht anständig. Und es sind denn auch in
der Tat die staatlichen „Korrektheiten”, die uns in der ganzen
Welt so verhaßt gemacht haben, und wahrhaftig nicht mit Un-
recht. Es gibt nicht zwei Sorten von Anständigkeit, und was
ein anständiger Mensch nicht darf, das darf auch ein anständi-
ger Staat nicht. Verstößt der Staat gegen diesen einfachen Satz,
so gibt er nur ein schlechtes Beispiel.”
Carstenn starb 1896 in der maison de sante in Schöneberg:
einer Nervenheilanstalt. Kurt Pomplun schreibt: „In der ‘Mäsong’
vollendete sich aber auch manches tragische Schicksal; sie
war das Sterbehaus des sozialdemokratischen Parlamenta-
riers Hasenclever, des hochgelehrten und sprachbewander-
ten Professors Georg Büchmann, Autors der ‘Geflügelten
Worte’, des Komponisten des ‘Weserliedes’, Gustav Presse]
und des ‘Napoleons der Terrainspekulanten’, Wilhelm von
Carstenn-Lichterfelde.”
Julius Faucher, der bedeutendste Bodenreformer und Kri-
tiker der Großstadt der Gründerzeit schrieb über den „Na-
poleon der Terrainspekulanten” bereits 1868 — dem Jahre,
in dem Carstenn den König in Lichterfelde empfing: „Das
Verdienst, zuerst in Deutschland eine Villenbauunterneh-
mung im großen und ganzen, und zwar mit verdientem Er-
folg für sich selbst durchgeführt zu haben, gebührt bekannt-
lich Herrn Carstenn, der die Villastadt in Wandsbeck bei '
Hamburg angelegt hat.”” Das ist ein wichtiges Urteil über sei-
ne Anfänge. Ergänzen wir es durch ein Urteil aus der hohen
Zeit der Gründungen, 1876, einer Zeit, in welcher auch die
spätere, von Carstenn wegführende Entwicklung bereits
sichtbar war. Der „Eisenbahnkönig” Strousberg schreibt:
„Die Ausschreitung über die Grenzen des Berliner Weichbil-
des hinaus, das Außercultursetzen von zahllosen Feldern,
meilenweit um Berlin, der Umstand, daß man jetzt, da, wo
Kartoffeln gepflanzt werden sollten, junge Bäume als Be-
grenzungen zukünftiger Straßen sehen kann, Terrains, die
zehn Millionen Einwohner nicht occupiren könnten — Gesell-
schaften und Privaten gehörend — und wobei viele Tausende
ihr Vermögen verloren haben — dieses Kunststück verdan-
ken wir Herrn v. Carstenn, und hier hat sich die Tugend be-
lohnt, denn der Adel und Millionen sind sein Lohn, außerdem
ist er populär geworden . . . er hat als kluger Geschäftsmann
gehandelt, hat die Courage gehabt, hier ein neues Feld in
Angriff zu nehmen, mit eigenen Mitteln, großer Energie und
Ausdauer das Möglichste aus dem Vorhandenen gemacht
und reichlich dabei geerntet, er verstand sein Publicum, da-
rum gönnt es ihm seinen Verdienst; er wußte in der Hergabe
des Terrains für die Cadetten-Anstalt die Wurst nach der
Speckseite zu werfen, ist dafür geadelt und hat dadurch sei-
ne Baustellen zu höheren Preisen verkaufen können... .
Allerdings sind die Nachahmer meistens Pfuscher und Schwind:
ler und haben nicht den Verstand, die Mittel und die Ehrlich-
keit des Herrn v. Carstenn mit in das Geschäft gebracht, aber
er hat den Weg gezeigt, Sandschollen Meilen weit von Berlin
in Bauterrains zu verwandeln, er hat den Handel mit solchen
Baustellen eingeführt. Sandschollen waren im Überfluß vor-
handen. Die Zeit war günstig, und Andere setzten das Ge-
schäft in einem Maße fort, welches kaum berechenbaren
Schaden und Verlust verursacht hat.”
Das scheint ein faires Urteil zu sein; und es wirkt besonders
darum rlaubwürdig, weil es von einem Manne ähnlicher Art
ausgesprochen wurde, wie Carstenn einer war: einem Spe-
kulanten und Geschäftsmann, der in seinen Geschäften je-
doch dem Gedanken an den Nutzen für die Gesamtheit einen
gewissen Platz einräumte: einem Typ, der unter den großen
Unternehmern der Zeit nicht ganz selten gewesen ist. Car-
stenn im besonderen hat wohl Keiner Ehrlichkeit und öffent-
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lichen Sinn abgesprochen. Eine Weile ritt er auf der Welle
der Spekulation, die schließlich ihn mitriß und ganz am Ende
herunterzog; eben das, daß er eine Weile wenigstens in seinen
eigenen Gründungen der hemmungslosen Profitgier Widerstand
zu leisten imstande war wird aus Strousbergs Bericht deutlich.
Wir beschäftigen uns aber mit dem Mann, weil er der Spekula-
tion die Richtung gewiesen hat, weil er dem steinernen Berlin
das andere, das grüne entgegensetzte, und zwar bewußt: ein
Beginnen, dessen Tragweite für Berlin man schwer überschät-
zen kann. Beide Teile haben immer wieder aufeinander ein-
gewirkt, und die besondere, bipolare Struktur Berlins hat die
städtebaulichen Tendenzen der Zeit um 1910 — das ist das
Jahr des großen Berlin-Wettbewerbs — mitbestimmt. Ihre
Wirkung ist entfernt auch in der Siedlungspolitik im Berlin
der zwanziger Jahre zu bemerken. Auch die Landhaus-Ideolo-
gie hat sich an dem Gegensatz zwischen dem steinernen und
dem grünen Berlin entwickelt. Die Sache selbst aber: dieses
ganz außergewöhnlich große Areal von Gärten und Alleen
zwischen den Gärten, ist etwas gewesen, womit Berlin sich
in seiner Entwicklung seit 1870 hat auseinandersetzen müs-
sen, und es muß das noch heute.
Für den Charakter dieser Vororte ist die Stelle aus Carstenns
Schrift bezeichnend, die wir angeführt haben, und wo er von
den Bahnhöfen, den Schulen, den Berufen spricht, die er
nach Lichterfelde gezogen habe, um es von der großen Stadt
unabhängig zu machen. Er hätte auch von dem ersten Laden-
zentrum in Berlin sprechen können, dem „Bazar’”” am Bahn-
hof Lichterfelde Ost, welchem in den letzten Jahren des Jahr-
hunderts das schöne Ladenzentrum am Banhof Lichterfelde
West gefolgt ist, welches gegenwärtig vom Landeskonservator
restauriert wird. Er hätte sogar davon sprechen können, daß
1881 die erste elektrische Straßenbahn Berlins in Lichterfelde
gebaut wurde, denn er hat ganz recht gehabt: diese Gründun-
gen, besonders Lichterfelde, entwickelten ein Eigenleben, von
dem man sich heute im Vorortgebiet einer Großstadt schlecht
noch eine Vorstellung machen kann. Um nur ein Beispiel zu
nennen: die berühmten Dirigenten und Virtuosen Berlins kon-
zertierten alle auch in Lichterfelde, weil die musikalischen
Bürger von Lichterfelde auf die Konzerte in der Aula des Real-
gymnasiums abonniert waren und nicht auf die in der Philhar-
monie. Das Eigenleben hatte seine Gefahren, barg in sich den
Hang zum Kleinstädtischen und Provinziellen; auch den zum
Rückschritt, welchem in Lichterfelde die Kadettenanstalt
Vorschub leistete: es lebten dort sehr viele Offiziere und hö-
here Staatsbeamte des Kaisertums.
Die Form dieser Vororte betont ihre Eigenständigkeit als Ko-
lonie. Sehr deutlich wird das noch heute in Westend, dessen
annähernd quadratischer Rasterplan mit einem großen Platz
in der Mitte — er war allerdings dreimal so groß geplant wie
er heute ist — es stark von seiner vorstädtischen Umgebung
abhebt. Dort sind übrigens die Straßenbäume am Rand der
Gartenzäune gepflanzt, nicht, wie in den späteren Kolonien,
zwischen Bürgersteig und Fahrdamm. Daß die Baumwölbung
Bürgersteig und Fahrdamm überspannt trägt zu der Besonder-
heit von Westend bei. Übrigens gibt es dort keine Dorfaue,
an die sich die Kolonie hätte anschließen können; sie ist ganz
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künstlich; man möchte sagen, mit Stolz künstlich; aber auch
in den Kolonien, in denen es Dorfauen gab, bestehen die
Neugründungen auf ihrer Unabhängigkeit. Sie kehren der
Dorfaue sozusagen den Rücken. Das ist deutlich in Lichter-
felde, aber auch in Wilmersdorf: Carstennsch ist dort die
Gegenüberstellung des Prager- und des Nikolsburger Platzes
zu beiden Seiten der Kaiserallee. Die Dorfaue — Wilhelms-
aue — liegt vom Vorort weit entfernt. Symmetrische Figuren
aber, wie die Symmetrie der beiden Schmuckplätze in Wil-
mersdorf in Bezug auf die Kaiserallee sind für die Gründungen
Carstenns typisch. Man kann an ihnen die Lage dieser alten
Kolonien im heutigen Straßenplan ausfindig machen: in
Friedenau ist es die ovale und radiale Anlage der Straßen um
den Friedrich-Wilhelm-Platz, die erst jüngst durch einen neu-
en Verkehrszug gestört wurde, in Lichterfelde ähnliche Kon-
figurationen in Lichterfelde Ost jenseits der Anhalter Bahn.
Sieht man die Karte an, so kann man solche Konfigurationen
unschwer im Gebiet beider Ortsteile entdecken.
Wichtiger aber als der figürliche Städtebau der Carstennschen
Gründungen ist für uns der Charakter ihrer Straßen und Gär-
ten. Lichterfelde unterlag der Bauordnung für das Bauen
auf dem platten Lande von 1872, welche sehr tiefe Bau-
fluchten, 15, sogar 17 Meter vorschrieb. Diese Bauordnung
kam Carstenns Absichten sehr gelegen. Geht man durch die
Straßen im eigentlichen, Carstennschen Lichterfelde, so
fällt deren Weiträumigkeit auf . Die Straße selbst war breit
genug. Durch die tiefen Vorgärten aber wurde visuell ihre
Breite verdreifacht. Hinter dem Hause bliebt meist nicht
mehr übrig, als ein kleiner Gartenhof, in dem Hühnerställe
und Geräteschuppen standen. Der eigentliche Garten war
der Vorgarten, also dieser parkartig weiträumige Straßen-
raum. Über ihn hinweg grüßten die Häuser einander, klei-
ne Häuser meist im Charakter der Berliner Schule, also
späte Beispiele der Schule Schinkels. Das waren nicht Villen
im Sinne der großbürgerlichen Villa der Jahrhundertwende,
noch weniger waren es Landhäuser, wie die Zeit nach 1905
sie in anderen Vororten baute: In Lichterfelde gibt es de-
ren sehr wenige. Das Raumprogramm des alten Lichterfelder
Hauses war recht eigentlich das der Stadtwohnung. Man
kann sagen, das waren Stadtwohnungen in zwei Etagen im
Grünen, im Park gelegen. Stellenweise gab es sogar geschlos-
sene Bebauung: Miethäuser bis zu drei Geschossen, nicht
allerdings im eigentlichen Lichterfelde, also in den Straßen
nahe dem Bahnhof Lichterfelde Ost: Wilhelmstraße, Jung-
fernstieg, Bahnhofstraße, Mittelstraße. Reihenhäuser gab
es dort allerdings. Wir haben sie ja bereits erwähnt. Diese
weiträumige Straße verbunden mit sehr großen, runden
Schmuckplätzen mit alten Bäumen machen recht eigentlich
den Cahrakter des alten Lichterfelde aus. Dazu kamen Parks
und endlich der kleine Urwald an der Beeke — den Teltow-
kanal gab es ja noch nicht — mit seinen Pfaden, Uferwegen,
Teichen.
Übrigens wurde die Bauflucht von 15 Metern nicht überall
eingehalten. Man ging stellenweise bis auf 10 Meter an die
Straße heran; die Reihenhäuser in der Mittelstraße stehen
ziemlich dicht an der Straße und hier ist, wie in England,
der Hintergarten der eigentliche Garten. Der ganze Ort war
also alles andere als eintönig: Der Straßenraum erweiterte
und verengte sich. Die Bahnhofstraße war eng in der Nähe
des Bahnhofs und wurde weit im eigentlichen Wohngebiet.
Ich brauche kaum zu erwähnen, daß das spekulative Bauen
der Gegenwart diese Differenzierungen zerstört und die klei-
nen Einzelhäuser zusehends durch geschlossene Bebauung er-
setzt. Lichterfelde besitzt zwar dort einen gewissen Schutz,
wo die von Carstenn festgelegte Bedingung noch gilt, daß kei:
ner sein Haus abreißen darf, ohne daß das Einverständnis der
Anwohner des ganzen Blockes eingeholt wird. Wie effektiv
dieser Schutz ist, kann ich nicht beurteilen. Das Haus Bahn-
hofstraße 13 wurde im vorigen Jahre abgerissen — und wird
durch geschlossene Bebauung 10 Meter von der Straße ersetzt
und ich brauche Ihnen nicht zu sagen, daß durch diesen Ein-
griff der Charakter einer der letzten noch einigermaßen Car-
stennschen Straßen entscheidend gestört worden ist — um es
milde auszudrücken.
Bezeichnend war in diesem Falle die Auskunft, welche das
Stadtplanungsamt erteilt hat: „Baustufe II/3 nach Baunutzungs-
plan beinhaltet automatisch die Pflicht, geschlossen bauen zu
sollen.” Und: „Hinsichtlich der Erhaltung des Charakters der
Bahnhofstraße wurde — soweit die gesetzlichen Möglichkeiten
dazu vorlagen — alles Denkbare getan.” Aber: „Neben den ge-
setzlichen Anforderungen muß es erlaubt sein, städtebauliche
Zielvorstellungen — auch unter Berücksichtigung von bauge-
schichtlichen und stadtpflegerischen Gesichtspunkten — zur
Grundlage von Gemeindevorstellungen zu machen.” Endlich:
„Stadtplanung könnte auch sein: wesentliche Veränderung
zum Nutzen der Bevölkerung beitragen zu wollen.” Das letzte
Argument aber war, daß das kleine Haus nicht unter Denkmal-
schutz stand, daß es auch in Professor Poseners übrigens recht-
lich völlig unverbindlicher Liste nicht enthalten ist, und daß
es sich nicht in der Nähe eines Baudenkmals befindet.
Natürlich stand das Häuschen nicht unter Denkmalschutz, und
ebenso natürlich war es in unseren Listen nicht enthalten. Hier
ist nicht das Haus das Baudenkmal, sondern der bauliche Zu-
sammenhang, den an Hand recht unzulänglicher Bilder und
Beschreibungen darzustellen ich mich eben bemüht habe. Dieser
ist das historische Erbe; und ehe man sich entschließt, durch
seine, wie hieß es doch? „wesentliche Veränderung zum Nutzen
der Bevölkerung beitragen zu wollen”, sollte man den Landes-
konservator konsultieren, die dort Lebenden und, ich meine,
auch solche, die zwar dort nicht wohnen, denen aber der Cha-
rakter der Stadt in allen ihren Teilen am Herzen liegt. In wel-
chem Maße das in diesem Falle geschehen ist, entzieht sich
meiner Kenntnis. Ich weiß, daß der Landeskonservator sich
eingeschaltet hat, daß gewisse Dienststellen im Bezirk nicht
glücklich über den Abriß gewesen sind, endlich, daß ein Bewoh-
ner der Bahnhofstraße, der Architekt Horst Hackel, eine kleine
Bürgerinitiative ins Leben gerufen hat. Wenn ich also hier eine
Amtsstelle zitiert habe — und in ihrer authentischen Sprache —
so habe ich nicht beabsichtigt, diese Amtsstelle zu kritisieren.
Sie hat „soweit die gesetzlichen Möglichkeiten dazu vorlagen”
vielleicht nicht „alles Denkbare”” getan, denn wer könnte das
je von seinem Tun behaupten? Wohl aber das amtlich Ange-
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messene. Die gesetzlichen Grundlagen gilt es zu schaffen —
und das öffentliche Bewußtsein auf diese Frage hinzuweisen.
Zu beidem könnte ein Gremium bestehend aus Persönlich-
keiten des öffentlichen Lebens etwas beitragen, welches den
Landeskonservator unterstützt, seine Bemühungen dem Publi.
kum näher bringt und ihn gegebenenfalls auch berät.
Werfen wir nach diesem Exkurs in die Gegenwart noch einen
raschen Blick auf das, was aus Lichterfelde nach Carstenn
geworden ist. Denn natürlich hat es sich verändert, wenn
man auch sagen darf, daß der Kern der Gründung sich durch
das Zeitalter der Kriege und Umwälzungen hindurch erstaun-
lich rein erhalten hat. Aber Lichterfelde als Ganzes hat sich
verändert. Um 1900 besaß der Ort — Ost und West zusammen
bereits 80 000 Einwohner, und es gab in ihm gute und weni-
ger gute Wohngegenden, besonders seit an der Chausseestraße-
Hindenburgdamm-Mietskasernen gebaut wurden. Die Bewoh-
ner. dieser Straße waren für uns keine echten Lichterfelder.
Dort wohnten die „Straßenjungen”, die auf die Gemeinde-
schule gingen oder bestenfalls auf die in der Nähe gelegene
Oberrealschule, während die jeunesse doree in eines der bei-
den Gymnasien geschickt wurde, oder ins Lyceum. Eine
recht gute Wohngegend, aber neuer, mit größeren Häusern,
und zu nahe an den Zehlendorfer Feldern gelegen, entwickel
te sich seit etwa 1895 in Lichterfelde West, nahe der Kadet-
tenanstalt an der Karlstraße, Bellevuestraße, Ringstraße.
Auch sie wurde bald lichterfeldisch: ein unter riesigen Bäu-
men ruhendes Gartenland.
Will man sich von den Gärten in diesem Vorort eine Vorstel-
lung machen, so denkt man immer zuerst an die vielen alten
Bäume, die es dort gab. Schon von Marienthal, der Kolonie
im Park des Schlosses Wandsbeck wurde — widerstrebend —
gerühmt, daß ihr Gründer viele schöne Parkbäume in den
Gärten habe stehen lassen. In Lichterfelde wurden zweifel-
los Bäume erhalten und Bäume gepflanzt, und der Ort wurde
von Jahr zu Jahr dunkler. Die Gärten waren alle landschaft-
lich angelegt, die großen wie die kleinen, das heißt, sie hatten
geschwungene Wege. In den Vorgärten der kleineren Grund-
stücke standen Glaskugeln, Gartenzwerge und Rehe aus Gips,
es gab Gartenlauben und einige Pergolen aus gebogenen Eisen-
rohren, die schöne Pflanzengewölbe darstellten; in einigen
großen Gärten gab es im hinteren, von der Straße abgewand-
ten Bereich gelegentlich Treibhäuser, Häuser für den Garten-
betrieb, sogar Remisen und Stallungen. Die letzteren waren
selten.
Von den Häusern aus der Zeit der Gründung sind nicht mehr
sehr viele übrig: Gegen Ende des Jahrhunderts wurden sie
zusehends durch Fachwerkhäuser oder durch solche Lichter-
felder Sonderbarkeiten ergänzt wie die Burgen in der Pau-
linenstraße, von denen schon die Rede war. Ihr Architekt ist
Gustav Lilienthal, der Bruder des ersten Gleitfliegers Otto
Lilienthal. Gustav nahm an seines Bruders aerodynamischen
Experimenten teil, gemeinsam erfanden die Brüder eine
sehr moderne Form der Luftheizung; — sie wurde in die
Burgen eingebaut! — den Anker-Steinbaukasten und eine
Art Mecano-Baukasten. Gustav hat sich dann nach Ottos Tode
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aktiv als Sozialreformer im Gefolge Franz Oppenheimers (eines
anderen Lichterfelders) betätigt und ist die führende Gestalt
bei der Gründung der genossenschaftlichen Siedlung Freie
Scholle in Waidmannslust. Ich weiß nicht, ob man es begründen
kann, wenn man diese Mischung von Romantik, Kauzigkeit,
Erfindungsgabe, Mut und Fortschrittsglauben lichterfeldisch
nennt; als alter Lichterfelder bin ich geneigt, es zu tun. Und
das scheint nicht unvernünftig, wenn man sich diese künstliche
Kleinstadt am Rande der Großstadt, aber fast unberührt von
ihren Problemen wie von ihren Stimulantiies ins Gedächtnis
zurückruft. Dazu gehört selbstverständlich eine trotz der er-
wähnten Abstufungen im großen und ganzen homogene, bür-
gerliche Einwohnerschaft, begleitet von den von ihr abhängi-
gen Existenzen der Dienstmädchen, Gärtnersleute, kleinen
Ladenbesitzer, Schuhmacher, Sattler, Schneider, besonders
für Uniformen, etc. Obwohl unser „Portier’””, seines Zeichens
Tischler, jeden Morgen in aller Herrgottsfrühe in die Frank-
furter Allee zur Arbeit führ, wußten wir Kinder reicher Leute
nichts von Arbeitern; vielleicht weil er in aller Herrgottsfrühe
wegfuhr; und obwohl am Schönower Stichkanal, in dem wir
unsere Molche fingen, eine Spinnerei stand und bald auch die
optische Fabrik von Görz, wußten wir eigentlich nicht, was
eine Fabrik war. Wir führten ein beschränktes und geschütztes
Leben, das Leben von Gymnasiasten. Und da uns alles Not-
wendige ins Haus geliefert wurde, da sogar die Waschfrau, die
Plätterin, die Näherin, ja, der Schuhmacher ins Haus kamen,
so brauchten wir nicht in die Stadt zu fahren; und wir fuhren
nicht in die Stadt.
Ob Carstenn die Selbständigkeit seiner Kolonie und ihren Ab-
schluß von der Stadt, von der sie doch abhing, in dieser stren-
gen Form beabsichtigt hat, wer kann das sagen? Es ist nicht
unwahrscheinlich. Auf jeden Fall: So hat sie sich entwickelt.
Sie erreichte eine Individualität, die weiterwirkte und Genera-
tionen in einem Lichterfeldertum erhielt, das ihrer Zeit bereits
nicht mehr entsprach. Ihr Unwissen der wirklichen gesellschaft:
lichen Verhältnisse wurde durch einen gewissen Hang zum
Idealen ausgeglichen: Jugendbewegung, Landhausideologie,
später allerdings auch anderes, fanden in Lichterfelde einen
günstigen Boden. Es ist wohl kaum gerechtfertigt, Carstenn,
den Gründer für alle Tugenden und Mängel Lichterfeldes, für
seine frische Luft wie seinen Mief verantwortlich zu machen:
immerhin: er war der Gründer.
Zum Beispiel Julius Posener
Merkmal vieler fortschrittlicher Darstellungen von wissenschaft-
lichen Problemen ist heutzutage das nahezu vollständige Ver-
schwinden des Autors hinter seinen Überlegungen.
Anders verfährt Julius Posener.
Er bezieht sich selbst, seine persönliche Erfahrung und subjekti-
ven Empfindungen stark in seine Themen, die ihm allerdings von
den gesellschaftlichen Verhältnissen diktiert werden, mit ein.
Dieses Verfahren ist in verschiedener Hinsicht ungewöhnlich. Zu-
nächst fällt es aus dem Rahmen anderer hier publizierter Versuche
den Verhältnissen der Bau- und Stadtplanung so objektiv wie mög-
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lich auf die Spur zu kommen; wer wählt dazu als einen Bezugspunkt
schon sich selbst — wie Julius Posener — und gibt damit schonungs-
los den Blick frei auf seine gesellschaftliche Lage, die ihm einerseits
eine gehörige Distanz zu den gewöhnlichen Wohnungsproblemen
im damaligen Berlin, dem Wohnungselend und der Wohnungsnot
der Massen, erlaubt und andererseits zugleich eine Fessel hinsicht-
lich radikaler Erkenntnis von deren Ursachen sein kann. Vielleicht
erklärt seine auch aus räumlicher Distanz gewonnene Erfahrung
der Berliner Wohnverhältnisse, daß er am Lichterfelder Beispiel
die Vororte kritisch wohl als die goldenen Käfige der Besitzen-
den darstellt, nicht aber zugleich als Fluchtstätten der Bourgeoi-
sie vor der gesellschaftlichen Wirklichkeit der von ihr verursach-
ten entwürdigenden Lebensbedingungen des Proletariats.
Julius Poseners ‘erfahrene’ Erkenntnisse werden so zu einer
kritischen Bestandsaufnahme der bürgerlichen Gesellschaft.
Ungewöhnlich ist das persönliche Moment der Argumentation
vor allem im Rahmen des bürgerlichen Wissenschaftsbetriebes,
dessen Grenzen Julius Posener deutlich aufzeigt , aus dem er
sich aber nicht hat hinausdrängen lassen.
In dem Maße, in dem die eigene Erfahrung zum Bezugspunkt
gemacht — und Persönliches dem Anekdotischen wiederum ent-
zogen wird — wird nochmals der Blick freigelegt auf den Autor,
auf sein Verständnis von der Aufgabe derer, die ihre Arbeits-
kraft darauf verwenden können, gesellschaftliche Realität syste-
matisch zu betrachten und zu erklären; indem Julius Posener
aus seiner Wissenschaft Konsequenzen ableitet, Partei ergreift
und handelt, überschreitet er die Grenzen bürgerlichen Wissen-
schaftsverständnisses.
Gerade im Zuge der heutigen Entwicklung, in der sich die poli-
tischen Bedingungen im Praxisbereich der Bau- und Stadtplanung
sowie an den Hochschulen zunehmend verschärfen, ist eine be-
merkenswerte Konsistenz im aufklärerischen Verhalten des Bür-
gers und Wissenschaftlers Julius Posener hervorgetreten:
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Auf der einen Seite trägt er dazu bei, schonungslos die Täuschungs-
manöver anzuprangern, mit denen die Berliner Senatsbauverwal-
tung die Realisierung der Stadtautobahn auf Grün- und Erholungs-
flächen der Arbeiterviertel Kreuzberg und Neukölln durchzudrük-
ken versucht; hierzu stellt er sich in den Dienst engagierter Bevöl-
kerung als Fachmann und mit der Autorität seines Amtes als Vor-
sitzender des Deutschen Werkbundes. Zum anderen vertritt er
offensiv die Ziele der Reform des Architekturstudiums an der
TU Berlin gegen Diffamierungen und Staatseingriffe des Wissen-
schaftssenators, indem er die Reform gemeinsam mit Studenten
und wenigen fortschrittlichen Lehrenden praktiziert; er tut dies
als Hochschullehrer, der selbst noch lernt und konsequent danach
handelt: im Konfliktfall verteidigt er aktiv die kritische Revision
des Berufs- und Wissenschaftsverständnisses und gerät damit voll-
kommen in Gegensatz zu seinen Kollegen, den sonst so selbstherr-
lichen, hier sich aber plötzlich feige hinter dem Staatskommissar
versteckenden Herren Ordinarien.
Die Verarbeitung und Anwendung dieser in öffentlichen Ausein-
andersetzungen gewonnenen Erfahrungen ist ein wesentliches
Moment seiner Ansätze, Probleme der Bau- und Stadtplanung zu
durchdringen; daß bei deren Darstellung der persönliche Bezugs-
punkt stets durchscheint, verleiht ihnen so eindringliche sinnliche
Anschaulichkeit.
Den Stellenwert ins Gespräch zu bringen, den ein derart persön-
liches Moment in der Diskussion über Planungspraxis und -theorie
hat, ist auch für Arch+ etwas ungewöhnliches. Wir wollen damit
unterstreichen, wie wichtig es für materialistisches Vorgehen ist,
die eigene gesellschaftliche Lage in die Analyse der Verhältnisse
der Bau- und Stadtplanung einzubeziehen, gerade weil sie die
Grundlage ist für die Diskussion über die politischen Perspektiven
beruflicher Praxis in diesem Bereich. Begreifen wir die Ausein-
andersetzungen darum als eine über Individuen bloß vermittelte
Bewegung, so charakterisiert das Beispiel Julius Posener eine ernst
zu nehmende Ausgangsposition.
Die Redaktion
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dem Lande in bürgerlich-kapitalistische und damit auch die
Einführung der neuen, bürgerlichen Form des Grundeigen-
tums, den privaten, freien, uneingeschränkten Grundbesitz
zur Folge.
Dieter Radicke
DER BERLINER BEBAUUNGSPLAN VON
1862 UND DIE ENTWICKLUNG DES
WEDDING — ZUM VERHÄLTNIS VON
OBRIGKEITSPLANUNG ZU PRIVATEM
GRUNDEIGENTUM |!
Ernst Heinrich hat in seinem Aufsatz ‘Der Hobrechtplan’ 2
entgegen der bis dahin vorliegenden Literatur den Verdacht
geäußert, daß weniger der Bebauungsplan von 1862 die Ber-
liner Wohnverhältnisse der 2. Hälfte des 19. Jahrhunderts
verursacht habe, als vielmehr „eine damals allgemein verbrei-
tete Auffassung von Eigentum und Privatwirtschaft . . . ihn
in ihrem Sinn ausgenutzt hat.” 3 Dieser Ansatz, daß Woh-
nungsnot und Wohnungselend eines großen Teils der städti-
schen Bevölkerung sich mehr bürgerlicher Boden- und Bau-
politik und des hinter ihr drängenden Profitinteresses der
entstehenden bürgerlich-kapitalistischen Gesellschaft ver-
dankt als dem staatlichen Diktat eines Bebauungsplanes,
soll hier in der Darstellung des Zusammenhangs von Obrig-
keitsplanung und privatem Grundeigentum weiter verfolgt
und am Beispiel der Entwicklung des Stadtteils Wedding
veranschaulicht werden.
„Vom Mittelalter bis zum Ausgang des 18. Jahrhunderts hat
die Anlage und Erweiterung einer Stadt, die Schaffung der
Existenzgrundlage für die städtische Bevölkerung, als eine
im eminentesten Sinne öffentlich-rechtliche Angelegenheit
und deshalb auch stets als Aufgabe der städtischen oder
staatlichen Gewalt gegolten; erst dem 19. Jahrhundert blieb
es vorbehalten, die Schaffung der Existenzgrundlage der
ganzen Bevölkerung der privaten Spekulation zu überant-
worten.” 4 Bauherr der Städte in der ihr eigenen Form der
privaten Spekulation wurde die Bourgeoisie in Preußen
erst in der 2. Hälfte des 19. Jahrhunderts, als sie die öko-
nomische Macht errungen hatte. Notwendig vorausgegangen
war dem in der 1. Hälfte des 19. Jahrhunderts die Privati-
sierung von Grund und Boden, deren Ergebnis, die freie un-
eingeschränkte Verfügung über das Grundeigentum, der
Bourgeoisie gewissermaßen in den Schoß gefallen war.
Denn der Prozeß der Ablösung der feudalen Eigentumsver-
hältnisse war eigentlich auf dem Lande erfolgt.
Die Entwicklung des privaten Grundeigentums
Die Preußische Agrarreform, das Kernstück der Stein-Har-
denberg’-schen Reformen, deren ausgesprochenes Ziel die
Steigerung der landwirtschaftlichen Produktivität war, hatte
die Umwandlung der feudalen Produktionsverhältnisse auf
Die Durchsetzung der neuen Form des Grundeigentums
scheint sich im Berliner Umland in zwei Phasen vollzogen zu
haben. Während der ersten Phase, die die städtischen Grund-
eigentümer unmittelbar der Agrarreform 5 verdanken, wurde
der Boden durch die Ablösungs- und Separationsverfahren
aus seinen herrschaftlichen sowie aus seinen genossenschaft-
lichen Bindungen herausgelöst. „Das Resultat des ganzen
Prozesses war, soweit das mangelhafte statistische Material
eine Beurteilung zuläßt, auch in der Umgebung von Berlin
ähnlich wie überall in Preußen: eine Vergrößerung des Areals
der Rittergüter, die Schaffung eines nicht sehr zahlreichen,
aber ziemlich begüterten Bauernstandes, die völlige Aufteilung
des ländlichen Gemeindeeigentums und eine starke Verringe-
rung der kleinen lassitischen Grundbesitzer, die sich großen-
teils in landlose Tagelöhner verwandelten.” ©
Diese Phase der Umwandlung des feudalen Grundeigentums
in seine neue Form hatte vor allem die Zusammenfassung des
Bodens zu großen landwirtschaftlichen Produktionsstätten
(Gutsbesitz und größere Bauernstellen) zur Folge.
Die zweite Phase der Durchsetzung des privaten Grundeigen-
tums erfolgte mit dem Gesetz vom 2. März 1850 7, das das
preußische Bürgertum gewiß der Revolution von 1848 ver-
dankt. Mit diesem Gesetz wurden die letzten grundherrlichen
Abhängigkeiten, die Erbpacht- und die Erbzinsverhältnisse,
aufgehoben und in die neue Form des privaten Grundeigen-
tums umgewandelt.
Für die Verteilung von Grund und Boden in der Umgebung
Berlins unter den neuen Eigentumsverhältnissen ergab sich
aus der frühen Phase der Ablösung des feudalen Eigentums
eine weitflächige Arrondierung des Bodens zugunsten ver-
hältnismäßig weniger Eigentümer; hingegen aus der zweiten
Phase eine weitgehende Aufteilung und Verteilung des
Bodens unter viele neue Privateigentümer.
Nach 1850 war somit in der Umgebung Berlins nahezu der
gesamte Boden, dessen landwirtschaftliche Nutzung vorerst
noch überwog, in privater Hand.
Der so gebildete Gürtel privatisierten Grund und Bodens
rings um Berlin begann die Entwicklung der Stadt zu be-
stimmen, als die bauliche Nutzung des Bodens eingeleitet
und das Interesse der Grundeigentümer an der Steigerung
des Bodenprofits durch Häuserbau mit der baulichen Er-
weiterung der Stadt in großem Ausmaß realisiert wurde.
Der Bebauungsplan von 1862
Im Jahre 1858 ergriff der preußische Staat die Initiative,
einen Gesamtbebauungsplan für die Umgebungen Berlins
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Die Berliner Stadtverordneten, das sogenannte Hausbesitzer-
parlament 8, hatte durch jahrelangen Widerstand gegen die
Eingemeindung des Berliner Weichbildes die räumliche Erwei-
terung der Stadt zugunsten ihres Monopols als städtische
Miethausbesitzer verzögern können, obwohl die Einwohner-
zahl infolge der Bevölkerungskonzentration, die die in den
40er Jahren einsetzende Industrialisierung in den Städten ver-
ursachte, so stark angestiegen war, daß der Bedarf an Wohn-
raum innerhalb der Berliner Stadtmauer kaum noch zu dek-
ken war. Nun wurden mit obrigkeitlich oktroyierten Maßnah-
men 9, der Eingemeindung von 1861 und dem Bebauungsplan
von 1862, die Voraussetzungen für die bauliche Erweiterung
Berlins über die Stadtmauer hinaus durchgesetzt.
Hatte ein schon in den Jahren 1827 — 30 aufgestellter ’Be-
bauungsplan der nächsten Umgebung Berlins’, wie auch der
Bebauungsplan für das Köpenicker Feld, teilweise noch in
den Prozeß der Privatisierung von Grund und Boden dahin-
gehend eingreifen können, daß das für gemeinnützige Belange
von Staat und Kommune erforderliche Land im Separations-
verfahren rechtzeitig erworben werden konnte, so sah sich
das Kgl. Polizei-Präsidium als die den Bebauungsplan aufstel-
lende Behörde 1862 vor die Tatsache gestellt, seine Planungs:
absichten auf Grund und Boden realisieren zu müssen, der
unter den neuen Eigentumsverhältnissen bürgerliches Privat-
eigentum geworden und damit dem staatlichen Zugriff ent-
zogen war.
Daraufhin reduzierte der Staat den Inhalt des Bebauungs-
planes auf die Reservierung von Grund und Boden für das
projektierte Straßennetz und verfolgte dessen Anlegung.
Art und Ausmaß der Nutzung des Bodens überließ er den
Eigentümern.
Die Kgl. Kabinets-Ordre vom 26. Juli 1862 setzte den Bebau-
ungsplan in Kraft mit der Maßgabe, „daß das datauf zu Stras-
sen bestimmte Terrain von der Bebauung frei zu halten sei”.
Durchgesetzt wurde diese Ordre durch das Kgl. Polizeiprä-
sidium, indem es Bauanträgen, die zukünftiges Straßenland
betrafen, die Genehmigung versagte, wie auch solchen, in
denen das zukünftige für das Straßennetz reservierte Terrain
nicht unentgeltlich an die Kommune abgetreten worden
war.
Gelang es dem Staat auf diese Weise, mit den ihm verbliebe-
nen Mitteln absolutistischer Obrigkeit die Aufstellung des
Bebauungsplanes und die Anlegung-der Straßen durchzu-
setzen, so nahmen die Grundeigentümer bald schon die
endgültige Verwirklichung des Straßenplanes in eigene Re-
gie und paßten den Bebauungsplan damit ihren Nutzungs-
interessen an.
Sie hatten schon während der Planaufstellung durch das
Kgl. Polizeipräsidium, als Planausschnitte dem Berliner
Magistrat und den Stadtverordneten zur Stellungnahme
vorgelegt und damit dem hausbesitzenden Teil der bürger-
lichen Öffentlichkeit bekannt geworden waren, erkennen
lassen, daß sie sich in ihrem gerade gewonnenen Anspruch
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auf uneingeschränkte Nutzung des privaten Grund und Bo-
dens beeinträchtigt und verunsichert fühlten und gegebe-
nenfalls Entschädigungsansprüche in Aussicht gestellt.
Anhand der auf die Genehmigung folgenden ‘Revisionen
des Bebauungsplanes’, also Abänderungen des projektier-
ten Straßennetzes infolge Einspruchs einzlener oder Grup-
pen betroffener Grundeigentümer, läßt sich bis in die ein-
zelnen Karten hinein der wachsende Respekt der Obrigkeit
vor den Grenzen des privaten Grundeigentums verfolgen.
Das Interesse der privaten Grundeigentümer an dem über
ihren vorstädtischen Grundbesitz gelegten Straßenplan er-
wachte und wuchs in dem Maß, wie erkennbar wurde, daß
der Bedarf an Wohnungen innerhalb der Stadtmauer nicht
mehr zu decken war. Als in den 60er Jahren das Köpenicke:
Feld, die letzte Baulandreserve innerhalb der Stadtmauer,
den Grenzen der Bauordnung von 1853 entsprechend eng
und hoch mit Mietskasernen bebaut worden war, begann
nach dem dort entwickelten Vorbild der äußersten bauli-
chen Nutzung des Grundeigentums die bauliche Verwer-
tung des vorstädtischen Grund und Bodens. 10
Von 1862 bis 1872 wurde die Zahl der Wohnungen in Ber-
lin von 113.000 auf 173.000 vergrößert; die Zahl der Zi-
vilbeölkerung stieg von 525.000 auf 805.000 an. Das be-
deutete zugleich einen Anstieg der durchschnittlichen
Wohndichte von 45 auf 64 Einwohner pro Grundstück,
wobei während der letzten fünf Jahre die Zahl der Woh-
nungen um 2,4%, die der Bevölkerung um 4,5% gestiegen
war 11, Diese Wohndichte, die bis 1900 auf 77 Einwohner
pro Grundstück noch anstieg, wurde erst auf dem ehemals
vorstädtischen Grund und Boden erreichbar.
Von den entsprechenden Wohnverhältnissen, die die städti-
schen Grund- und Hausbesitzer in Ausnutzung der ihnen
durch die gesellschaftlichen Verhältnisse verschaffen Pri-
vilegien, vor allem des privaten Grundeigentums, verur-
sachten und weit über das Land verbreiteten, zeugt das
folgende Dokument: „Eine von der Berliner Socialdemo-
kratie einberufene, am 24. September 1871 im Alcazar,
von ca. 5-6000 Menschen besuchte Volksversammlung
öffnete der Mehrzahl der Berliner die Augen über die in
großen Kreisen herrschende Stimmung zur Sache. Die
gehaltenen Reden ließen an Deutlichkeit nichts zu wün-
schen übrig, und folgende Resolution wurde mit allen
gegen eine Stimme gefaßt: Die Versammlung erklärt die
Wohnungsnot und Steigerung der Mieten in großen Städ-
ten als Folge der heutigen socialen Zustände, welche es
den Grundbesitzern ermöglichen, durch die Bodenrente
das arbeitende Volk auszubeuten und nicht der Bedürf-
nisse des Volkes sondern schwindelhafter Speculation hal-
ber den Wohnungsbau zu betreiben. Die Versammlung er-
klärt daher, daß nur durch den socialdemokratischen Staat,
wo aller Grund und Boden Gemeingut ist und, den Be-
dürfnissen des Volkes gemäß, Arbeiter-Productivgenossen-
schaften die Wohnungen herstellen, aber nicht durch
Palliativmittel der heutigen Wohnungsnoth und den groß-
artigen Krankheiten, welche sie im Gefolge hat, ein Ende ge-
macht werden kann . . .” 12.
Der Bebauungsplan von 1862 und das private
Grundeigentum im Wedding
Der Staat, der in seiner bürgerlichen Form vor allem Wahrer
des gemeinschaftlichen Wohls zu sein vorgibt 13, hat in den
Auseinandersetzungen mit den Sonderinteressen der Grund-
eigentümer um die räumliche Erweiterung der Haupt- und
Residenzstadt Berlin das Allgemeininteresse wenig erfolg-
reich vertreten.
Heißt es in dem Reskript des Preußischen Handelsministers
vom 2. August 1862, das die Kgl. Genehmigung des Bebau-
ungsplanes mitteilt und ihn erläutert: „Der Plan hat zunächst
nur die negative Bedeutung, daß das darin zu Straßen und
Plätzen bestimmte Terrain nicht bebaut werden darf.” so
wird darin zu seiner positiven Bedeutung, der zukünftigen
baulichen Realisierung, nur festgestellt, daß der Staat sich die
Anlegung der Straßen und dem König die der staatlichen Re-
präsentationsbauten vorbehalte. 14
Seine Rolle als Wahrer des Gemeininteresses an der baulichen
Entwicklung der Stadt hatte er damit ausdrücklich auf die
Herstellung eines Straßennetzes reduziert; die bauliche Ent-
wicklung Berlins überließ er dem sog. freien Spiel der wirt-
schaftlichen Kräfte und damit der Konkurrenz privatkapita-
listischer Interessen, Terrain- und Häuserhändlern sowie
Fabrikanten. um den Bodenprofit.
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Kommune, welcher schöne Anlagen wie der Friedrichshain,
der Park vor dem Schlesischen Tore und dergleichen zu
Nutzen kommen, hierzu die Mittel übrig, so mag sie seiner
Zeit, wenn aus der vorgeschrittenen Bebauung sich der
Character eines Stadttheils erkennen läßt, den erforderlichen
Grund und Boden, wenn auch bebaut, erwerben; immer aber
werden sich solche Anlagen den vorhandenen, als nothwen-
dig anerkannten Communications-Wegen anschließen müssen,
niemals wird eine solche Anlage eine Verkehrslinie unterbre-
chen dürfen, wenn sie auf dem Situationsplan auch noch so





Im Kgl. Polizeipräsidium, der planaufstellenden Behörde, des-
sen Absichten sich vorrangig an der Projektierung eines Stras-
sennetzes für Berlin und dessen reibungsloser Verwirklichung
orientierten, waren indessen von dem Leiter des „Commissa-
rium zur Ausarbeitung des Bebauungsplanes’””, dem Baumei-
ster James Hobrecht, ansatzweise Vorstellungen zur bauli-
chen Realisierung des Planes entwickelt worden.
{hren Niederschlag finden die Hobrecht’schen Überlegungen
in den Erläuterungsberichten zu einigen Abteilungen des
Bebauungsplans, zumal in;jenen, die das Gebiet des Wedding
im Norden Berlins betreffen.
Der Erläuterungsbericht zu den Abteilungen IX und XI 15
stellt die staatliche Planungsabsicht noch als ausschließlich
auf den Entwurf des Straßennetzes begrenzt dar: Der Ent-
wurf „beschränkt sich in der Hauptsache auf das Nothweni-
ge an Straßen und Plätzen; daß hierbei ein besonderer Werth
auf das, was man die Architektur des Projectes nennen könn-
te, nicht gelegt worden versteht sich von selbst. (. . .) Anla-
gen zur Verschönerung, welche dem Allgemeinen zu Gute
kommen, fallen somit sofort einzelnen Privatpersonen, wel-
che sich die dazu nothwendigen Beschränkungen müssen
gefallen lassen, zur Last. Ein Bebauungsprojekt wird daher
sich immer soweit zu beschränken haben, daß sich von sämt-
lichen in ihm enthaltenen Straßen und Plätzen nachweisen







aus: Erläuterungsbericht zum Bebauungsplan für die Um-
gebungen Berlins, Abtheilung X, 1, vom 6. März 1861
Landesarchiv Berlin
Den neun Monate später vorgelegten Erläuterungsbericht für
die Abteilung X des Bebauungsplanes 17 leiten andere Vor-
stellungen 18: Hobrecht läßt das Bild eines vorstädtischen,
bürgerlichen Wohnviertels entstehen, das er in konkreten
städtebaulichen Formen beschreibt und dem er Bedürfnisse
der späteren Bewohner zu Grunde gelegt hat: „Das Mittel,
dem Auge dennoch einen wohltuenden Anblick grüner An-
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lägen, Baumpflanzungen und Rasen zu gewähren, (...) ist
ein Doppeltes: man kann die Baum- und Rasenanlagen einge-
gittert mehr oder weniger in die Mitte der Straßen placiren
und man kann die beiden Straßenseiten verschieden behan-
deln, sodaß auf der einen Seite ein schmaler vielleicht chaus-
sierter Straßendamm mit schmalem Bürgersteig und breiten
Vorgärten, auf der andern Seite für den durchgehenden
Hauptverkehr ein breiter Straßendamm und ein Bürgersteig
ohne Vorgärten projectirt wird; in diesem Fall würden die
beiden Straßendämme durch eine Promenade oder einen Ra-
senstreifen zu trennen sein. Eine solche Anlage, welche sehr
vielfach in den neueren Stadttheilen Londons und anderen
englischen Städten vorkommt, nimmt Rücksicht auf die ver-
schiedenen Bedürfnisse der verschiedenen Bewohner einer
Straße; an dem breiten Straßendamm ohne Vorgärten mit
dem durchgehenden Verkehr placirt sich der Kaufmann
und das Gewerbe, an den schmalen seitwärts herausgerück
ten Straßendamm mit Vorgärten der der Ruhe bedürftige
Theil der Bevölkerung — der Gelehrte, der Beamte, der
Künstler. Nebenstehende Querprofile geben ein Bild sol-
cher mehr oder minder reich ausgebildeten Straßen.
Derartige Straßen habe ich in Paris nicht gesehen, wo aber
auch überhaupt bei den neueren Straßen-Anlagen die An-
sicht vor zu herrschen scheint, daß die Schönheit einer
Straßen-Anlage lediglich mit der Breite derselben in direc-
tem Verhältnis fortschreitet. Dieser Grundsatz ist sehr be-
denklich. Denn wenn auch im Allgemeinen erhabene mo-
numentale Bauwerke wenigstens zum Theil verlangen, daß
sie auf einem freien Platz stehen, so ist das doch bei der
gewöhnlichen städtischen Häuser-Architektur nicht der
Fall; diese muß gewissermaßen etwas Gedrungens behalten.
denn sie imponirt vorzugsweise durch ihre zusammenhän-
genden Massen, welche das Auge mit einem Blick zu über-
sehen im Stande ist. Die maßlose Breite neuer Straßen in
Paris, wie der Boulevards Exterieures, läßt jeden architec-
tonischen Total-Eindruck aus; die Häuser erscheinen winzig
und die Straße sieht aus wie ein Dorfanger.
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Als 25 Jahre nach der Aufstellung des Bebauungsplans die
bauliche Verwertung von Grund und Boden im Wedding
sprunghaft zuzunehmen begann, war der Siedlungscharakter
von anderen Faktoren festgelegt worden. Der südliche Wed-
ding war entlang der Chausseestraße, entlang der Stettiner
Eisenbahn und der Ringbahn und entlang des neuen Verbin-
dungskanals zum größten Standort der Metallverarbeitenden-
umd Maschinenbauindustrie geworden.
Der große Bedarf an Wohnraum für Fabrikarbeiter nahe den
Produktionsstätten bestimmte die Entwicklung der Weddin-
ger Wohngebiete in der Nähe der Fabriken zu proletarischen
Wohnvierteln.
Der Bebauungsplan von 1862 hatte für den Platz B der Ab-
teilung X, Section 1, den heutigen Sparrplatz, nördlich der
Ringbahn und westlich der Müllerstraße inmitten von Miets-
kasernen und auf den Hinterhöfen verborgenen Fabrikanla-
gen gelegen, ursprünglich nach dem Hobrecht beherrschen-
den Vorbild englischer bürgerlicher Vorortwohnviertel wohl
das typischste Beispiel eines ‘Square’ vorgesehen:
„Der Platz B, dessen Anlage für diesen Stadttheil überhaupt
notwendig ist, möchte Square-artig auszubilden sein. Auf
demselben soll der Hauptstraßendamm zur rechten (nach der
Müllerstraße) liegen, während auf der linken Seite Vorgärten
mit einem schmalen Straßendamm anzulegen sein möchten.
In der Mitte des Platzes können eingegitterte Anlagen ihre
Stelle finden, wie nebenstehendes Querprofil andeutet.” 20
Salche Straßen, wie ich sie vorhin beschrieb wie ich sie in den
neueren Theilen von London gesehen habe, habe ich mehr-
fach auf dem Bebauungsplan der Abth. X projectirt.” 19
Hobrechts vermutliche Absicht, für die räumliche Erweiterung
Berlins Siedlungsformen zu verwenden, die vom Vorbild bür-
gerlicher Wohnviertel in englischen Städten des 18. und 19.
Jh. hergeleitet sind, um einen spezifisch vorstädtischen Sied-
lungscharakter zu erzielen, hat sich zwar in Bebauungsplan
und Erläuterungsbericht niedergeschlagen; ihrer Verwirkli-
chung stand aber die vom Grundeigentum inzwischen be-
stimmte Praxis der baulichen Entwicklung der Stadt entge-
gen. Da der Staat die Stadt der ‘Laissez-faire’-Konkurrenz
privatkapitalistischer Interessen überlassen hatte, lag es nun
weder in seinem Interesse noch in seiner Macht von den
Hobrecht’schen Vorstellungen mehrals die Straßenflucht-
linien zu verwirklichen; den privaten Grundeigentümern war
es leicht, das Straßennetz mit ihren eigenen, weitaus profit-
trächtigeren Produkten anzufüllen.
4 Sa
Straßenquerprofil für den Platz B (Sparrplatz)
aus: Erläuterungsbericht zum Bebauungsplan für die Umge-
bungen Berlins, Abtheilung X, 1, vom 6. März 1861
Landesarchiv Berlin
Nachdem die Anlage der Verbindungs-Eisenbahn um 1872
am südlichen Rand des Platzes B mit ihrem 10 m hoch auf-
geschütteten Damm eine Siedlungsbarriere gebildet hatte,
die die Verbindung zum südlichen, schon besiedelten Teil
des Wedding abschnitt und nachdem Fabrikanten, der Nähe
des Berlin-Spandauer-Schiffahrtskanals wegen, als erste die
bauliche Nutzung des Terrains um den Platz B herum unter-
nommen hatten, war über den zukünftigen Siedlungscharakter
des Gebietes so hinreichend entschieden, daß die für die
Hobrecht’sche Absicht vom bürgerlichen Wohnviertel
wichtigen reich ausgebildeten Straßenquerprofile bei der
16
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späteren endgültigen Festlegung der Bauflucht vergessen
waren.
Die vollständige Aneignung und Ausnutzung des Bebauungs-
planes durch das private Grundeigentum und die Herstellung
proletarischer Wohnverhältnisse mittels Bau- und Boden-
spekulation läßt sich anhand der Akten der Bau- und Stras-
senpolizei nur überschläglich. verfolgen: 1888 war der größte
Teil des um den projektierten Platz B gelegenen Terrains,
eine Vielzahl kleiner, landwirtschaftlich genutzer Flur-
stücke in den Besitz der Grundrenten-Gesellschaft, eines
Bau- und Terrainspekulationsunternehmens gelangt. Als
Ende 1893 die Sparrstraße, die den Platz B tangiert, seitens
der Kommune reguliert, entwässert und gepflastert ist, be-
baut die Gesellschaft vereinzelte Parzellen und verkauft sie
unmittelbar darauf. Das sumpfige Terrain des Platzes B
tritt sie zu dessen Anlegung an die Kommune ab und ver-
kauft alsdann den großen Komplex restlicher Parzellen
an den Maurermeister und Bauunternehmer Hirschfeld
aus Rixdorf um 1900, als gerade eine massierte Bebauung
des Wedding über die Ringbahn hinaus, dem gewaltigen
Anstieg der Bevölkerung entsprechend, einsetzt.
Binnen kurzer Zeit hat der neue Grundeigentümer und
Bauunternehmer die Bebauung der gesamten Westwand
des Sparrplatzes über 13 Parzellen hinweg 5-6 Geschosse
hoch durchgeführt.
Diese Wand verbarg das dahinter in mehreren Querhäusern
und Seitenflügeln durchgeführte System der Arbeitermiets-
kaserne, für die das Bürgertum zu der Zeit schon den Be-
griff vom Kleinwohnungsbau erfunden hatte und das un-
ter dem Deckmantel der Beseitigung der Wohnungsnot
das Grundeigentum als profitables bürgerliches Privileg auf-
techterhielt.
(x Der Beitrag stammt aus dem Zusammenhang der Festschrift
Ernst Heinrich, Dem Bauforscher, Baugeschichtler und Hoch-
schullehrer zum 75. Geburtstag. Herausgegeben von Goerd
Peschken, Dieter Radicke und Tilmann J. Heinisch, Universi-
tätsbibliothek der Technischen Universität Berlin, Berlin 1974
Ernst Heinrich, unter Mitarbeit von Hannelore Juckel, Der
‘Hobrechtplan’, in: Jahrbuch für Brandenburgische Landes-
geschichte, 13. Band, Berlin 1962.
Ernst Heinrich, a.a.O., S. 52.
Paul Voigt, Grundrente und Wohnungsfrage in Berlin und sei-
nen Vororten. 1. Teil, Jena 1901, 5. 92.
Die rechtlichen Grundlagen der Preußischen Agrarreform wa-
ren vor allem: das ‘Edikt, den erleichterten Besitz und den
freien Gebrauch des Grundeigentums sowie die persönlichen
Verhältnisse der Landbewohner betreffend’ vom 9. Oktober
1807; das ‘Edikt zur Regulierung der gutsherrlichen und bäu-
erlichen Verhältnisse’ vom 14. September 1811; die ‘Deklara-
tion des Ediktes vom 14. September 1811 wegen Regulierung
der gutsherrlichen und bäuerlichen Verhältnisse’ vom 29. Mai
1816.
Paul Voigt, a.a.O., S. 106.








rung der gutsherrlichen und bäuerlichen Verhältnisse’ vom
2. März 1850.
Aufgrund der Städteordnung vom 24. Mai 1853 mußte minde-
stens die Hälfte der Stadtverordneten städtischen Hausbesitz
haben; faktisch waren jedoch infolge des Preußischen Dreiklas-
senwahlrechts von 1850 weit mehr als die absolute Mehrheit,
nämlich ca. 2/3 der Stadtverordneten Haus- und Grundbesitzer,
1907 waren in Berlin 92 Hausbesitzer unter 114 Stadtverordne-
ten. Vgl. Alfred Baron, Der Haus- und Grundbesitz in Preußi-
schen Städten, Jena 1911, S. 16 und 30.
Die staatliche Obrigkeit hatte sich mit $ 2 der Städteordnung
von 1853 die Möglichkeit geschaffen, die Eingemeindung zwangs
weise, gegen den Willen der städtischen Organe per Kgl. Kabinets
Ordre durchzuführen und tat das am 28. Jan. 1860 auch. Vgl.
Paul Clauswitz, Die Städteordnung von 1808 und die Stadt
Berlin, Berlin 1908.
So äußert der Berliner Magistrat 1861 in einem Schreiben an das
Kgl. Polizeipräsidium Weddinger Terrain betreffend den Wunsch:
„daß soviel wie möglich dahin gewirkt werde, die Straßenquar-
tiere größer zu legen als nach dem Allerhöchst genehmigten
Bebauungsprojekt für dieses Terrain angenommen, da (...)
das genannte Terrain an einzelne Personen veräußert worden ist:
die neuen Grundbesitzer wahrscheinlich aber weit höhere und
größere Gebäude werden errichten wollen . . . ” Acta des Kgl.
Polize-Präsidiums zu Berlin, betreffend die Revision der Bebau-
ungspläne in nächster Umgebung Berlins, 1861-62. Landesarchiv
Berlin. Pr.Br.Rep. 30/188.
Vgl. Ernst Bruch, Wohnungsnot und Hülfe. In: Berlin und seine
Entwicklung. Städtisches Jahrbuch für Volkswirtschaft und Sta-
tistik, hrsg. v. statistischen Bureau der Stadt, 6. Jg., Berlin 1872,
S:20£.
Ernst Engel, Die Wohnungsnot. Ein Vortrag auf der Eisenacher
Conferenz am 6. October 1872. In: Zeitschrift des Königlich
Preußischen Statistischen Bureaus. 12. Jg., Berlin 1872, S. 389.
„Einzelne Rechte und Vortheile der Mitglieder des Staates
müssen den Rechten und Pflichten zur Beförderung des gemein-
schaftlichen Wohles, wenn zwischen beiden ein wirklicher Wi-
derspruch (Collision) stattfindet, nachstehen”, 8 75 der Ein-
leitung zum Allgemeinen Landrecht für die Preußischen Staaten
von 1794.
Rescript des Minister des Handels etc. vom 2. August 1862. Vgl.
C. Doehl, Repertorium des Bau-Rechts und der Bau-Polizei für
den Preußischen Staat. Berlin 1867, S. 344.
Die das Gebiet des Wedding betreffenden Abteilungen IX und
XI des Bebauungsplans, westlich und östlich der Brunnenstraße.
werden im Jahr 1860 unddie beiden Sectionen der Abteilung
X, als deren nördliche Fortsetzung westlich und östlich der
Reinickendorfer Straße, werden 1861 entworfen.
Acta des Königlichen Polizei-Präsidii zu Berlin, betreffend
die Revision des Bebauungsplanes in nächster Umgebung
Berlins. 1861-62. Landesarchiv Berlin, Pr.Br.Rep. 30/188.
Ebenda.
Die Veränderung der Hobrechtschen Vorstellungen sind wohl
vor allem durch zwei Ereignisse verursacht worden, die der
Ausarbeitung der Abteilung X unmittelbar vorausgegangen wa-
ren: die Technische Baudeputation hatte in einem Gutachten
vom 18. August 1860 (das mir im Wortlaut nicht bekannt ist)
Grundsätze zur Aufstellung des Bebauungsplanes erarbeitet,
die auf Form und Maß einzelner Bebauungsplanelemente offen-
sichtlich Einfluß nahmen; zudem hatte Hobrecht inzwischen
während eines längeren Dienstaufenthaltes 1860 in England
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König und Adel mußten jedoch das aufwendige Hofleben und
die Monarchie die steigenden Kriegskosten aufbringen, und
da die Landwirtschaft trotz schärfster Ausbeutung nicht mehr
fähig war, diese Ausgaben zu decken, sahen sich die herrschen-
den Klassen nach anderen Geldquellen um. „Es ist nun von
entscheidender Bedeutung, daß sie von einem gewissen Zeit-
punkt ab den besten Weg zur Erreichung dieser Ziele nicht
mehr nur in der einfachen Steuererhöhung bzw. der Steige-
rung der Waffenvorräte erblickten, sondern vielmehr in der
Förderung gerade der gewerblichen Produktion. Das wäre
nicht möglich gewesen, hätten nicht die Fürsten und ihre
Ratgeber unter dem Einfluß einer merkantilistischen ökono-
mischen Ideologie gestanden, die . . . insbesondere vom engli-
schen Bürgertum ausging.” 2
Voraussetzungen einer solchen Gewerbeförderung sind die
Akkumulation von Geldfonds und Umwandlung der Geldfonds
in gewerbliches Kapital. Diese Voraussetzungen mußten, da
eine Notenbank im deutschen Raum fehlte und somit ein Kre-
ditwesen im großen Maßstab nicht bestand, durch den abso-
lutistischen Staat ermöglicht und gefördert werden in Form
von Privilegien, Absatzgarantien, Monopolen, Zuschüssen in
Geld oder Gebäuden, Ausbau des Verkehrsnetzes, Schutz-
zöllen und Exportprämien. Unter Durchbrechung der Zunft-
gesetze wurde versucht, die Gründung von Unternehmen,
Manufakturen, anzuregen.
„Darüberhinaus konnte die merkantilistische Politik des Feu-
dalabsolutismus auch keineswegs immer konsequent das Ziel
verfolgen, die gewerbliche Produktion . . . zu fördern. Stieß
doch einmal die Gewerbeförderung vielfach auf die Gegner-
schaft des Adels” 3 und natürlich der Zünfte. Zudem wurde
„nicht selten eine Abneigung des Souveräns gegen die Bour-
geoisie sichtbar” 4. Hinzu kamen Schwierigkeiten und Hin-
dernisse durch die Zersplitterung des „deutschen Reiches”,
Zollschranken, die die Ausbildung eines ausreichenden Bin-
nenmarktes verhinderten und den Außenhandel stark ein-
schränkten.
Die Begünstigung des Rohstoffimports und des Exports von
Fertigwaren, die Behinderung des Imports von Fertigwaren
durch die merkantilistische Wirtschaftspolitik &gt; und die fehlen-
de Konkurrenz innerhalb des sich nur schwach ausbreitenden
Handelskapitals förderten das Verlagswesen zur einzig flo-
rierend »n Form der Akkumulation.
1. Wirtschaftliche und gesellschaftliche Ausgangs-
situation in Preußen
Die Entwicklung Preußens in ökonomischer und politischer
Hinsicht war weit hinter der in England, Frankreich und ande-
ren europäischen Staaten am Atlantik, der modernen Handels-
straße, zurückgeblieben. Das wirtschaftliche und politische
Interesse Preußens richtete sich fast ausschließlich nach Osten
(Kolonisation der Oder- und Warthebrüche und die Schlesi-
schen Kriege um die Rohstoffquellen in Schlesien). Die Land-
wirtschaft stellte den einzigen „einträglichen”” Wirtschaftszweig
dar; der preußische Bauer litt schwer unter der Ausbeutung
des Adels. Erst 1764 wurde das „‚.Bauernlegen” verboten 1.
Damit das Lohngeld der Werktätigen nicht in andere Länder
abfließen konnte und dem örtlichen Wirtschaftskreislauf ent-
zogen wurde, mußte dafür gesorgt werden, daß am Produk-
tionsort und Auszahlungsort auch die Konsumtion der Ar-
beiter stattfand. Aus diesem Grunde wurde den Wander- und
Saisonarbeitern, z.B. den Zimmerleuten aus dem Voigtland,
Siedlungsflächen außerhalb den Stadtmauern Berlins zuge-
wiesen, um sie an den Wirtschaftsbereich der preußischen Re-
sidenz zu binden. ©
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2. Die preußische Bauverwaltung und ihre Bestrebungen
um die Einrichtung einer Ausbildungsstätte für
Baubeamte
Entsprechend der. wirtschaftlichen Notwendigkeiten, Förderung
des Gewerbes und Handels, sowie die Einbeziehung noch unko-
lonisierter Gebiete in den preußischen Wirtschaftsbereich, Aus-
dehnung der Landwirtschaft, des Hauptwirtschaftszweiges des
unterentwickelten Landes, und daraus folgenden Bauaufgaben
betätigte sich der preußische Staat im Bauwesen. Herstellung
vorwiegend landwirtschaftlicher Gebäude, Meliorationen, Stras-
sen-, Kanalbau, Kolonisation, Wasserbau und mit Einschränkung
Festungsbau und Fabrikbau (Schinkel: Königliche Manufaktu-
ren).
2.1 Die Zentralisation des preußischen Bauwesens
Das Bauwesen in Preußen 7 splitterte sich auf in Kompetenz-
bereiche der verschiedenen Provinzen unter Leitung von „Bau-
Directoren” bei den örtlichen Kriegs- und Domainenkammern
und wurde unter Aufsicht von Bau-Inspektoren und Land-
baumeistern jedoch ohne zentrale Oberaufsicht durchgeführt.
„Die natürliche Folge dieser einseitigen Verwaltung eines sehr
wichtigen Zweiges des Finanzwesens war die, daß der Zustand
der Bauverfassung der Provinzen so verschieden, als die Ge-
schicklichkeit und Thätigkeit der einzelnen Bau-Direktoren
war, daß in der einen Provinz vielleicht wesentliche Verord-
nungen und Verbesserungen derselben gemacht wurden, indeß
eine andere den alten fehlerhaften Schlendrian beibehielt, und
daß also gar keine allgemeine Vorschriften, die das ganze des
gesammten Bauwesens aller Provinzen betrafen, vorhanden
seyn konnten, folglich die nöthige Einheit fehlte. Nie konnte
auf diesem Wege und unter diesen Verhältnissen, selbst nur
die praktische Baukunst in den Preußischen Landen irgend
einen Grad von Vollkommenheit erhalten, noch weniger war
wissenschaftliche, auf Theorie sich gründende, Ausbildung der-
selben zu erwarten, und doch ist beides so nothwendig, wenn
nicht beträchtliche Summen durch Unwissenheit unnütz ver-
schwendet, die Forsten verwüstet, und also in beider Rück-
sicht der Staat unendlich leiden soll. Unermüdet in der Ver-
vollkommungaller Theile der Staats-Oekonomie, und über-
zeugt von dem wesentlichen Nutzen, den eine Oberaufsicht
über das Bauwesen der gesammten Provinzen mit sich führen
mußte, bewirkte daher das etc. General-Directorium die Stif-
tung eines von demselben relevirenden Collegii, von welchem
die Bausachen aller, unter dem General etc. Directorio stehen-
den. Provinzen bearbeitet werde‘. sollten.” 8
Am 6. Mai 1770 wurde das Ober-Bau-Department durch eine
„Cabinetsordre” von Friedrich II. gestiftet und am 8. Juni
1770 durch den „Geh. Etats-Minister”” Freiherr von Massow
eingeführt. Es unterstand dem „General-Direktorium”, stellte
die höchste innere Landesbehörde dar, zentralisierte das ge-
samte staatliche Bauwesen Preußens und sollte jede Bautätig-
keit, Projektierung und Finanzierung überwachen.
In diesem Zusammenhang ist Zitelmanns Hinweis nicht unwich-
tig, daß die Geschichte des Oberbaudepartements „aller-
dings vorzüglich mit der hiesigen Finanz-Verfassung zusam-
menhängt, ...” 9
Es ist daher aus dem oben gesagten nicht verwunderlich, daß
der Entwurf und die Instruktionen für das Ober-Bau-Departe-
ment von dem 1723 von Friedrich Wilhelm I. gegründeten
„Königlichen General-Ober-Finanz-Krieges- und Domainen-
Directorio” stammen (17. April 1770) 10
Die Mitglieder des Oberbaudepartements waren 4 Finanz-
leute (Struve, Voß, v. Harlem, Naumann), 5 Baumeister
(Boumann, Silberschlag, Gerhardt, Holsche, Seidel) und
Professor Lambert als „membro honorario””, zu dessen An-
stellung es in den Instruktionen vom April 1770 heißt: „In
der Wissenschaft und Anordnung der Bauten noch manches
eine genauere Ausmittelung erfordere, und noch viele Pro-
bleme über die Brauchbarkeit und Dauer der verschiedenen
Baumaterialien im Lande, imgleichen der Art, nach Be-
schaffenheit derselben und der Bestimmung eines Gebäudes
so zu bauen, daß an der Festigkeit nichts mangele, und doch
zugleich solcher nicht ins überflüssige getrieben werde, auf-
zulösen wären, mithin überhaupt theoretische Gelehrte, die
eine gute Stärke in der höheren Mathematik hätten, zur
Excolirung vornehmlich der Wasserbaukunst und der übri-
gen Theile, vermittels wechselseitiger Communication der
Ideen, Speculationen und Erfahrungen beitragen könnten.” 11
In dieser Arbeit sollen nur einige Hauptpunkte der Instruk-
tionen zur Sprache kommen. Interessant sind hierbei die
Kommentare Zitelmanns aus dem Jahre 1801.
„Da das Bauwesen überhaupt von zu großem Umfange sey,
als daß man erwarten könne, ein jedes Mitglied würde in
jedem Theil desselben vollkommene und gründliche Kennt-
nisse besitzen, so sollten die verschiedenen Arbeiten unter
die Mitglieder, nach Maßgabe ihrer mehr oder mindern
Application, auf diesen oder jenen Theil der Baukunst ver-
theilt werden,” 12 steht in den Instruktionen, deshalb wurde
das Bauwesen in vier Hauptabteilungen gegliedert: Maschi-
nenbau (Windmühlen, Pumpen etc.), Domainenbau (Wohn-
häuser, Scheunen, Brücken, Fabrikbauten, Rathäuser, Kir-
chen, Schulen etc.), Wasserbau (Dämme, Schleußen, Kanäle.
Festungsbauten etc.) und Straßenbau (Instandhaltung der
Post- und Landstraßen etc.).
Wie oben schon erwähnt, bestand die Aufgabe des Departe-
ments in der vollständigen Überwachung jeder Bautätigkeit
im Lande; Prüfung der „angezeigten Bauten” auf ihre Not-
wendigkeit, „, . . ., und dahin sehen, daß überflüssige Gebäu-
de abgeschafft und zu große eingeschränkt”, ..., richtige
und „schickliche” Lage des Gebäudes und die Revision
oder eventuell Neubestimmung der Erstellungskosten. „Da-
hingegen sollten die Provincial-Baumeister für die untadel-
hafte Ausführung der Bauten verantwortlich seyn.” 13
Zitelmann weist in diesem Zusammenhang auf die Schwie-
rigkeiten der Ermittlung der Kosten hin, da diese aus nicht
vorauszusehenden Gründen z.B. Spezialgründungen u.a.m.
19
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nicht im voraus zu bestimmen seien. Auch könne das Departe-
ment nicht alleine ohne Hinzuziehung der örtlichen „Krieges-
und Domainen-Räthe” und der Provinzial-Baumeister über eine
Einschränkung nutzloser oder zu großer Gebäude entscheiden.
Zudem sei das gestiegene Bedürfnis aller Klassen nach einem
„höheren Grad von Kultur”, auch nach größeren Wohnverhält-
nissen von der Bauverwaltung im einzelnen nicht abzuschätzen.
Wegen des Holzmangels in Preußen unter Friedrich II., hervor-
gerufen erstens durch die Trockenlegung der Oder-, Warthe-
und Netzbrüche, durch den Bau von Straßen, Brücken, Kanäle
und 900 Kolonistendörfer und zweitens vor allem durch die
Anfachung der Rüstungsindustrie, die durch die Eisenverhüt-
tung enorme Holzmassen verschlang, werden in den Instruktio-
nen der Nachweis von Bauholz und die Rationalisierung des
Holzverbrauchs im Bauwesen gefordert. (Hinweis Zitelmanns
auf den „Lehmpatzenbau”, eingeführt 1790 von D. Gilly 19.
Das Oberbaudepartement solle darauf achten, daß bei öffent-
lichen Gebäuden und kleinen Brücken die übliche Holzbau-
weise in Massivbauweise umgewandelt werde.
Zu den Festlegungen der Preise aller Baumaterialien, Fuhr- und
Arbeitslöhne durch das Departement mit Unterstützung der
„Krieges- und Domainen-Kammern” schreibt Zitelmann: „Dies
ist zwar von Zeit zu Zeit geschehen; allein eines Theils wechselt
der Preis mancher Materialien, wie auch des Fuhrlohns an ver-
schiedenen Orten zu sehr ab und richtet sich nach dem Preise
der Lebensmittel und dessen, was zur Bereitung mancher Ma-
terialien erforderlich ist, mithin kann der Natur der Sache nach
hier wohl keine genaue Controlle statt finden, anderntheils
scheint es mir, daß man sich hierunter wohl auf die Provinzial-
Baumeister verlassen könne und müsse. Ihre Amtspflicht ver-
bindet sie eben so stark als die Mitglieder des Ober-Bau-Departe-
ments, das wahre Interesse des Staates wahrzunehmen. — Sollte
man ihnen also nicht so viel Redlichkeit zutrauen dürfen, daß
sie nur diejenigen Preise annehmen werden, die zur Zeit der
Anschlagsverfertigung für gute Materialien die geltenden sind? ” 15
(Auf den besonderen Aspekt der Amtspflicht in Preußen kom-
me ich später noch zurück.)
Zitelmann geht es bei seinen Erläuterungen darum, daß den
Provinzial-Baumeistern, den ausgebildeten Verwaltungsbeam-
ten, ein größeres Mitspracherecht einzuräumen sei, das das
Primat der Finanzverwaltung etwas einschränke, da diese die
Verantwortung trügen, das Wissen der praktischen Ausführung
hätten und durch den Beamteneid verpflichtet seien, Schaden
und Nachteile vom König und somit vom Staate abzuwenden.
Die Aufsicht des Departements erstreckte sich nicht nur auf
die Bauausführung bis ins Detail, es wurden Feuerschutzbe-
stimmungen, z.B. Abschaffung der hölzernen Schornsteine,
Verlegung der Backofen außerhalb der Dörfer, Vergrößerung
der Höfe, Auseinanderrückung der Gebäude, Aufführung
massiver Brandgiebel in den Städten usw., die Normung des
Baumaterials und Größe der Häuser, die Einführung von „Nor-
malzeichnungen” und „Normal-Holzanschlägen”” zur Rationa-
lisierung des Holzverbrauchs, die strenge Überwachung der
gleichen Ziegelformate und „Gebäude-Schemata” für Massiv-
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bauweise, Lehmpatzenbau und Fachwerksbau gefordert,
auch auf die Ausführenden, die Bauschaffenden, wurde
die staatliche Aufsicht erweitert.
„Vorzüglich ward es dem Ober-Bau-Departement zur Pflicht
gerhacht: ‘auf die tüchtige und solide Ausführung der Bauten
und Reparaturen zu sehen, und nöthigenfalls in wichtigen
Sachen selbst Lokal-Revisionen während und nach Vollen-
dung des Baues, vorzunehmen’. ” 16 Weiter heißt es in den
Instruktionen: „Würde sich das Ober-Bau-Departement außer
dem alle ersinnliche Mühe zu geben haben, Verbesserungen
und nützliche Erfindungen in dem Bauwesen anzubringen
und solches zu vervollkommen, den Fuschereien der Hand-
werker Einhalt zu thun, und dafür zu sorgen, daß nur ge-
schickte Mauermeister, Zimmermeister etc. nach vorhergegan-
genen Examen angestellt würden.” 17 Und der Kommentar
Zitelmanns: „Es dürfte leicht den Anschein einer Partheilich-
keit gewinnen, wenn ich hier weitläufig auseinandersetzen
wollte, wie sehr das Ober-Bau-Departement der erstern Ob-
liegenheit genüget hat, — ich begnüge mich daher hier damit,
am Schlusse dieses Aufsatzes ein Verzeichniß derjenigen
Schriften mitzutheilen, welche mehreren ehemaligen und
jetzigen Mitgliedern des Ober-Bau-Departements ihr Daseyn
verdanken, und die wohl nicht wenig zur Vervollkommung
des Bauwesens beigetragen haben, oder noch in der Folge
beitragen werden. Für die Anstellung geschickter Ouvriers
hat das Ober-Bau-Departementgleichfalls, so viel es sein
Wirkungskreis erlaubt, zu sorgen gesucht, worunter jedoch
die hergebrachte Gewerks-Privilegien zum Theil noch hinder-
lich sind.” 18
Das Departementerhielt die Aufgabe, die Baubedienten zu
überwachen und zu prüfen. Es wurde ein erstes Examen, das
Feldmesser-Examen, und darauf folgend ein zweites Exa-
men, das architektonische Examen (bis 1798), von den staat-
lichen Baubeamten gefordert. Die Kandidaten waren berech-
tigt, den Posten eines Bau- oder Deich-Inspektors zu beklei-
den. Da nach Zitelmanns Erläuterungen die Ausbildung oft
nicht ganz vollständig erschien (fehlende Praxis etc.), schob
manseit dem 8. Mai 1798 ein „Tentamen in der Baukunst”
dazwischen, das Vorkenntnisse in der Baukunst vermittelte.
Der Kandidat erhielt eine Anstellung als Bau-Conducteur,
als Bauleiter, unter Aufsicht eines Provincial-Baumeisters
und erwarb damit das Recht zum architektonischen Examen.
„Damit es künftig nicht an geschickten Baumeistern fehle,
sollten einige fähige Köpfe als Conducteurs, die geschickte-
sten von ihnen aber als Referendarien engagirt werden, wel-
che bei den Bearbeitungen und Revisionen der Anschläge
von den membris Collegii mit zugezogen, auch mit auf Com-
missionen genommen, sodann aber bei bewiesener Geschick-
lichkeit als Bau-Inspektoren und Landbaumeister, so wie
die geschicktesten als Bau-Direktoren und Bau-Räthe in den
Provinzen versorgt, auch wenn sie vorzügliches Talent und
wahre Neigung hätten, ihre Kenntnisse durch nützliche Rei-
sen zu erweitern, selbigen ein Zuschuß zu den dazu erforder-
lichen Kosten bewilligt werden sollte.” 19
Die Prüfung der Führungskräfte (Bau-Direktoren) nahm die
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„Ober-Examinations-Commission”” — die oberste staatliche Prü-
fungsbehörde — vor, die auch mit ständigen Mitgliedern des
Ober-Bau-Departements besetzt sein sollte.
Das Departement wurde weiterhin aufgefordert, eine Sammlung
mathematischer Werke, Fachzeitschriften und eine Modellkam-
mer anzulegen.
Die Versammlungen der Verwaltung fanden jeden Sonnabend
statt. Die Bezahlung dieses Amtes war aber so schlecht, daß die
Mitglieder gezwungen waren, andere Funktionen noch mit aus-
zufüllen. Die ersten Schwierigkeiten traten auf, es kam zu
Versäumnissen der Versammlungen und der gestellten Aufga-
ben. Erst Friedrich Wilhelm II. erhöhte 1787 den Gehaltsetat,
die Mitgliedschaft beim Ober-Bau-Departement wurde „Haupt-
beruf”.
Am 28. September 1787 erfolgte die Ernennung des „Geh.
Etats-Minister und Ober-Jägermeister”” Graf von Arnim „mittels
Cabinetsordre” zum ersten Chef der Bauverwaltung, „da das
Interesse der Forsten mit dem der Bauten so nahe verwandt
ist, ...” 20 und die Mitglieder wurden zu „Geh. Ober-Bau-
Räthen” befördert.
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Kunstakademie, „daß die Akademie der Künste zum Vor-
teil der mathematischen Wissenschaften und zur Verbindung
des Schönen mit dem Nützlichen mit dem in demselben Jah-
re gestifteten Ober-Bau-Departement gelegentlich vereinigt
werden sollte.” 22 Dies wurde zu dieser Zeit aber von der
Baubürokratie abgelehnt und unberücksichtigt gelassen. Die
daraufhin von Friedrich II. 1776 gegründete „Ecole de genie
et d’architecture” mit den Zweigen, „Salle de genie”” und
„„Classe d’ architecture” bestand jedoch nicht sehr lange.
Die Entwicklung der Produktivkräfte und der Produktions-
verhältnisse in Preußen durch die merkantilistische Politik,
die auch mittelbar zum Erstarken des Besitzbürgertums in
den Städten und zum Zurückdrängen des Einflusses des Feu-
dalabsolutismus führte, forderte die infrastrukturelle Erschlies;
sung des Landes. Die Einsicht der führenden Männer der
Bauverwaltung in die ökonomische Sachlage, die zudem noch
durch ihre Studienreisen, vorwiegend nach England, Frank-
reich und Italien, gefördert wurde — hier tiefste Provinz,
Entwicklungsland, dort „blühende” Industrie und Handel —
veranlaßten die Beamten, alles in ihren Kräften mögliche
gemäß ihres Eides zu tun, die gewerbliche und damit die
gesellschaftliche Entwicklung mit Hilfe der „Baukunst”” vor-
anzutreiben.
2.2 Die Ausbildung der Baubeamten
Gerade von den Mitgliedern dieser neuen Institution gingen
Ende des 18. Jahrhunderts starke Tendenzen aus, über die
Verbesserung der Qualität des Bauwesens die wirtschaftliche
Lage ihres Landes zu heben und zu entwickeln. Zur Verbesse-
rung der Qualität der Arbeit gehörte zwangsläufig die Verbesse-
rung des Arbeitsvermögens der Bauschaffenden, gerade der
Baubeamten, die eine bestimmte Aufgabe zu erfüllen hatten,
Überwachung und Leitung des Erstellungsprozesses des Bau-
werks und somit des Handwerks; das hieß im Endeffekt, Ver-
besserung, Effektivierung und Überwachung der Ausbildung
der Baubeamten.
Die Baubürokraten des Departements schätzten ihre eigene
Ausbildung sehr wohl richtig ein, wenn sie diese als unzurei-
chend ansahen, gerade die gestiegenen Anforderungen im
Bauwesen zu erfüllen. Sie, die ihre Ausbildung in der Praxis
als Gehilfen der Landbaumeister oder Feldmesser genossen
haben, oder als „Lehrlinge” in den Werkstätten der Baukünst-
ler die. „Prachtbaukunst” erlernten, sich „hochdienerten”
durch die verschiedenen Ausbildungsstätten, in die sie nur
gelangen konnten, weil sie einer bestimmten Klasse, der bür-
gerlichen, angehörten oder durch die eigene Familie prote-
giert wurden. 21
Ausbildungsstätte der Baukünstler war bisher die am 20.3.1699
von Kurfürst Friedrich III. gegründete Akademie der Künste.
Zum Grundstudium gehörte ein Collegium über „Civilbau-
kunst”: 1. Malereikunst, 2. Bildhauerkunst und 3. Architek-
turkunst mit Gebäudedekoration und besondere Ornamenten-
lehre.
1770 forderte Friedrich II. von den akademischen Räten der
Es ist zu fragen, warum gerade die Staatsbeamten in Preußen
eine solche Rolle angenommen haben. Gründe sind die mer-
kantilistische Wirtschaftspolitik Preußens, die noch zu schwa-
che und unterentwickelte Bourgeoisie und das besondere
Verhältnis zwischen König und seinen Beratern, den Beam-
ten, einer besonderen Art „Lehensverhältnis’”” ausgedrückt
in deren Beamteneid. 23 „In seinem in altüberlieferter Form
gehaltenen Diensteid wollte er (der Beamtenanwärter —
hier Schinkel — E.K.) dem König tret, hold und gewärtig
sein, und gelobte alles was ihm, seinem Hause, seinen “sämt-
lichen Landen und dem Publico in Wasser- und Land-Bau-
Sachen schädlich und nachtheilig seyn möchte’, abzuwenden
und zu verhüten. Ferner: ‘Die Bauanschläge auf das genau-
este revidieren, Risse und Anschläge nach meinem besten
Wißen und Vermögen jederzeit anfertigen, auf Verbeßerung
des Bau-Wesens denken, und rafiniren, welchergestalt die
Bauten tüchtiger und dauerhafter wie bisher, auch mit meh-
rerer Menage errichtet werden können, auch sonst alles das-
jenige mit unermüdetem Fleiß und unbefleckter Treue erfül-
len und praestiren will, was vermöge der Königl. Instruction
und überhaupt mir zu thun, zu beobachten und zu verrich-
ten oblieget. Ferner daß ich keine Giften, Gaben, Praesente,
Pensiones oder Promessen, wegen meiner Amts-Verrichtungen
und zur Bestechung von was vor Natur oder Eigenschaften
dieselben immer seyn mögen oder können, von keinem Men-
schen, weder von Auswärtigen noch Einheimischen, weder
von Hohen noch von Niedrigen, und daß weder durch mich
selbst noch durch andere, sie seyen meine Angehörige, Do-
mestiquen, und Verwandte oder Fremde, empfangen oder
annehmen, sondern so bald mir dergleichen offerieret, oder
auch nur versprochen wird, oder so bald ich in Erfahrung
bringe, daß andere, sie gehören mir an oder nicht, zu mei-
nem Vortheil oder Genuß dergleichen geschehen, solches dem
22
Collegio anzeigen, und im geringsten weder directe noch in-
directe davon nichtprofitiren, in specie auch niemandem von
demjenigen, was mir sonst geheim zu halten vertraut wird,
etwas offenbahren, mich auch aller unerlaubten Correspondenz,
es sey mit Fremden oder Einheimischen, wodurch Sr. Königl.
Majestät entweder directe oder per indirectum, Schaden und
Nachtheil zugezogen werden könnte, enthalten, dagegen aber
in allen Stücken mich dergestalt verhalten und betragen will,
wie es einem getreuen und fleißigen Geheimen Ober-Bau-
Assessor wohl anstehet und gebühret.” 24
Das staatliche Bauwesen wurde nun stärker unter dem Gesichts-
punkt von Handel und Gewerbe betrieben.
1790 erfolgte eine Reorganisation der Akademie der Künste
mit der „Integration technischer Prinzipien während des Aus-
bildungsganges.”
Ein früher Plan zu einer eigenen Bauakademie von Ober-Hof-
Bau-Rath Becherer wurde soweit eingeschränkt durchgeführt,
sodaß nur besondere architektonische Klassen mit Vorlesun-
gen über Konstruktion, Kostenanschläge von Gebäuden,
Baugeschichte, über den „guten Geschmack in der Baukunst”
und Unterricht im Zeichnen in der Kunstakademie eingerich-
tet wurden. Die Ausbildung blieb unbefriedigend, deshalb ver-
suchten Oberbaurat Gilly durch die Einführung besonderer
Vorlesungen in Schleußen-, Brücken-, Hafenbau und Baukon-
struktion, Oberbaurat Mencelius durch Vorlesungen über
ökonomische Baukunst, Oberbaurat Eytelwein durch Vorle-
sungen in Statik, Hydrostatik, Hydraulik, Maschinenlehre,
Deich- und Strombaukunst, Assessor Zitelmann in Arithme-
tik, Geometrie, Trigonometrie und Feldmessen und Ober-
Hof-Bau-Inspektor F. Gilly in architektonischen Zeichnen
die Qualität dieser Ausbildung zu heben. Oft mußten diese
Lehrveranstaltungen ausfallen, hervorgerufen durch andere
Verpflichtungen der Lehrenden und den Tod Mencelius’. 25
1798 fielen die Bauaufgaben der Provinzen unter die Zustän-
digkeit der neu gegründeten Immediat-, Forst- und Baukom-
mission, da nach dem Sonderfrieden zu Basel nach der Nieder-
lage Preußens gegen die französische Republik 26 ein verschärf-
ter Holzmangel aufgetreten war.
3. Die Bauakademie
Die Reorganisation der Kunstakademie genügte den Baumei-
stern im Staatsdienst jedoch nicht; sie forderten eine eigene
Ausbildungsstätte für die angehenden Baumeister, eine Bauaka-
demie. Um sich besser und hörbarer artikulieren zu können,
um die Diskussion auf eine breitere Basis zu stellen, mit der
Absich: eine Anleitung für angehende Baumeister und Hand-
werker n ihrem Fache vermitteln zu können, um die allgemeine
Bauqualität zu heben, gründeten sie die Zeitschrift: „Sammlung
von Aufsätzen und Nachrichten, die Baukunst betreffend”.
In der Vorrede schreiben die Herausgeber, alle Mitglieder des
Ober-Bau-Departements: „Sie (die Herausgeber — E.K.) schrei-
ben vorzüglich für angehende Baumeister und Freunde der
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Architektur, und glauben, diese Bestimmung besonders an-
zeigen zu müssen, damit man es ihnen nicht verarge, wenn
sie sich im Wesen und in der Form, oder im Vortrage, des-
halb zuweilen auf Dinge einlassen, welche dem schon rei-
fen Baumeister und dem Gelehrten unwichtig erscheinen
können. Zugleich ist ihre Absicht auch für Bauhandwerks-
leute unterrichtend zu seyn, da Baumeister bey aller eigenen
Geschicklichkeit, ohne geschickte Handwerker, doch nicht
viel ersprießliches ausrichten können, und da es, zwar in
den Residenzen nicht, destomehr aber in den Provinzen,
vorzüglich deswegen an geschickten Handwerkern fehlt, weil
es an einem für sie faßlichen und doch gründlichen Unter-
richt noch mangelt. Die Herausgeber halten sich daher ver-
bunden, Anweisungen eigentlich für Handwerksleute, ihren
Abhandlungen mit einzustreuen. Bauherrn, die adelige Guts-
besitzer, Magisträte, Beamte, große Fabrikanten, und über-
haupt alle Personen, welche viel bauen müssen, erhalten also
auch Nachrichten, worauf sie bey ihrem Bauen Acht zu ge-
ben, und wie sie Baumeister und Handwerker beurtheilen
und wählen müssen.” 27
Die Vorrede selbst beginnt mit einer Einschätzung der preus-
sischen Baukunst: „Es kann den Deutschen nicht zum Vor-
wurf gereichen, wenn sie in den Werken der Baukunst den
Ausländern hie und da nachstehen. Sie, welche noch im
Stande der Wildheit lebten, als bey den Völkern im Morgen
und Mittag, Künste und Wissenschaften schon in voller Blü-
the standen, haben diese doch mehrentheils eingeholt, sind
ihnen in manchen Stücken vorgekommen, sind auch nie
rückgängig geworden, wie jene, sondern, trotz der ungünsti-
gen Zeitumstände des Mittelalters, seit dem Erwachen ihrer
Talente immer vorwärts geschritten. Jene ehemals so be-
rühmten Länder erkennet man gegenwärtig nur noch an
den Ruinen der großen Werke ihrer ehemaligen Erbauer;
indeß Deutschland zwar nur langsam, aber in überlegter
Ruhe vorwärts schreitet.” 28 Und weiter wird vermerkt:
„Weiter würden wir wahrscheinlich schon seyn, wenn Kunst
und Gelehrsamkeit sich früher und inniger für die Architek-
tur vereiniget hätten. Gemeinschaftlich können beyde viel
leisten, aber wenn jede ihren Gang gehet, so ist dieses
nicht möglich.” 29
Angeprangert wird die schlechte Literatur im Bauwesen,
die „nach der Natur unseres schreibseligen Zeitalters” ge-
ringen Gehalt besäßen und sich durch Fehlen der „wissen-
schaftlichen und Kunstkenntnisse” oder durch die Unkennt-
nis der Baupraxis auszeichne.
„Diese sind dem bauenden Publikum, dem angehenden Bau-
meister und selbst der Baukunst schädlich; indem sie jene
irre führen, und diese mit verdächtig machen.” 30 Die Ver-
fasser sahen es deshalb als ihre Pflicht, diesen Tendenzen
entgegenzuarbeiten und ein Buch herauszugeben, das Aus-
führungshilfen leisten und Untersuchungen und Resultate,
begründet auf Erfahrungen, bekannt machen sollte. Sie
forderten alle Baubedienten zu einer qualifizierten Mitarbeit
auf.
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In diese Kerbe schlug Riedel der ältere, Mitherausgeber, in
seinem Aufsatz „Allgemeine Betrachtung über die Baukunst”
am 24. Mai 1796: „Da das Journal für angehende Baumeister
und Freunde der Architektur geschrieben wird, so muß es
dem jungen Manne, welcher sich der Baukunst widmen, und
dem Staat dadurch nützlich werden will, eben so aufmunternd
seyn, die Aussicht vor sich zu haben, wie und in welchem Maas-
se er es werden kann, als es ihm nöthig ist, das Feld, in welches
er sich waget, zu übersehen, um seine Kräfte nach diesem Maaß-
stabe zu prüfen.” 31 Und weiter: „Endlich hat die für die
Menschheit so sehr wichtige Architektur noch immer das Schick-
sal, von vielen verkannt, als eine Kunst angesehen zu werden,
in der ein jeder nach seinen Einfällen ungestraft pfuschern
könnte; ja sie wird sehr oft, gerade von denen, welchesie als
eine gute wohlthätige Gehälfin zu schätzen am mehresten Ur-
sache hätten. als eine blos dienstbare Sclavin behandelt.” 32
In den folgenden Abschnitten tritt das Selbstverständnis und
die Ideologie der Baubeamten, für die der Schutz vor Witterung
nach dem Stillen des Hungers das zweite Bedürfnis der Mensch-
heit ist, und deren Einschätzung der „Architektur” offen zu-
tage: „Unmittelbar wirkt die Baukunst zum Wohl der Menschen
während der Errichtung der Gebäude, bald mit mehr bald mit
weniger Wichtigkeit, in allen ihren Werken. — Sie spornen zur
Thätigkeit; sie setzen die Geisteskräfte in Bewegung; sie leiten
deswegen auf so große als nützliche Unternehmungen und Er-
findungen; indem sie zugleich einen Theil des Volks beschäfti-
gen und ernähren, sind sie ein nie aufhörendes Schutzmittel
gegen allgemeine Armuth der niedrigen Volksklassen, so wie
gegen Unzufriedenheit und Sittenlosigkeit derselben, und stets
eine Hülfsquelle, dem Staate Achtung und Bevölkerung zu ver-
schaffen . . . Noch besonders schätzenswerth ist die Art, wie
ihrentwegen das Geld in Umlauf kömmt. Dies zuvor zu todten
Schätzen aufgehäufte, ja zuweilen gar aus dem Markder arbeit-
samsten Menschenklasse erpreßte Bedürfnis, wird durch die
Baukunst auf das regelmäßigste wieder unter die Dürftigsten
vertheilt, und durch diese seinen ersten Eigenthümern wieder
zugeleitet.”” 33
Selbst die Ausschweifungen in der Baukunst, Bequemlichkeit,
Luxus, Repräsentation etc. haben für Riedel im Gegensatz zu
der Prunksucht „anderer Art” einen staatstragenden und wohl-
tätigen Charakter. Sie setzen „größere Mengen Geld in regel-
mäßigen Umlauf” und verbreiten „daher Wohlstand über eine
größere Volksmenge, und zwar mehrentheils unter die dürftige-
ren und arbeitsamen Classen, anstatt daß es wenigern einzelnen
und schon wohlhabendern, häufiger zufließet, die ärmere Classe
aber desto dürftiger bleibet, wenn Luxus und Weichlichkeit sol-
ches auf andere Art verschwenden.” Riedel gelangt daher zu
dem gloreichen Resultat: „In so fern könnte man sagen, daß
die Baukunst diesen Ausschweifungen noch eine dem Staate
nützliche Richtung gebe.” 34
Hierin befände sich auch der entgegengesetzte Beweis, den die
Vernachlässigung der Baukunst hervorbringe, fährt Riedel in der
„Fortsetzung der allgemeinen Betrachtung über die Baukunst”
vom April 1797 fort: „Zuerst sind in dieser Rücksicht die durch-
aus großen, meistens das Staats- und Privatvermögen sehr angrei-
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fenden Summen, welche auch die Aufführung der schlechten
Gebäude erfordert, sehr auffallend. Sie hätten ganz oder
zum Theil ersparet, oder nützlicher angewendet werden
können.” 35
Er findet, daß schlechte Wohnhäuser nicht so schlimm seien
wie schlechte Gebäude zu gewerblichen Zwecken, z.B. Brau-
ereien, Fabriken, Landwirtschaftsgebäude etc., „weil sie die
Staatswittschaft näher angehen, und weil von ihrer Einrich-
tung, durch deren Einfluß auf die darin verfertigten Arbeiten.
mehr oder weniger, ein Theil des Wohls größerer Gesellschaf-
ten abhängt. Am meisten leidet das gemeine Wesen von un-
zweckmäßigen öffentlichen Gebäuden, z.B. von unnützen
Canälen, welche ganze Provinzen mit einander verbinden soll-
ten, um durch leichtere Zufuhr und Ausfuhr ihren Wohlstand
und ihr Gewerbe zu verbessern; oder Festungen, die zum
Widerstand untüchtig sind.” 36 Und ein kleiner Seitenhieb
auf den König und seine Berater: „Wo es besonders unter den
Vorstehern des Landes an Kennern und richtigen Beurthei-
lern der Wissenschaft und Künste, und ihrer Schwierigkeiten
mangelt, da werden Pfuscher den eigentlich Unterrichteten
gleich geschätzt; diese verlieren sich denn von selbst, und
jene vermehren sich wie Unkraut.” 37 Im folgenden kommt
Riedel wieder zur Sache zurück, wenn er schreibt: „Der Ge-
schmack wird durch Künstlergefühl geleitet, das übrige Bau-
wesen erfordert aber eigentlich wissenschaftliche Kennt-
nisse.” 38 Deshalb fordert er eine Bauakademie für die Aus-
bildung staatlicher Baumeister: „Ich mag die Sache betrach-
ten von welcher Seite ich will, so werde ich immer mehr
überzeugt, daß für deutsche Staaten und Provinzen ordent-
liche (Anm. Riedels: Nicht nur Akademien der Bauzeichen-
kunst, oder des Geschmacks in der Prachtarchitektur, wie
die mehresten bisher nur gewesen und theils noch sind.)
Bauakademien die vorzüglichsten Mittel seyn würden, ihr
Bauwesen bald bis dahin und weiter zu bringen, als es bey
den Ausländern bereits gediehen ist. Solche Akademien wür-
den sich 1. Anhaltend mit Untersuchung und Verbesserung
der die Baukunst und ihre Hülfskenntnisse betreffenden Ge-
genstände beschäftigen, mit den Baumeistern auswärtiger
Länder schriftlich Verbindung unterhalten, alle neue Erfin-
dungen des Auslandes sammeln, prüfen, durch die nöthige
Modifikationen auf das Einland anwendbar machen, die ein-
ländischen Erfindungen aber dagegen mittheilen. 2. Sie wür-
den junge talentvolle Leute gründlich unterrichten, und dem
Lande gute Baumeister erziehen. 3. Würden sie auch dem
Staate einsichtsvolle Kenner und Kunstrichter bilden, mit-
hin durch alles dieses dem gründlichen Verlangen des Milizia
entsprechen, der überdem seine Wünsche selbst auf eine
Akademie ausdehnt. Ob nun dieses alles vielleicht längst in
Deutschland erkannt seyn mag, so haben wir doch eine solche
Akademie noch nicht in Deutschland (Anm. Riedels: Denn
was in Deutschland unter diesem Namen war oder noch ist:
beziehet sich doch mehrentheils nur auf Zeichenkunst, und
ist bey weitem nicht genug, um dem Staat wahren Nutzen
zu bringen.), selbst noch nicht in den K. Preußischen Staate,
deren vortreffliche Anstalten doch auch in Rücksicht des
Bauwesens denen vieler andern Staaten vorgehen, und bewei-
sen. daß man hier früher oder eifriger wie anderwärts
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dem Bauwesen Bildung zu geben bemühet gewesen, und die
Regenten jede wahre Verbesserung gern unterstützen, So wie
die Baumeister selbst die Erweiterung ihrer Kenntnisse und
deren Gebrauch im Dienste des Staates sich zur steten Pflicht
machen.” Und weiter heißt es: „Die Nutzbarkeit dieser Stif-
tung, davon ich eben geredet habe, fällt jedermann in die Augen,
die Kosten, so man Anfangs darauf wendete, würden durch den
Nutzen, der allgemein wäre, reichlich ersetztet werden.” 39
Riedel präzisiert nun seine oben angedeutete Kritik an der Bau-
meisterschule, Teil der Kunstakademie, die fast nur Zeichnen
lehrte: „, ...; aber dieser Zweig (Städtisches und Prachtbauwe-
sen — E.K.) ist gerade der gebildeste, so wie zugleich der Pracht-
bau unter den übrigen Zweigen des gesammten Bauwesens, für
das gemeine Beste gerade der unwichtigste, zu deren Erlernung
jedoch noch die meiste Gelegenheit ist; wie man denn auch
noch die Gartenbaukunst hierunter mit begreifen kann. Die
ökonomische, die Wege-Maschinen-Wasser-Schiffs-Kriegs- und
Bergbaukunst hingegen sind dem Staate weit unentbehrlicher,
und gleichwohl wird nur erst über Krieges- und Bergbaukunst
öffentlicher Unterricht ertheilet, . . .” 40
Dieser Notlage in der Baukunst, Folge der veränderten Produk-
tionsverhältnisse, konnte nach Riedels Meinung nur eine neue
Akademie eigens für die „ökonomische” Baukunst abhelfen.
Für Riedel unwiderlegbare Gründe sind: „1. Sind einige ge-
schickte Männer für einen großen Staat nicht hinlänglich, son-
dern es müssen sich viele bilden, damit alle Stellen gut besetzt
werden können. 2. Haben die einigen, welche hier gelebt haben
und noch leben, immer besondere Vortheile gehabt, sich Vorzüg-
liche Geschicklichkeit zu erwerben; entweder daß sie von eige-
nem Vermögen, oder durch Unterstützung vermögender Leute,
viel an ihre Studien wenden, reisen, und also überall beobachten
und Kenntnisse erwerben konnten. Oder indem sie Gelegenheit
hatten, im Lande oft und bey sehr verschiedenen Bauten ge-
braucht zu werden, welche Gelegenheit sehr nützlich ist, aber
nicht jedem offen stehet, weil jeder angehende Baumeister,
wenn er erst einmal im Dienst angestellt ist, den Weg folgen
muß, den ihm sein Beruf vorschreibt. 3. Haben es die Regenten
nie an Vorsorge für das Bauwesen fehlen lassen, und daher zu
wichtigen im Lande noch nicht vorgekommenen Bauten, oft
Ausländer verschrieben, welche manche gute Kenntnisse in das
Land gebracht haben. 4. Aber der Baumeister kann und darf
sich richt blos am Nachahmen begnügen, sondern er muß selbst
prüfen und erfinden, dabey jedoch immer unumstößliche Grün-
de für seine Handlungen vor sich haben; denn ist er blos Nach-
ahmer, so sinkt er zum Handwerker. hinab, und will er erfinden
ohne ausgebildet zu seyn, so macht er Fehler auf Fehler, und
verbessert sie, nach vielen kostbare! Versuchen, auf Kosten der
öffentlichen Kassen, oder des Bauherrn. 5. Ist es daher sehr
wahrscheinlich, daß die öffentlichen Kassen bey Ausführung
wichtiger Gebäude, aus Mangel einer Bauakademie, schon mehr
Lehrgeld haben bezahlen müssen.als die Akademie mehrmals ge-
kostet hätte.” 41 usw.
Die vielen Begründungen münden in den Satz: „Diese Betrachtun-
gen werden hoffentlich überzeugen, daß Akademien, welche die
Baukunst gründlich und so ausführlich lehrten, für jeden Staat
von dem vollkommensten Nutzen seyn müßten, daß sie es aber
für Deutschland besonders sevn würden. erhellet daraus. weil
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Deutschland weder die Verfassung noch den Reichtum, noch die
vortheilhafte geographische Lage hat, um Versuche der Bau-
kunst so ins Große zu treiben, als Frankreich und England
getan haben.” 42
Ein Jahr später im Januar 1798 legten Riedel der ältere, D.
Gilly und Eytelwein einen Plan zu einer „Bauschule” in der
„Nachricht wegen der Fortsetzung der allgemeinen Betrach-
tungen über die Baukunst” zur Diskussion vor.
In der Einleitung werden noch einmal die wichtigsten Gründe
für die Errichtung einer solchen Ausbildungsstätte dargelegt.
„Inzwischen ist die Mittheilung eines gründlichen Unterrichts
in denjenigen Baukenntnissen und Hülfswissenschaften, wel-
che gegenwärtig geschickten Baumeistern schon beywohnen,
unter jenen dreyen Zwecken der vorzüglichste; unter den
Pflichten eines Baumeisters ist strenge Rechtschaffenheit
zwar die erste, welche ihm oblieget, aber Erwerbung der er-
forderlichen Baukenntnisse ist gleich die zweyte; weil er sonst
die erste nur in sehr geringem Grade ausüben kann.” 43
Der Plan zu dieser Schule beschäftigte sich hauptsächlich
mit der „eigentlichen bürgerlichen, der ökonomischen oder
Landbaukunst””, mit der Maschinenkunde, gesamten Wasser-
und Wegebau, „weil dieses die nützlichsten Zweige der Civil-
baukunst für jedes Land sind, die Pracht- und Gartenbau-
kunst aber mehr für den Luxus sich beschäftigen.” 44 Es
wird weiterhin darauf hingewiesen, daß das Ober-Bau-Departe-
ment auf „höchsten Befehl” dem „Königl. hohen General-
Ober-Finanz-Krieges- und Domainen-Direktorium” ein ähn-
licher Plan, dessen Grundlage der hier abgedruckte sei, vor-
gelegt wurde. „Es entstehet daraus die gegründete Hoffnung,
daß durch die landesväterliche Huld unseres in aller Herzen
grenzenlos verehrten Königes und durch die Fürsorge seiner
Minister bald eine so nützliche Stiftung, an welcher es uns
noch gänzlich mangelt, zu Wirklichkeit kommen werde.” 45
Der Plan sah vor: Eine dreijährige Ausbildung, in der sechs-
zehn aufeinanderfolgende und aufeinander abgestimmte
Wintercollegia vom 1. November bis zum 30. April (28 Wo-
chenstunden) gelesen wurden, während die Sommermonate
für „besondere” Zeichenstunden, praktische Anleitungen
für Feldmesser, Konstruktion von „bürgerlichen Gebäuden”.
Grundbau und im „zweyten und dritten Sommer” für die
Praxis unter Aufsicht schon „examinirter und recipirter
Baubedienter und Feldmesser” freigehalten werden sollten.
Während dieser praktischen Arbeit sollten die Baueleven eine
Kontrollfunktion übernehmen und Zeugnisse über ihre Vor-
gesetzten am Bau verfertigen, wie diese ihrer Pflicht, Be-
treuung und praktische Lehre der „Zöglinge”” nachgekommen
seien. „Alle (die Baueleven — E.K.) produciren von dem Feld-
messer oder dem Baubedienten, unter welchem sie gestanden,
Zeugnisse ihres Wohlverhaltens.” 46 Auch die Lehrenden
der Akademie würden angehalten werden, während der Aus-
bildung Baubesichtigungen unter ihrer Leitung stehender
Objekte, „königliche Immediatbauten”’, durchzuführen.
Angestellte und Professoren dieses Instituts erhielten eine Be-
soldung durch den Staat und ein „Honorarium von den Zög-
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lingen”, das auch gleichzeitig für die Beschaffung von Lehr-
mitteln verwendet werden sollte.
Die Anstalt unterstehe dem Königl. Ober-Bau-Departement unter
Oberaufsicht des Präsidiums. Die Unterrichtsleitung übernehme
ebenfalls das Departement, da es ,, . . ., allein am besten wissen
kann, welche Richtung die Zöglinge nach dem Dienste, wozu
sie bestimmt werden, und nach ihren Talenten erhalten, auch
welche Kenntnisse ihnen nach dem eigenthümlichen Bedürfniß
besonderer Gebäude und ihrer Örtlichkeit vorzüglich beyge-
bracht werden müssen.” 47 Deshalb sollen auch die „Räthe
des Ober-Bau-Departement”” bei der Leitung und Unterricht
mitwirken und das „Vorsteheramt” jährlich unter-den lehren-
den „Räthen” wechseln. Ebenso lege man eine Modellkammer,
Karten- und Instrumentensammlung an und die Bibliothek
des Departements könne von den Schülern mitbenutzt werden.
Über den Finanzhaushalt entscheide jährlich die Vollkonferenz
aller Mitglieder der Lehranstalt unter Vorsitz des Präsidiums;
die Rechnungsprüfung fiele der Königl. Ober-Rechenkammer
Zu.
Voraussetzungen der „Zöglinge” für einen Besuch der Bauschu-
le seien die in einer Schule oder Gymnasium erlernte deutsche
Sprache, eine schöne oder zumindest leserliche Handschrift,
Rechtschreibung, Ausdruck im Reden und Schreiben, „vier
Spezies der Arithmetik”, „Zählen der Zahlen”, „gemeine
Rechenkunst in ganzen genannten und ungenannten Zahlen
und Brüchen””, „Regel-de-tri”” und leichte „Proportionsrech-
nungen” und der Besuch vom 14. Lebensjahre an der Kunst-
akademie oder Provincial-Zeichenschule. Schnellere Fortschrit
te könne derjenige machen, der Sprachkenntnisse in Latein
und vor allem Französisch hätte, da der größte Teil der Fach-
literatur in jener Zeit in französischer Sprache abgehandelt
war. An erster Stelle stehe aber Ehrlichkeit und Sittlichkeit,
die Grundtugenden der preußischen Beamten. ,‚, . . .; und da
Ehrlichkeit und Sittlichkeit Tugenden sind, welche man bey
einem guten Baumeister vorzüglich voraussetzen muß, so
wird bey künftiger Wahl der Subjecte aus diesem Institut
zu Besetzung der Stellen auf diese Tugenden besonders Rück-
sicht genommen werden, weswegen wohl ohnedies jeder ein-
sehen wird, daß er sich derselben vorzüglich befleißigen
müsse.” 48 Einen zusätzlichen Besuch der Akademie der
Künste solle nur unter Aufsicht des Ober-Bau-Departements
gestattet sein.
Sieht man sich nun die folgende nähere Aufschlüsselung des
Lehrbetriebs an, muß man feststellen, daß der Lehrplan aus-
ser dem Freihandzeichnen in der Kunstakademie im 1., 2.
und 3, Winterquartal ausschließlich aus naturwissenschaftli-
chen und bautechnischen Fächern besteht. Arithmetik, Geo-
metrie, Bauphysik, Statik und Hydrostatik, Baukonstruktion.
Mechanik und Hydraulik, Wasser-, Maschinenbau und Bau-
kostenberechnung (nur im 6. Winterquartal). Im 3. Sommer-
halbjahr sollten sich die „Zöglinge” auf das „große Examen”
vorbereiten. ‚, . . ‚und wenn sie nach dem dritten Jahre gute
Zeugnisse ihres Fleißes, dadurch erworbener Geschicklichkeit
und ihres Wohlverhaltens aufweisen können. so qualificiren
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sie sich zum großen Examen, mithin zu Baubedienungen
nach dem Verhältniß ihrer darin bewießenen Kenntnis-
» 49se.
Eine Spezialisierung in die verschiedenen Zweige der Bau-
kunst, der ökonomischen, Städte-, Wasser- und Maschinen-
baukunst, wurde den Schülern ermöglicht. Eine solche Spe-
zialisierung war aber mit einer „Gebrauchswert- und somit
einer Tauschwerteinschränkung” des Arbeitsvermögens ver-
bunden. „Es muß aber dabey festgesetzt und den Zöglingen
vorher gesagt werden, daß sie sodann auch nur in dem
Zweige, dem sie sich gewidmet haben, gebraucht werden
können, nicht weniger müßten der Billigkeit nach und
um der Emulation willen die Würden und Gehalte der
Baubedienungen darnach klassifizirt werden, so daß der,
welcher mehr Kosten und Mühe zu seinem Unterricht an-
gewendet, dadurch mehr gelernt hat, übrigens Talent be-
sitzt, fleißig und gewissenhaft, also dem Staate nützlicher ist.
auch mit Gehalt und Würden höher belohnt werden, als ein
anderer, der jene Eigenschaften im geringern Maße besitzt,
und Kosten, besonders aber Mühe, dazu zu gelangen, ge-
scheuet hat. Die Direktoren und Professoren der Anstalt
müssen aber auch das Talent jedes Zöglings im ersten Stu-
dienjahre sorgfältig und gewissenhaft sondiren, solchen Sub-
jekten, welche sich zwar der gesamten Baukunde widmen
wollen, aber aus Mangel von Talent es darin nicht weit brin-
gen können, vielmehr polyhistorische Stümper bleiben,
und sich unglücklich machen würden, davon abrathen, und
auf den rechten, ihren Kräften angemessenen Weg leiten.” 50
Mit einem etwas skeptischen Kommentar schließt Riedel
seine Ausführungen zum Plane einer Bauschule: „Dieses
sind die frommen gut gemeinten Wünsche der Herausge-
ber.” 51
Dieser neue Plan kam am 15. Februar 1798 zur Vorlage beim
Königl. General-Direktorium und eine Kommission aus Mit-
gliedern des Ober-Bau-Departements, des Ober-Hof-Bauam-
tes und der Akademie der Künste unter Leitung des Königl.
Kanzlers von Hoffmann überprüfte diesen Vorschlag und
erarbeitete einen vollständigen Entwurf zu einer Bauakade-
mie (14. Februar 1799). „Bey diesem neuen Plane wurde
angenommen, daß die bereits bei der Königl. Akademie der
Künste bestehende architektonische Lehranstalt erweitert,
in eine allgemeine Bauunterrichtsanstalt, unter dem Namen
einer Bauakademie verwandelt und mit der Akademie der
Künste und mechanischen Wissenschaften in Verbindung
bleibe.” 52
Dieser Plan war vor allem vom Wunsche nach Vereinigung
von Theorie und Praxis getragen. „Die schlimmen Folgen
dieser Absonderung haben stets der Baukunde als Gegenstand
der Wissenschaft und Kunst geschadet, weit mehr aber ihrer
glücklichen Anwendung, zur Erreichung bestimmter Zwecke
des gesellschaftlichen Lebens.” 53 Der Baumeister betrachte
die Baukunst vornehmlich als Gegenstand der Kunst und
vernachlässige die praktische Durchführung, ja er hielte es
unter seiner Würde, ins praktische Detail zu gehen, während
der praktische Baumeister häufig den „ästhethischen und
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wissenschaftlichen Theil” außer acht ließe und alles, was
er nicht wisse, mit den Ausdrücken wie Theorie oder „Stu-
dierstubensubtilität”” belege. „Die Rechtsgelehrten, Camera-
listen, Mediziner und Theologen hatten alle Gelegenheit sich
die ihnen nöthigen Kenntnisse in dem erforderlichen Zusam-
menhange zu erwerben, nur dem Baumeister fehlte es an einer
zweckmäßigen Anstalt, wodurch er in den Stand gesetzt wur-
de, soviel Kenntnisse zu erlangen, als die Führung seiner Be-
rufsgeschäfte erfordert, und wodurch er dem Staat und seinen
Mitbürgern große Kosten ersparte, die ohne sein Verschulden
verschwendet wurden, weil es ihm an Gelegenheit fehlte, die
Baukunst zweckmäßig zu erlernen.” 54
Am 13. April 1799 wurde die Einrichtung der Batakademie
genehmigt, gegengezeichnet von den Staatsministern von
Heinitz und von Schrötter. „Hiernach ist die Bauakademie
ein zugehöriger Theil von der Akademie der Künste, und ste-
het unter dem gemeinschaftlichen Kuratorio des Chefs der
Kunstakademie und des Ober-Bau-Departements.” 55
Die Vorlesungen der neuen Anstalt fanden in der Akademie der
Künste und ab dem 1. Oktober 1800 in einem eigenen Gebäu-
de, die „Neue Münze” (Heinrich Gentz, erbaut 1798 — 1800)
am Werderschen Markt. statt.
Besonders für das Cameralbauwesen &gt;© sollten „tüchtige und
geschickte Baumeister” herangezogen werden; dies wird in der
Formulierung der Aufgaben des Direktoriums der Bauakademie
noch bekräftigt: „Die Lehrfächer so zu leiten, damit vor allen
Dingen die Bedürfnisse des Königl. Cameralbauwesens befrie-
diget, und auf die Eigenheiten der verschiedenen Königl. Pro-
vinzen Rücksicht genommen werde.” 57 Weitere Aufgaben
waren die notwendigen Anweisungen und Hilfe für die Lehren-
den, Besorgung von Lehrbüchern oder Ausarbeitung eigener
Lehrbücher aus Erfahrungen der praktischen Arbeit, Revision
der „Kollegia”” und die Koordination des Unterrichts. Die
schwierigsten Aufgaben und Vorlesungen sollten Mitglieder
des Direktoriums selbst übernehmen, den „Zöglingen” prak-
tische Arbeit besorgen und die öffentlichen Prüfungen der
„Baueleven” abhalten. Mitglieder des Ober-Bau-Departements
wurden verpflichtet, Baubesichtigungen zu unternehmen und
an das „Curatorium” der Kunstakademie Bericht zu erstatten
und Vorschläge zu eventuellen Verbesserungen zu unterbrei-
ten. Die Mitglieder der Kunstakademie waren angehalten, das
Provincial-Kunst-Schulwesen zu beaufsichtigen.
Voraussetzungen zum Besuch der Bauakademie: Das Alter von
15 Jahren, eine gute, leserliche Handschrift, Aufsatzschreiben
ohne orthographische Fehler, Grundlagen in Latein und Fran-
zösisch, „Fertigkeit aller Rechnungen des gemeinen Lebens
verrichten können, . . .”” und „, —, übrigens aber sich den Ge-
setzen der Akademie unterwerfen”
Studiengebühr: 10 Rthr und das jeweils festgesetzte Honorar
der Lehrer; der Zeichenunterricht ist unentgeltlich. Grundsätz-
lich gab es keine Befreiung von diesen Auflagen. Dem Curato-
rium blieb es aber vorbehalten, Schüler, die außerordentlich
talentiert waren, „,.. . und sonst gute Zeichnisse ihres Fleißes
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und Wohlverhaltens beybringen”, zu fördern oder sie von
den pekuniären Bedingungen zu befreien.
Die Studiendauer betrug 1 1/2 Jahre für Feldmesser, für
Baukünstler 2 1/2 Jahre und die Gesamtdauer des Studiums
4 Jahre.
Da zu dieser Zeit aber ein Bedarf nach „tüchtigen”” Feldmes-
sern im preußischen Staatsbauwesen bestand, war es den
Feldmessern in einer Sonderregelung gestattet, nach einiger
Zeit praktischer Tätigkeit das Studium an der Bauakademie
wieder aufzunehmen.
Die Besten der Praxisarbeit erhielten zur Belohnung eine
Studienreise aus der Bauakademiekasse finanziert.
Die Ausbildung der Bauhandwerker oblag zum Teil den
Provinzial-Kunstschulen; Talente durften unentgeltlich
Vorlesungen der Bauakademie besuchen; Studienberatung
veranstaltete das Direktorium der Bauakademie. „Dem
Patrioten und Freunde der Baukunst bleibt nun kein anderer
Wunsch übrig, als daß durch die bewirkte Vereinigung meh-
rerer Kräfte zu einem gemeinschaftlichen für die bürgerliche
Gesellschaft so wichtigen Zweck, auch die landesväterliche
Absicht des Königs Majestät erreicht und nach dem Wunsch
der hohen Curatoren, alles in Erfüllung gebracht werde,
was die Bedürfnisse des Staats in dieser Absicht fordern,
wozu gewiß ein jeder Lehrer und Eleve nach seinen Kräften
beytragen wird.” 58
Vergleicht man nun diese Satzung mit dem Plane Riedels,
Gillys und Eytelweins, so kann man einige wesentliche Un-
terschiede feststellen.
Die neue Bauakademie wird Teil der Kunstakademie und
untersteht nicht nur dem Ober-Bau-Departement, wie im
Plan vorgesehen, sondern auch dem Kuratorium der Akade
mie der Künste.
Im Gegensatz zum Plan werden hier die Vorlesungen in
Sommer-, zuzüglich der Baupraxis 59, und Wintervorlesun-
gen aufgeteilt (38 Wochenstunden), die eine gewisse Eigen-
ständigkeit aufweisen, während sie im Plan aufeinanderfol-
gend ausgerichtet sind — hier eine mehr, wie wir es heute
bezeichnen würden, universitäre Ausrichtung, dagegen
trägt der Plan einen schulischen Charakter. „Sämmtliche
Collegia werden entweder in einem ganzen oder halben
Jahre beendet, damit in jedem Jahre neue Zöglinge hinzu-
treten können, die Geschichte der Baukunstallein ausge-
nommen. auf welche zweyv Winter gelesen wird.” 69
Neben den naturwissenschaftlichen und baukonstruktiven
Fächern tauchen zudem auch mehr ästhetische und ideolo-
gische Fächer auf. An erster Stelle wäre das Fach „kritische
Geschichte der Baukunst” zu nennen, wobei „kritisch”
nicht im heutigen Sinne zu verstehen ist; in diesem Fach
sollte vielmehr eine Betrachtung der Baudenkmäler und
-geschichte unter dem Gesichtspunkt und Idealen des Kunst-
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verständnisses des Klassizismus, des Baustils der Herrschenden
in Preußen, betrieben werden. Hinzu kommen Vorlesungen
in Stadtbaukunst, in denen von „Ordnungen, guten Verhält-
nissen, der Schönheit, Festigkeit und Bequemlichkeit” gelehrt
wird, und „Bauverzierungen”.
Die Bauakademie begann ihren Unterrichtsbetrieb mit 10 Stu-
dierenden. Bis zum WS 1801/02 stieg die Zahl der Schüler auf
124.
3.1 Reformen und Reorganisationen der Bauakademie
von 1801 bis 1849
Der Streit um die Ausbildungsziele der Bauakademie ging je-
doch weiter. In einem Edikt des Königs, Friedrich Wilhelm
IIL., vom 28.2.1801 wurde die fehlende Hinwendung zu prak-
tischer Arbeit während des Studiums und die geringe Vorbil-
dung der Bauakademie-Aspiranten moniert: „Meine lieben
Staatsminister Freyherrn von Heinitz und von Schroetter!
Unter Rückgabe der Anlagen Eures Berichtes vom 18. d.M.
über den Zustand der neuerrichteten Bauakademie gebe. Ich
Euch zu erkennen, daß Ich, da diese Anstalt noch erst im
Entstehen ist, mit den erteilten Notizen vorerst zufrieden bin
und mich darauf verlasse, daß Ihr unausgesetzt auf die Ent-
deckung und Verbesserung der in der ersten Einrichtung nicht
zu vermeiden gewesenen Mängel, sowie auf die Vervollkomm-
nung dieser wichtigen Lehranstalt bedacht sein werdet. Mir
selbst sind bis jetzt nur zwei erhebliche Ausstellungen gegen
den Plan bekannt geworden, nämlich daß die Gegenstände
des Unterrichts zu sehr zerstückelt worden und daß bei der
Aufnahme der jungen Leute nicht mehr darauf gesehen wer-
de, daß sie die gehörigen Vorkenntnisse besitzen. Das Erstere
überlasse Ich Eurer sachkundigen Prüfung, empfehle Euch
aber dabei vorzüglich, nie zu vergessen, daß praktische Baube-
diente und keine Professoren in der Akademie gezogen werden
sollen. Was aber das Letztere betrifft, so ist klar, daß junge
Leute, die nicht wenigstens gute Schulkenntnisse bereits mit-
bringen, die Anstalt nicht mit Nutzen frequentieren können
und also umso weniger aufgenommen werden müssen, als sie
die fähigeren Subjekte nur aufhalten und in der Folge dem
Staate lästig werden, statt daß sie als bloße Handwerker dem-
selben immer noch hätten nützlich werden können, wenn sie
in Zeiten dazu wären angewiesen worden. Ich befehle Euch da-
her, zweckmäßige Vorkehrungen dagegen zu treffen, auf deren
Befolgung strenge zu halten und in dem nächsten Hauptberich-
te davon Kenntnis zu tun. Außerdem was bei der Bauakademie
in dieser Rücksicht geschehen kann,‘muß besonders das Ober-
baudepartement zur pflichtmäßigen Strenge bei den Prüfungen
der Conducteurs und übrigen Baubedienten angewiesen und
die Einrichtung getroffen werden, daß wenigstens die Zöglinge
der Akademie wo möglich von andern als solchen Mitgliedern
geprüft werden, die zugleich Vorsteher oder Lehrer in derselben
sind. Die desfalls erforderlichen Verfügungen überlasse Ich be-
sonders Euch dem Staatsminister Freyherrn von Schroetter und
Ich verlasse Mich darauf, daß Ihr denselben Folge zu geben wis-
sen werdet. Ich verbleibe Euer wohl affectionirter König Frie-
drich Wilhelm.” ©1
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Sofort begaben sich die treuen Beamten, die Direktoren
Riedel, Eytelwein und Gilly, an die Reorganisation der Bau-
akademie (1802). Eine „akademische Deputation” ersetzte
das Direktorium, sie wurde enger organisatorisch mit dem
Ober-Bau-Departement verbunden, um von der starken Be-
einflussung der Kunstakademie weg zu ihrer tatsächlichen
Bestimmung gemäß den ökonomischen Bedingungen der
merkantilistischen Politik Preußens, der Erziehung prakti-
scher und treuergebener Staatsdiener, zu gelangen.
Das Studium wurde vereinheitlicht und erschwert, die Stu-
dierenden erfuhren eine stärkere Kontrolle, einige Fächer
des Grundstudiums wurden ausgegliedert und für den Unter-
richt in den Gymnasien vorgesehen und zusätzlich am Ende
jedes Semesters Repititorien eingeführt.
1806 zog die Bauakademie in die Zimmerstraße 25 um. In
den Jahren 1806 — 1808 sank die Zahl der Studierenden
auf ungefähr 10. Grund dieses Rückgangs war der Zusammen-
bruch Preußens 1806 im 4. Koalitionskrieg (Friede zu Tilsit
1807) gegen Napoleon. „Innerlich verfault und unfähig, sich
selbst zu reformieren, brach der preußische Staat unter
den Schlägen des französischen Eroberers rettungslos zusam-
men.” 62
Auf dem Trümmerhaufen schien nun eine innere Umgestal-
tung Preußens zustande zu kommen, die schon längst unter
dem verschärften Widerspruch von Produktivkräften und
Produktionsverhältnissen reif geworden war. Die geschwäch-
te Feudalklasse mußte dem erstarkten Bürgertum Zugeständ-
nisse machen: Freiherr von Stein (1757 — 1831), der auf
Befehl Napoleons wieder eingesetzt und mit der obersten
Leitung der preußischen Angelegenheiten betraut wurde,
führte eine neue Städteordnung ein, die dem Besitzbürger-
tum in den Städten die Selbstverwaltung zugestand, ausge-
nommen waren jedoch davon die Residenzstädte, Berlin und
Potsdam, die keine Selbstverwaltungsrechte erhielten, erst
in den 50er Jahren, Folge der 48/49er Revolution, kommu-
nal selbständig wurden, und das Oktoberedikt vom 9. Okto-
ber 1807. das die Leibeigenschaft aufhob.
Hardenberg (1750 — 1822) reformierte die Gewerbegesetz-
gebung, führte eine beschränkte Gewerbefreiheit ein
(1810) 63; weiterhin die Steuergesetzgebung u.a. „Kümmer-
lich und lückenhaft, wie die preußischen Reformen nach
der Schlacht von Jena waren, kommt noch nicht einmal
ein Atom von dem, was gut daran war, auf die freiwillige
Einsicht des König- und des Junkertums. Sie fügten sich zäh-
neknirschend dem unerbittlichen Zwange der Umstände.” 64
1808 erfolgte die Neuordnung der preußischen Verwaltung.
Die Provinzen wurden in Regierungsbezirke und Kreise un-
terteilt, wobei die Bezirksregierungen, ausgestattet mit allen
Unterabteilungen, die Ausgabe der Zentralverwaltung „en
miniature”” waren und „wie Marionetten gegängelt”” 65 wur-
den. Die Oberpräsidien erhielten die Aufgabe, den Willen de
Zentralverwaltung den Bezirken aufzudrücken und diese
untereinander zu koordinieren.
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Das staatliche Bauwesen, das der Forderung nach Herstellung
von gegenständlichen Bedingungen für die gewerbliche Pro-
duktion näher gebracht wurde, — der Ausbau des Verkehrs-
netzes; Straßenbau, Flußregulierungen, Kanalbau usw. —, un-
terstand nun dem Departement des Innern im Ministerium für
Handel, Gewerbe und öffentlichen Arbeiten mit der Abteilung
der Gewerbepolizei. Die technisch begutachtende Unterabtei-
lung des Handelsministeriums, die auch die Prüfung der Bau-
meister und Feldmesser durchführte, wurde die neu gebildete
„Oberbaudeputation’”’.
Die Zuständigkeit für die Bauakademie wechselte folglich eben-
falls in das Departement des Innern über, unmittelbar der Ab-
teilung des öffentlichen Unterrichts der Sektion für Kultus
und öffentlichen Unterricht unterstellt. Die Mitglieder der
Oberbaudeputation waren gleichzeitig Lehrer der Bauakade-
mie.
Wegen der geringen Hörerzahl wurde die Bauakademie 1809
wieder mit der Kunstakademie verbunden. Der Lehrbetrieb
bestand aus abwechselnd gehaltenen gemeinsamen architekto-
nischen „Collegia” in einer gewissen Differenzierung in Stu-
diengänge mit einem mehr ästhetischen und einem mehr
baulich-technischen Charakter .
1810 übernahm das Departement des Kultus und öffentlichen
Unterricht im Ministerium des Innern die Bauakademie und
wieder plante die Bürokratie eine Umgestaltung dieser Insti-
tution (1817). „Es handelte sich um nichts Geringeres, als
um eine Umwandlung der Bauakademie in eine ‘Mathematisch-
Technische Lehranstalt’, welche das Gesamtgebiet der Tech-
nik umfaßt hätte, also um die Begründung eines Polytechni-
kums. Mit ähnlichen Gedanken trug sich auch das Handels-
ministerium, welches die Heranziehung auch des Berg- und
Forstwesens ins Auge faßte. Aber von diesen weitgreifenden
Ideen kam nichts zur Ausführung. Vielmehr blieb die Bauaka-
demie wesentlich eine Anstalt zur Ausbildung von Baubeam-
ten, ja erhielt, wie wir sehen werden, diesen Charakter bald
in noch entschiedener Weise.” 66
Initiativ wurden die Ministerien des Innern, der Finanzen
und das Ministerium für geistliche und Unterrichtsangelegen-
heiten. Die projektierte Reorganisation verzögerte sich jedoch
durch die Finanzknappheit des preußischen Staates. In einem
Bericht vom 5. Dezember 1823 des Ministers des Handels
und des Kultusministers an den König heißt es im Wesentli-
chen: „Die Bau-Akademie hatte nach ihrer bisherigen Einrich-
tung einen doppelten Zweck zu verfolgen, nämlich die Erthei-
lung des Unterrichts in allen den verschiedenen, auf die höhe-
re Baukunst sich beziehenden Fächern und die Ausbildung
der sich dem gewöhnlichen Baufache widmenden Männer. Sie
stand mit der Akademie der Künste in näherer Berührung, so
daß auch die Fonds beider Institute, zwar in sich abgesondert,
aber doch in einem Etat dargestellt wurden. Sie ressortirten
ausschließend vom Unterrichtsdepartement, ohne daß irgend
eine Einwirkung der technischen Ober-Bau-Deput. oder des
hiernächst für das Bauwesen u.s.w. organisirten Ministerii statt-
fand. Nach der ganzen Richtung, welche also dies Institut ge-
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nommen, erschien somit die Bildung tüchtiger Baubedienten
nicht als sein ausschließlicher und Hauptzweck. Dazu kam
die Beschränktheit seiner Fonds, welche nachtheilig wirkte.
Daher das Bedürfnis einer Reform. Der Handelsminister hat-
te die mangelhafte Bildung der angehenden Baubeamten
oft gefühlt und den nachtheiligen Einfluß daraus für das
öffentliche Bauwesen. Der Unterricht in der gesammten
Baukunst muß zwar an sich in wissenschaftlicher Beziehung
eines Ganzen und daher auch fernerhin der Einwirkung des
Unterrichts-Departements unterworfen bleiben. Es zerfällt
aber seiner Natur nach in zwei Hauptabtheilungen:
a) der höhere, ästhetische Theil der Baukunst, der nicht
in unmittelbarer Beziehung steht mit dem, was zur Befrie-
digung der Baubedürfnisse des gemeinen Lebens erforder-
lich. In dieser Ausbildung ist der Gesichtspunkt der Kunst
der vorherrschende und entscheidende. Ihr Zweck ist Bil-
dung von Baukünstlern. Daher: Vereinigung mit der Aka-
demie der Künste unter alleiniger Einwirkung des Min. des
Unterrichts. b) Der technische Theil des Unterrichts, der
sich Bildung von angehenden Provinzial-Baumeistern und
Feldmessern zum Ziele setzt. Diese Abtheilung muß zu-
nächst vom Min. des Handels resortiren, welches dabei das
größte Interesse hat, um die Stellen mit tüchtigen Männern
zu besetzen und Nachtheile für die Staatsbauten zu ver-
meiden. Das Unterrichts-Min. hat dabei nur zu konkurri-
ren bezüglich Feststellung des Lehrplanes, um die Einheit
beider Abtheilungen zu erhalten.” ©7
Erst 1824 kam die neue Organisation der Bauakademie in
Gang. 1827 wurde der Fächerkatalog auf 18 Fächer redu-
ziert und der rein technische Lehrplan der Bauakademie
von der rein ästhetisch-künstlerischen Ausbildung der Kunst
akademie getrennt. Die Lehrkräfte und der Direktor der
Bauakademie betätigten sich nur nebenamtlich, stark be-
vorzugt wurden fähige Bedienstete der staatlichen Verwal-
tung.
Der Zustand blieb nicht lange erhalten, denn 1830 erfolgte
wiederum eine Reform. „Das Fehlerhafte des bisherigen
Zustandes wurde besonders darin gefunden, daß man von
allen Kandidaten eine gleiche Qualifikation in allen Zweigen
der Baukunst forderte, während doch nicht alle Baubeamten
für ihre Stellung gleicher Kenntnisse bedürfen. Es wurde da-
her davon ausgegangen, daß kein Grund obwalte, gleiche
Qualifikation zu fordern, wenn die Baubeamten nicht An-
spruch auf Beförderung in höhere Stadien machen. Mit
Rücksicht hierauf wurde der neue Lehrplan eingerichtet,
damit Jeder stufenweise sich die nöthigen Kenntnisse er-
werben könne.” 68
Bemerkenswert ist hier die Hinwendung der Bauakademie
zu ihrem ursprünglichen Plan von Riedel, Eytelwein und
Gilly. Hier wie dort wird eine Stufenausbildung angeboten.
die die Hierarchie der Gesellschaft getreulich wiederspie-
gelte. Der Unterrichtsbetrieb erhielt einen schulischen Cha-
rakter, im Jahr darauf, 1831, wurde die Anstalt in „Allge-
meine Bauschule” umbenannt.
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In den Jahren 1831 — 1836 errichtete Schinkel der „Bauschule”
ein eigenes Gebäude am Kupfergraben. „Schinkels liebster Bau”
(Adler, Schüler Schinkels und Lehrer an der Bauschule), ein
achtachsiger, quadratischer Skelettbau, die Spannrichtung der
Decken quer zur Fassade, die die Entwicklung vom Längswand:
typ zum Querwandtyp andeutete, Vorbilder waren englische
Fabriken, bedeutete zu dieser Zeit in der Durcharbeitung der
Konstruktion und Ausführung die Inkarnation des Fortschritt-
lichen und Gewissenhaften, ein ungeheurer Anspruch, den
Schinkel versucht hat, in diesem Gebäude nicht zufällig für
die Bauschule zu realisieren.
Als erneutes Zeichen der Bestrebungen der preußischen Staats-
diener, das kümmerliche preußische Wirtschaftsleben nach
dem totalen Zusammenbruch von 1806 wieder aufzurichten,
zu fördern und diese Bestrebungen nach ideologischer Schu-
lung und behördliche: Kontrolle des preußischen Volkes, die
Bevormundung durch den staatlichen Kunststil, des Klassizis-
mus 69, im Sinne der Propaganda der Legitimität des Königs
und der Fürstenhäuser gegen die zeitgenössische kritische Li-
teratur und Philosophie, in allen Bereichen des gewerblichen
und privaten Lebens zu verbinden, können die Vorlegeblätter
für Handwerker und Fabrikanten, für Baumeister, für Maurer
und für Zimmerleute, herausgegeben von Beuth, Direktor
der Bauschule, Gründer der Gewerbeakademie (1821 — 79)
und des „Vereins zur Beförderung des Gewerbefleißes” (1821),
unter Mitarbeit von Schinkel, gewertet werden. In diesen Vor-
legeblättern, die „Beuth und Schinkel spätestens seit 1818
genauer geplant” hatten 70, kommt der Wunsch des Heraus-
gebers deutlich zum Ausdruck, die Gewerbeförderung nicht
durch Absatzerweiterung oder Kapitalförderung, sondern
durch Verbesserung der Qualität der Erzeugnisse und Erhö-
hung des Gebrauchswerts der Produkte voranzutreiben. „Nur
eine Ausführung, die beides” — die technische Vollendung
und die höchste Vollkommenheit der Form (E.K.) — „ver-
einigt, nähert die Arbeit des Handwerkers dem Kunstwerke,
drückt ihr den Stempel der Bildung auf, und giebt ihr einen
bleibenderen Werth, als die Kostbarkeit des Materials, wo-
raus sie gefertigt wurde ... So wie höhere Vollkommenheit
der Waare überhaupt, bei gleichen Preisen, den Absatz sichert,
so bewirkt ihn derjenige Theil derselben, der aus der Form
entspringt und der Waare den höheren Reiz giebt, in einem
höheren Maasse. Wer die tüchtigste und zugleich die schönste
Waare fertigt, darf auf sichern bleibenden Absatz rechnen,
wie auch Unkunde, Mode und Rohheit der Käufer ihren Ein-
fluss auf die Wahl beim Kauf üben mögen.” 71
Die Vorbilder sollten „Einfluß auf die Ausbildung des Ge-
schmacks” ausüben und den Beschauer durch die Darstellung
der Antike, „die Nachahmung des Geistes des Urbildes”, er-
ziehen. „Diese angemessene Anwendung auf unsere Bedürf-
nisse, (Geräte, Gefäße usw. — E.K.) so wie die aller Verzierun-
gen, kann nur das Resultat des Studiums, der Kritik und des
eigenen Talents sein; sie gehöret in das Gebiet der Kunst, eben
so wie das Entstehen derjenigen Vorbilder dahin gehört, die
aus dem inneren Leben des Künstlers frei hervorgegangen
sind. Darauf soll der Fabrikant, der Handwerker als solcher
keine Ansprüche machen. sondern sich lediglich darauf beschrän-
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ken, diejenige Bildung und Fertigkeit zu erwerben, die erfor-
derlich ist, den Geist der Vorbilder, die ihm gegeben werden,
aufzufassen, und sie in diesem Geiste auf’s Beste nachzuah-
men und auszuführen. Wenn die Handwerker diese Bahn häu-
fig verlassen haben, wenn diejenigen, die sich in den Hand-
werksschulen einige Kenntnisse und Fertigkeit erwarben, sich
berufen glaubten, sie auf eigene Kompositionen anzuwenden:
so hat dies nichts Erfreuliches geliefert, aber zuverlässig mehr
Abgeschmacktes und Abenteuerliches, als wenn ihnen jenes
Wissen fremd geblieben wäre. Indess gereicht ihnen zur Ent-
schuldigung, daß jener Unterricht sich nur auf die Elemente
beschränkte, nicht aber durch Vorbilder die Anwendung auf
bei uns gebräuliche Gegenstände lehrte.” 72
Doch schon sieben Jahre später mußte auch Beuth erkennen,
daß der „Zug der Zeit” ein anderer war, daß weniger der
Gebrauchswert, sondern allein der Tauschwert der Ware das
Ziel des Interesses der Gewerbetreibenden ist; er sah sich
gezwungen, den Anspruch zurückzuschrauben: „Wir haben
es zu bedauern, wenn diese Bestrebungen sich keines allge-
meinen Erfolges zu rühmen hatten, sondern nur den kleinen
Kreis derjenigen erweiterten, denen Sinn für das Schöne und
Einfache, für die Feinheiten einer bessern Vorzeit beiwohnt,
und die im Gefühl des Bedürfnisses nach etwas Musterhaftem
zu den Griechen zurückkehren. Wir sehen, daß die Kunst, wo
sie auch nach den Griechen blühte, zu dieser Stütze zurück-
zukehren strebte, ein Streben, das freilich vielfach modifi-
cirt, sich nie zu der ursprünglichen Reinheit emporschwang.
Wir dürfen darüber indess den Muth nicht verlieren, wenn
solche Bestrebungen die Resultate eines auf materielle Inte-
ressen gerichteten Treibens und einer frivolen modernen Bil-
dung nicht hemmen konnten, durch welche eine übersättigte
Generation nur modernen Tendenzen huldigen kann, nur
das schön finden, was überladen ist, und ihr als neu in den
Wurf kommt. Leute, welche in England schnell reich gewor-
den waren, wollten sich das Ansehn eines alten ererbten
Reichtums geben; in Frankreich hielt man die Restauration
für unvollständig, ohne ein neues Mobiliar im Geschmack
Ludwig’s des XIV. So ist diese Mode auch über uns gekom-
men, und selbst Maler glauben, die Wirkung ihrer mythischen
oder testamentarischen Darstellungen werde ohne einen ba-
rocken Rahmen völlig verfehlt. Bemalte Porzellan-Gruppen
aus denselben Formen hervorgegangen, welche unsere Ur-
grossmütter ergötzten, Watteau’s Schäfer und Schäferinnen,
machen die Wonne der modernen in schottischen Mustern
gekleideten Welt aus. Bald vielleicht, wie vor fünfzig Jahren,
hat die Antike das Glück, wieder in die Reihe der Moden
zu treten, und die albernste Anwendung zu finden. Dieser
Jammer ist in der Anwendung der Kunst auf die Gewerbe
schwerer zu bekämpfen, als bei einzelnen rein künstlerischen
Leistungen. Denn der Gewerbetreibende, der nur durch den
grossen Absatz gleichartiger Gegenstände bestehen kann,
ist von dem Geschmack des grossen Haufens seiner Käufer
abhängiger, mithin von dessen Bildungsstufe. Ohne Verletzung
seiner Interessen und ohne Gefahr, zu der Ehre einer Märty-
rer-Krone zu gelangen, darf er es kaum wagen, um des Schö-
nen selbst willen als Koryphäe eines besseren Geschmacks
aufzutreten. So hat umgekehrt eine allgemeine blos technische
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Vollendung der Fabrikate eines Landes (z.B. in England)
ihren Grund in dem allgemein verbreiteten Sinn der Käufer
aller Stände für eine vollendete Technik, der für rohe Arbeiten
keine Käufer finden lässt; und wäre der Kunstsinn in England
eben so verbreitet, so würde an die Stelle einer glücklichen
Anwendung der Antike durch Wedgwood nicht der tiefste
Verfall getreten sein, der in den Verzierungen der Fabrikate
der Potteries Schauder erregt. Dieser Verfall übertrifft die
Barbarei in den letzten Tagen des römischen Reichs, die doch
wenigstens die Motive einer besseren Zeit in einer rohen und
plumpen Anwendung durchblicken liess.” 73
Ganz preußischer Beamter war Beuth aber nicht gewillt auf-
zugeben: „Wir fanden indess in dem Vorhergesagten Gründe
genug, den Muth in der Fortsetzung der Vorbilder nicht zu
verlieren, sondern auf der betretenen Bahn fortzuschreiten.
Die Verbreitung des Besten, sonst Unzugänglichen nach allen
Orten hin, die Nachbildung desselben, und die Verbreitung
dieser Nachbildungen durch Schüler, wenn sie auch weniger
gelungen sein mochten, mussten auf eine klassische Kunstbil-
dung der Nation auf eine andere erfolgreiche Weise einwirken.
als durch das blosse Studium der alten Sprache. Hiezu trat
freilich prekäre Aussicht der Benutzung des Gegebenen, für
den glücklichen Fall einer Nachfrage danach durch Einzelne
oder vorübergehende Impulse . . . Wenn aber dem Gewerbe,
durch eine leichte treue Vervielfältigung des Kunstwerks,
dessen allgemeine Verbreitung unter alle Klassen möglicht
wird; wenn dessen Kenntniss nicht mehr blos in Museen, in
unzugänglichen Privatsammlungen erworben werden darf,
dann darf man hoffen, dass von der so ausgestreuten Saat hin
und wieder ein Korn aufgehen und Früchte tragen werde.” 74
Das im Vorwort Beuth’s 1837 zu den „Vorbildern” angedeute-
te Erstarken des Bürgertums in allen Bereichen des gewerbli-
chen Lebens, Zeichen ist hierfür u.a. die Gründung des „preus-
sisch-deutschen”” Zollvereins 1834 75 trotz herrschender Reak-
tion — Karlsbader Beschlüsse 1819, Demagogenverfolgungen —
blieb im Zusammenhang mit den anstehenden Bauaufgaben
auch auf die Ausbildung der Baumeister nicht ohne Wirkung.
Während die Wohnquartiere für die Arbeiter, der Massenwoh-
nungsbau, durchweg von Handwerkern und Bauunternehmern,
die ebenfalls aus dem Handwerk stammten (Meisterprüfung
wurde gefordert), da ein offizielles Eingreifen des Kaufmanns-
oder branchenfremden Kapitals verboten war (Forderung eines
Befähigungsnachweises im Baugewerbe), erstellt wurden, be-
nötigte der Besitzbürger, der sich durch die gewonnene wirt-
schaftliche Macht wie ein Kleinfürst gebärdete, für die räumliche
Artikulation seiner Wohnbedürfnisse und der Repräsentation
seines Reichtums und seiner Macht einen Gleichgesinnten,
einen Klassengenossen, mit dem er sich auf einer gleichen gei-
stigen vu nd gesellschaftlichen Stufe wähnte und ebenso einen
eigenen Planverfasser, der in einer Art feudaler Abhängigkeit
zu ihm stehen sollte, wie er dies bei seinen Vorbildern, den
Feudalherren, vorfand. Der Bourgeois suchte und fand diesen
Zeitgenossen in der Person des „Baukünstlers”” in den Reihen
der Baubeamten, die ihm „nebenamtlich” zu Diensten
standen.
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Nach der bürgerlichen Revolution von 1848/49, die an den
Interessen der Bourgeoisie scheiterte, die aus Angst vor
den Arbeitern und Handwerkern stillschweigend oder offen
mit der Reaktion kollaborierte und sich von den reaktionä-
ren Kräften die Sicherung der materiellen Privilegien erhoff-
te 76, löste der preußische Staat nun diejenigen Forderungen
der Bourgeoisie ein, die seine monarchistische Ordnung nicht
gefährdeten und die eigenen wirtschaftlichen Interessen
nicht beeinträchtigten, sondern eher förderten; kommunale
Selbständigkeit der Städte, wirtschaftliche Konzessionen an
die liberale Bourgeoisie, Zugeständnisse auch in der nationa-
len Frage — eine deutsche Nation — 77 und ein beschränk-
tes Steuerbewilligungsrecht 78.
In diesem Kontext ist auch die 1848 von den Lehrern und
Schülern geforderte und 1849 durchgeführte Umbenennung
der „Allgemeinen Bauschule” in „Königl. Bau-Akademie
zu Berlin” und die Einrichtung eines „ordentlichen” Studien-
ganges für Privatbaumeister zu sehen.
In den „Vorschriften für die Ausbildung und Prüfung derje-
nigen, welche sich dem Baufache widmen” vom 1. August
1849, herausgegeben von von der Heydt, Minister für Handel
Gewerbe und öffentliche Arbeiten, wurden folgende Ausbil-




Um zur Bauführer-Prüfung zugelassen zu werden, mußte der
Anwärter folgende Nachweise erbringen: Reifezeugnis der
ersten Klasse eines Gymnasiums oder einer höheren Real-
schule, mindestens ein Jahr Praxis unter einem oder mehre
rer geprüfter Baumeister und eine zweijährige Studienzeit
an der Bauakademie. Die Bauführer-Prüfung konnte frühe-
stens drei Jahre nach Abschluß der Schulzeit abgelegt wer-
den. Nachdem der Aspirant verschiedene Zeichnungen, Ge-
ländeskizzen mit Nivellement, Zeichnung eines Gebäudes
oder Maschine u.a. eingereicht hatte, wurde er zur Prüfung
zugelassen. Die Prüfung begann mit einer Woche Entwerfen
unter „Clausur” und endete mit einer mündlichen Prüfung
in Grundlagenfächern und Kenntnissen in Feldmessen ($ 3)
Die Kandidaten der Baumeisterprüfung mußten die bestan-
dene Bauführer-Prüfung, eine zweijährige Praxis als Baulei-
ter unter Aufsicht geprüfter Baumeister und mindestens ein
Jahr Studienzeit nach der Bauführer-Prüfung nachweisen.
Diese Prüfung konnte frühestens drei Jahre nach der abge-
legten Bauführer-Prüfung begonnen werden. Der Prüfling
in Wege- und Wasserbau mußte zudem das Feldmessen ein-
üben und sich „bewähren”.
Diejenigen, die die Prüfung in beiden Fächern, in Land- und
Schönbau und in Wege- und Wasserbau, ablegen wollten,
benötigten zur Zulassung zur Prüfung drei Jahre Praxis als
Bauführer in beiden Fachrichtungen und mindestens zwei
Jahre Studium an der Bauakademie nach Abschluß der Bau-
führer-Prüfung.
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Die Prüflinge des neuen Studienganges für Privatbaumeister
mußten ein Handwerk, Maurer, Zimmermann oder Steinmetz
erlernen, für den „selbständigen Betrieb des erlernten Hand-
werks die gesetzlich vorgeschriebene Meister-Prüfung” ablegen
zudem eine Studienzeit von mindestens drei Jahre nach Able-
gung der Meisterprüfung absolvieren.
Die Prüfungsaspiranten bearbeiteten nach den erbrachten Nach-
weisen eine „Probearbeit””, einen Entwurf unter Benutzung
aller Hilfsmittel ($ 5). Auf Abgabe und Annahme dieser Pro-
bearbeit durch die Prüfungsbehörde folgte die Prüfungsarbeit,
eine Woche lang, und die mündliche Prüfung. Die Anforderun-
gen der Prüfungen der Privatbaumeister und die der Baumeister
für Land- und Schönbau waren identisch ($ 6).
Die Prüfungsbehörde war die „Königl. Ober-Bau-Deputation””,
das Einspruchsrecht behielt sich der Minister für Handel, Ge-
werbe und öffentliche Arbeiten vor ($ 7).
Nach erfolgreicher Prüfung und Vereidigung war der Bauführer
berechtigt, die Leitung von Bauausführungen unter Oberlei-
tung und technischer Verantwortlichkeit eines Baumeisters
zu übernehmen. „Ihre Angaben in Bezug auf Maaß und Zahl
(hatten) hierbei öffentlichen Glauben” 79 Nach „befriedigen-
der” fünfjähriger Praxis als Bauführer im Wegebau konnten
die Bauführer eine Anstellung beim Wegebau erreichen und
da sie keine Baumeisterbefugnisse hatten, erhielten sie den
Titel ..Wege-Inspectoren” ($ 9).
Die Baumeister für Land- und Schönbaukunst oder Wege-
und Wasserbaukunst durften Baupläne anfertigen und die
selbständige Leitung von Baustellen übernehmen. Ebenso
besaßen sie zugleich die Befähigung für eine Anstellung in
den „entsprechenden Zweigen des Staats- oder Communal-
Dienstes”. „Diejenigen Stellen, zu deren Verwaltung um-
fassende Kenntnisse vom Land- und Wasserbau erforderlich
sind, werden nur mit Baumeistern besetzt, welche die Prü-
fung als Land- und Wasser-Baumeister bestanden haben.” 80
Zu den Befugnissen der Privatbaumeister heißt es in den
Vorschriften: „Die Privatbaumeister sind berechtigt, die An-
fertigung von Bau-Plänen und die Leitung von Bau-Unter-
nehmungen, jedoch nur für die Gegenstände des Landbaues,
selbständig zu betreiben. Zur Anstellung im Staatsdienste
sind sie nicht befähigt und zur Bekleidung eines Communal-
Bauamtes nur in so weit, als mit diesem nicht die Besorgung
von Wege- und Wasserbau-Geschäften verbunden ist.” 81
Feldmesser-Arbeiten durften nur insoweit durchgeführt wer-
den, wie sie unmittelbar zum Baufache gehörten ($ 11).
Einschränkung der Baugewerbetreibenden: „Bauhandwerke
dürfen Baumeister nur in sofern selbständig betreiben, als sie
die Meister-Prüfung für das betreffende Handwerk abgelegt
haben.” 82
Dies heißt nichts anderes als im Normalfalle die säuberliche
Trennung des Ausbildungsganges zwischen Staatsbeamten,
Teilen der Kommunalangestellten und den Bauunternehmern
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denn wer „freier”” Unternehmer werden will, muß zuerst
eine Meisterprüfung vorweisen, die ihn aber nur zum Studium
des Studienfaches Privat-Baumeister berechtigt; er kann also
nicht in den Staatsdienst und nur mit Einschränkungen in
die Kommune übernommen werden. Will er sich als Staats-
diener betätigen, muß er über die Bauführerprüfung die Bau-
meisterprüfung ansteuern, benötigt also keine Meisterprüfung,
dafür das Reifezeugnis eines Gymnasiums oder einer Ober-
realschule, ist damit nicht berechtigt, ein Bauhandwerk selb-
ständig zu betreiben.
Diesen „Vorschriften für die Ausbildung und Prüfung derje-
nigen, welche sich dem Baufache widmen” folgten für die
„Königl. Bau-Akademie zu Berlin” die neuen Vorschriften
des Ministers für Handel, Gewerbe und öffentlichen Arbei-
ten.
Die Bauakademie unterstand dem Vorgenannten. Die Leitung
übernahm ein Direktorium, bestehend aus einem vom Mini-
ster ernannten Direktor und zwei Mitgliedern der Ober-Bau-
Deputation. Die Auswahl traf der Minister selbst und zwar
so, daß beide Fachrichtungen, Land- und Schönbau und
Wege-, Eisenbahn- und Wasserbau vertreten waren. Eine regel-
mäßig einberufene Konferenz aller ordentlichen Lehrer sollte
über den Lehrplan und den Unterricht beraten. Die Lehrer
wurden durch den Minister auf Vorschlag des Direktoriums
angestellt ($ 3).
Die Aufnahme der Studierenden erfolgte durch schriftliche
Anmeldung beim Direktor, durch die Immatrikulation vier
Wochen vor Semesterbeginn, und durch die Entrichtung einer
Gebühr von 10 Thalern. Die Immatrikulation war fünf Jahre
gültig und konnte verlängert werden.
„Die Hauptgegenstände des Unterrichts werden nach 8-13
so angeordnet, daß sie vollständig in angemessener Reihen-
folge in derjenigen Zeit benutzt werden können, welche als
geringste Studienzeit für die verschiedenen Prüfungen ander-
weit festgesetzt und von den Candidaten nachzuweisen
ist.” 33 Hier kommt noch einmal ganz offen der Schulcharak-
ter und die Stufenausbildung zum Ausdruck, ebenso die
Ökonomisierung des Studiums, eine „moderne” Intention,
durch Studienzeitbeschränkung.
Die Aufnahmebedingungen bestanden aus den Nachweisen;
wenn der Staatsdienst angestrebt wurde, das Reifezeugnis
der ersten Klasse eines Gymnasiums oder einer höheren Real-
schule, Zeugnisse über mindestens ein Jahr Praxis unter
Leitung eines Baumeisters und, wenn Privatbaumeister das
Ausbildungsziel war, das Zeugnis der Meisterprüfung für den
selbständigen Betrieb eines Handwerks.
Auch Ausländer wurden zugelassen, falls sie die oben ge-
nannten Bedingungen erfüllten. Nicht immatrikulierte Per-
sonen konnten nach „Erlegung des festgesetzten Honorars”
Vorlesungen besuchen.
Nur auf Verlangen des Studierenden erteilte die Bauakademie
Zeugnisse über den Ausbildungsverlauf.
32
Die „Bekanntmachung über die Anforderungen, welche bei
den Prüfungen der Bauführer, Baumeister und Privatbaumeister
gestellt werden” vom 18. September 1849 und die „Bekannt-
machung über das Verfahren bei der Prüfung der Bauführer,
Baumeister und Privatbaumeister nach der Vorschrift vom
1. August 1849” vom 1. Dezember 1849, herausgegeben von
der Ober-Bau-Deputation enthalten Kommentare und nähere
Erläuterungen zu den Vorschriften des Ministers von der Heydt.
So z.B. über die verschiedenen Prüfungen für Bauführer, deren
mündliche Prüfung sich über die „Reine Mathematik” (z.B.
Algebra, niedere Analysis, Geometrie, Trigonometrie), über
die „angewandte Mathematik” (z.B. Feldmessen, Statik, Me-
chanik), Naturwissenschaften (z.B. Physik, Chemie, Oryktog-
nosie, Geognosie) und Landbaukunst (z.B. Materialkunde,
Konstruktionslehre, „Formen antiker Baukunst im Allgemei-
nen und deren Anwendung auf Bauwerke unserer Zeit’)
zu Wasser-, Wege- und Eisenbahnbau und Maschinenbau (Bau-
maschinen), erstreckte; Prüfung der Baumeister für Land- und
Schönbau mit den Anforderungen in den „Baustylen aller
Länder und Zeiten”, Konstruktionslehre, Dynamik, Schön-
bau, d.h. Privat- und öffentliche Bauten, Städtebau, und Ge-
schäftsführung; Prüfung der Baumeister für Wege-, Wasser-
und Eisenbahnbau, bei der höhere Analysis, analytische Dy-
namik, Wasserbau (z.B. Wasserbauwerke, Strom- und Kanal-
bau, Deichbau, Seebau usw.), Maschinenlehre und Maschinen-
bau (z.B. Dampfmaschinen, Wasserräder usw.) und Eisenbahn-
bau „in seinem ganzen Umfange” (z.B. Unterbau, Brücken,
Kurven, optische und elektrische Telegraphen usw.) gefordert
wurde; die Anforderungen für Privatbaumeister entsprachen
denen der Baumeister für Land- und Schönbau; Prüfungster-
mine und Übergangsbestimmungen (z.B. Abschaffen der Bau-
meister-Vorprüfung und Anerkennung als Baumeisterprüfung)
Hier nun die amtliche Bekanntmachung vom 18. August 1849:
„Nachdem des Königs Maj. die anderweite Organisation der
Allgemeinen Bauschule, welche fortan die Benennung: ‘König-
liche Bau-Akademie zu Berlin’ führen wird, zu genehmigen
geruht haben, ist das Direktorium der Bau-Akademie dem Ge-
heimen Ober-Baurath Busse, dem Geh. Ober-Baurath Stüler
und dem Ober-Baurath Hartwich übertragen und der Erstere
zum ausführenden Vorstand bestellt worden. Das Direktorium
der Bau-Akademie wird auch die Leitung der Bau- und Gewer-
beschule ferner führen.” 84
1850 liefen die ersten Streiks an der Königl. Bauakademie ge-
gen deren restriktiven und schulischen Charakter unter den
Forderungen nach Lernfreiheit und Gleichstellung mit den
Universitäten.
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seines Herrn und dessen Beweggründe wirtschaftlicher und
machtpolitischer Art, das Baugewerbe durch Erhöhung
der Qualität seiner Produkte und der Ausbildung der aus-
führenden, begutachtenden und kontrollierenden Beamten
in einer wissenschaftlich-praktischen Lehranstalt zu ent-
wickeln und zu fördern.
Im Zusammenhang mit der Gewerbeförderung gesehen,
könnte man auch von einer „Beamtenbourgeoisie”” sprechen.
In ihrem Eifer, dem König und damit dem Staate zu dienen 86,
der sie auch zu Trägern der preußischen Reaktion gegen
die erwachenden bürgerlichen Tendenzen werden ließ, die
diesen brüchigen und morschen Feudalstaat hätten sprengen
können, um auf den Trümmern die kapitalistische Produk-
tionsweise ungehindert aufzubauen, schreckten sie nicht da-
vor zurück, selbst das gesamte „Kunstleben” im Sinne der
herrschenden Kunstrichtung Klassizismus zu verwalten und
versuchten, alle Formen von Bauverzierungen, Gebäuden,
Textilien bis hin zum Hausrat vorzuschreiben. 87 „Der Fa-
brikant und Handwerker aber soll, wir wiederholen es, sich
nicht verleiten lassen, selbst zu komponiren, sondern fleis-
sig, treu und mit Geschmack nachahmen.” 88
Die führenden Kräfte der Baubürokratie mußten sich aber
in einem immerwährenden Kampf anderer Tendenzen er-
wehren, die einerseits die Ausbildung in der Baukunst unter
mehr ästhetisch-künstlerischen Gesichtspunkten betrachte-
ten und die andererseits zu einer zu starken Verwissenschaf-
lichung des Ausbildungsprozesses führten. Die Aufgabe der
von ihnen geschaffenen Ausbildungsstätte sollte vorrangig
die Ausbildung qualifizierter, praktischer Baubeamten sein.
Glaubten sie sich am Ziel, mußten sie oft erkennen, daß
ihre Gegner die Anstalt usurpiert hatten; davon zeugen die
häufigen Reformen und Reorganisationen der Bauakademie
zwischen 1799 und 1849.
Haben in einigen Fällen staatliche Baumeister nebenamtlich
die Wohn- und Repräsentationsbedürfnisse der Besitzbürger
realisiert, so tritt 1849 nun ein neuer Typ Baumeister neben
die Staatsdiener, der aber eine geringere Qualifikation und
Bildung als der Baubeamte besaß, nicht in den Staatsdienst
übernommen werden konnte und auch im kommunalen
Bereich eine Gebrauchswert- und Tauschwerteinschränkung
in Kauf nehmen mußte — die Antwort der staatlichen Büro-
kratie auf das Vordringen der „Bürgerlichen”” —, der Privat-
baumeister. Dieser Studiengang, der als Voraussetzung den
Nachweis der Qualifikation als „freier”” Unternehmer for-
derte, könnte man als Zeichen der Erstarkung der Bourgeoi-
sie werten, obwohl dieser Ausbildungsgang in den folgenden
Jahren wenig Zuspruch erfuhr 89
4. Zusammenfassung
Rückblickend den Zeitraum zwischen 1770 und 1850 betrach-
tend, erleben wir den spezifisch preußischen Baubeamten.
Einerseits durch den Beamteneid an den absolutistischen Staat
gebunden und andererseits Angehöriger der bürgerlichen Klas-
se 85 versuchte dieser Diener des Staates, personifiziert in der
Person des Königs, im Kielwasser der merkantilistischen Politik
Betrachtet man die Vorschriften von 1849 aber genauer, so
müssen wir feststellen, daß die Zugangsbestimmungen und
die in der Stufenausbildung der Bauakademie ausgedrückte
hierarchische Ordnung der Ausbildung, Abbild des hierar-
chischen gesellschaftlichen Systems, teilweise verschärft oder
fortgeschrieben wurden im Gegensatz zu den bürgerlichen
Vorstellungen des Frühkapitalismus von einer polytechni-
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schen Ausbildung (Vorbild: „Ecole polytechnique” in Paris)
gemeinsames Grundstudium, gleichwertige Abschlüsse und
Qualifkationen, jedoch „abhängig vom Geldbeutel”, die in
ähnlicher Form schon 1817 geplant war. Die Reaktion hatte
den Sieg davongetragen. „Je unterentwickelter diese neuen
auflösenden Gesellschaftselemente, desto konservativer er-
scheint selbst die heftigste Reaktion der alten politischen Ge-
walt. Je entwickelter die neuen auflösenden Gesellschaftsele-
mente, desto reaktionärer erscheint selbst der harmloseste
Konservationsversuch der alten politischen Gewalt.” 90
EEE
l) „So finden wir namentlich in Preußen im ganzen 18. Jahrhundert
Verordnungen über Verordnungen, die dem Bauernlegen Einhalt
tun sollen; . . . : sie galten eben nur auf dem Papier, der Adel
ließ sich nur wenig stören, das Bauernlegen dauerte fort.” (Bis
Mitte des 19. Jahrhunderts — E.K.) Friedrich Engels, „Zur Ge-
schichte der preußischen Bauern”, MEW 21, S. 243; siehe in:
E. Konter, M. Jahns, J. Berberich, „Zustände in ‘Deutschland’
und Preußen von 1763 - 1814”, Referat WS 72/73, 5.5.
Hans Mottek, „„Wirtschaftsgeschichte Deutschlands”, Band 1,
Berlin 1972, S. 258 in: T. Scheidler, „Die Bautätigkeit des
preußischen Staates, die Baubehörden”, Referat WS 72/73, 5. 1
Jürgen Kuczynski, „Die Bewegung der duetschen Wirtschaft
von 1800 - 1946”, Westberlin 1972, in: T. Scheidler, „...
a.2.0.,5.4.
T. Scheidler, „Die Bautätigkeit ...”a.a.O., 5. 4.
„Merkantilismus, Merkantilsystem — Wirtschaftstheorie und
-politik in der Periode der ursprünglichen Akkumulation des
Kapitals und der Entstehung der bürgerlichen Nationen mit
Orientierung auf eine aktive Außenhandelsbilanz . . . Ziel der
ökonomischen Tätigkeit ist nach dem M. nicht der Erwerb von
Geld schlechthin, sondern der Mehrwert in Gestalt von Handels:
profit. Hierin drückt sich die größere Reife der Produktionsver-
hältnisse, die Zersetzung der feudalen und die Entstehung der
kapitalistischen Produktionsweise aus.”
„Ökonomisches Lexikon”, 2. neu bearbeitete Aufl., Verlag
die Wirtschaft, Berlin 1971, S. 180.
Vgl. Hugo Rachel, „Das Berliner Wirtschaftsleben im Zeitalter
des Frühkapitalismus”, Berlinische Bücher, 3. Band, Rembrandt-
Verlag GmbH, Berlin 1932, S. 24 £.
Hiermit ist ausschließlich das staatliche Bauwesen gemeint.
Die private Bautätigkeit nahm nur eine untergeordnete Stellung
gegenüber dem Bauvolumen des preußischen Staates ein. Die
Bauplanenden und -durchführenden des privaten Bauwesens
waren vorrangig selbständige Maurer- und Zimmermeister, die
zur damaligen Zeit wegen ihrer hohen Qualifikation berühmt
waren, z.B. Maurermeister Karl Friedrich Zelter (seit 1783 in
Berlin), Freund Goethes und Gründer der Singakademie. Vgl.
H. Rachel, „Das Berliner ... ” a.a.0., 5. 24 f.
Zitelmann, „Kurze Darstellung der Geschichte und Verfassung
des Königlichen Preußischen Ober-Bau-Departements”, in:
„Sammlung nützlicher Aufsätze und Nachrichten, die Baukunst
betreffend”, 1801, 5. 91.
Ebenda, S. 90.
Aufbau der Bauverwaltung von 1770: Staatsoberhaupt



































Zum Vergleich die Bauverwaltung von 1808: Staatsoberhaupt
darunter: Staatsrat
darunter: u.a. Ministerium für Handel, Gewerbe und öffent-
lichen Arbeiten




Zitelmann, „Kurze Darstellung . . .‘, a.a.0., S. 91/92.
Ebenda, S. 92.
Ebenda, S. 93.
„Lehmpatzenbau”’, Ursprungsland Frankreich, ist eine Bauweise,
bei der auf die Verwendung von Holz, außer dem Dachstuhl,
verzichtet wird. Vgl. „Sammlung nützlicher Aufsätze und Nach-
richten, die Baukunst betreffend”, 1801, u.a.
„Verhandlungen des Vereins zur Beförderung des Gewerbe-
fleißes in Preußen”, 1834, u.a.






Einen verbindlichen Ausbildungsgang oder eine obligatorische
Ausbildungsstätte für Baubeamte existierte nicht. Vgl. B. Ahrens.
„Friedrich Wilhelm von Erdmannsdorff (1736 - 1800)”, Referat
WS 72/73; 1. Beiswenger, „David Gilly (1748 - 1808)”, Referat
WS 72/73; E. Konter, „Friedrich Gilly (1772 - 1800)”, Referat
WS 72/73; G. Peschken, Ausbildung „Schinkels” in: „Stilistische
Beschränkung der Gewerbeförderung in Preußen” (Referat) in:
„Festschrift Ernst Heinrich” (Goerd Peschken, Dieter Radicke,
Tilmann J. Heinisch), Westberlin 1974.
„Chronik der Königlichen Technischen Hochschule zu Berlin
1799 - 1899”, S. 19 in: J. Mombour, „Entwicklung der Bauaka-
demie in Berlin von 1799 - 1824”, Referat SS 73, 5. 4.
„In dem Mittelstande, zu dem die Staatsbeamten gehören, ist
das Bewußtsein des Staates und die hervorstechendste Bildung.
Deswegen macht er auch die Grundsäule desselben in Beziehung
auf Rechtlichkeit und Intelligenz aus.” Georg Wilhelm Friedrich
Hegel, „Grundlinien der Philosophie des Rechts oder Natur-
recht und Staatswissenschaft im Grundrisse”, hrsg. von Eduard
Gans, Berlin 1833, Zusatz zu 8 297, in: Karl Marx, „Zur Kritik
der Hegelschen Rechtsphilosophie””, MEW 1, S. 246.
Paul Ortwin Rave, „Kunst in Berlin — Schinkel als Beamter”,
Ss. 98.
Vgl. Eytelwein, „Nachricht von der Errichtung der Königlichen
Bauakademie zu Berlin”, in: „Sammlung . . . “. a.a.O., 2. Bd.,
1799,55. 29 £.
„In der feudalen Koalition gegen das revolutionäre Frankreich
war dem preußischen Staate zuerst der Atem ausgegangen; er
zog sich aus den großen Welthändeln zurück, um unter dem
Schutze einer feigen Neutralität, allgemein gehaßt und verachtet,
ein Scheinleben zu führen; er war vollständig fertig, intellektuell
und moralisch, finanziell und militärisch, nach einem kurzen
Ringen mit der Revolution, das die anderen feudalen Mächte
noch eine gute Weile fortsetzen konnten.” Franz Mehring, „Zur
deutschen Geschichte I”, in: Gesammelte Schriften, Bd. 5,
Dietz Verlag Berlin 1973, S. 82.
„Sammlung nützlicher Aufsätze und Nachrichten, die Baukunst




Riedel der ältere, „Allgemeine Betrachtung über die Baukunst”.
in: „Sammlung ...”, a.a.0.,S. 1.
24
32) Ebenda,S.2.
33) Ebenda, S. 20/21.
34) Ebenda, S. 24.
35) Riedel der ältere, „Fortsetzung der allgemeinen Betrachtung









Riedel der ältere, „Nachricht wegen der Fortsetzung ...







Ebenda, Anmerkung S. 115/116.
Ebenda, S. 116.
Eytelwein, „Nachricht .... ”, a.a.0., S. 30,
Ebenda, S. 28.
Ebenda, S. 29. Cameralisten — Beamte für Finanzverwaltung,
auch Polizeiverwaltung, Verwaltungsbehörde des Militärs (Krie-
ges- und Domainenkammern) und andere Administrationen.
— Ausbildung in Ökonomie, Domainenschlägen und Taxierungen
der Erträge von Domainengütern. Vgl. „Allgemeine deutsche
Real-Encyklopädie für die gebideten Stände”, 2. Bd., 7. Original-
aufl., F.A. Brockhaus, Leipzig, 1830, S. 404 - 405.
Eytelwein, „Nachricht ...”, a.a.O., S. 31.
Cameralbauwesen — Verwaltungsbauten für die staatliche Admi-
nistration. Vgl. Anm. 54.
Eytelwein, „Nachricht . . . “. a.a.0., S. 37.
Ebenda, S. 40.
„Außerdem sollen die Baueleven in den Sommermonathen bey
allen Arten von Bauen in der Provinz angestellt werden, um da-
durch den praktischen Unterricht vollständig zu erhalten.” Eben-
da, 5.36.
Ebenda, S. 35.
„Chronik ...‘“, a.a.O., S. 33, in: J. Mombour „Entwicklung .
a.a.0., 5. 10/11.
Franz Mehring, „Zur deutschen Geschichte . . . ”, a.a.0., S. 87.
„Der Zertrümmerung des Reiches auf dem Fuße folgte die Zer-
trümmerungdes altpreußischen Staates. Er hatte sich so verächt-
lich gemacht, daß er von aller Welt mit Fußtritten bedacht wurde,
nicht zuletzt von seinem nunmehrigen Bundesgenossen Napoleon.
Nach einem besonders derben Schlage ins Gesicht glaubte der
preußische König seine Peiniger durch eine Mobilmachung schrek-
ken zu können, rannte damit aber nur in sein Verderben. Nachdem
schon die Rüstungen für den Krieg die innere Auflösung des preus-
sischen Staates in erbarmungswürdiger Weise enthüllt hatten, wur-
de er durch die Doppelschlacht bei Jena und Auerstedt am 14. Ok-
tober 1806 völlig vernichtet.’”” Ebenda, S. 86.
Es ist zu fragen, warum gerade das Baugewerbe von der Einführung
der Gewerbefreiheit ausgenommen wurde (Einführung der Gewer-
befreiheit hier erst 1867 - 71). Die Zunftordnungen der Maurer,
Zimmerleute usw. begünstigten schon früh den Großbetrieb (Gene-
ralprivilegien von 1734: Pro Meister 30 - 40 Gesellen) und dieses
Verhältnis der kleinen Meisteraristokratie und einem großen Gesel-
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und Akkumulation (Kooperation — Ausgangspunkt der kapita-
listischen Produktion). Es scheint, daß der Stand der Produktiv-
kräfte im Bauwesen ausreichend für die Verwertung der Besitz-
bürger gewesen wäre. Warum haben sich die Produktivkräfte
aber nicht weiter entwickelt? Diese Erscheinungen können
nur durch den besonderen Warencharakter des Bauwerks, lange
Produktions- und lange Konsumtionszeit, Wechsel der Produk-
tionsstätte, Witterungsabhängigkeit, Konjunkturabhängigkeit
und durch den hohen Anteil des variablen Kapitals eine gute
Möglichkeit Krisenmanagement zu betreiben, und den Kredit-
schwierigkeit des Bauwesens, Folge der Bodenspekulation,
näher erklärt werden. Vgl. E. Konter, „Die Bauproduktion im
Zusammenhang mit der Architektenausbildung im 19. und
20. Jahrhundert”, Referat SS 1973; Vilma Carthaus „Zur Ge-
schichte und Theorie der Grundstückskrise in deutschen Groß-
städten”.
64) Franz Mehring, „Zur deutschen Geschichte . . .”, a.a.0., S. 91.
65) T.Scheidler, „Die Bautätigkeit ...“ , a.a.O., S. 9.
66) „Chronik ...“, a.a.O., S. 41, in: J. Mombour, „Entwicklung
„.. , a:a.0.,5.13,
Ludwig v. Rönne, „Die Baupolizei des preußischen Staates”,
1854, 5. 45.
Nach jeder Verwaltungsreform änderte sich auch die Zustän-
digkeit für die Bauakademie:
1808 Ministerium für Handel, Gewerbe und öffentlichen
Arbeiten:
— Abteilung der Gewerbepolizei
Techn. Unterabteilung — Oberbaudeputation
Departement des Innern
Sektion für Kultus und öffentlichen Unterricht
Abteilung des öffentlichen Unterrichts — Bau-
akademie
1810 Ministerium des Innern
— Departement des Kultus und öffentlichen Unter-
richts
— Bauakademie
um 1817 Ministerium für geistliche und Unterrichtsangelegen-
heiten
— Akademie der Künste
Ministerium für Handel
— Bauakademie
Aufhebung des Handelsministeriums, dem Ministerium
des Innern unterstellt.
Ministerium des Innern in zwei Abteilungen
1. Ministerium des Innern und der Polizei
2. Ministerium des Innern, für Handel u. Gewerbe-
angelegenheiten.
ii
68) Ebenda, S. 45/46.
69) Die spezifisch preußische Rolle des Klassizismus. Die klassizi-
stische Kunstrichtung ist gegen die „propagandistischen Absich-
ten der kirchlichen Barockkunst”” gerichtet und gerade Preus-
ans Anstrengungen in der merkantilistischen Wirtschaftspolitik
i{assen „verhältnismäßig früh klassizistische Neigungen erkennen”.
Zu der besonderen Situation und Stellung des Klassizismus
in Preußen schreibt Görd Peschken: „Der konventionelle Klas-
sizismus, also die Nachahmung antiker Formen, hat in der
abendländischen Architekturgeschichte immer die Funktion
gehabt, auf gottgesetzte fürstliche Legitimität zu verweisen,
ob es nun die Thermenarchitektur der Aachener Palastkapelle
Karls des Großen oder die korinthischen Kapitelle gotischer
Kathedralen oder von Palästen aus Renaissance und Barock
gewesen sind. Säule und Vorhang gebühren den Göttern und
den Königen — so Vitruv nach Aristoteles über Theaterdekora-
tion. Im konventionellen Klassizismus der Schinkelzeit sind
die römischen Vorbilder ein wenig in den Schatten gestellt
durch die griechischen, und damit tritt zur gottgegebenen Ge-
walt der Herrschaft ein Stück Bildungsideologie, Veredelung
mit bürgerlicher Innerlichkeit. Trotzdem — der konventionelle
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Klassizismus ist der Stil der politischen Restauration des dama-
ligen Europa, und seine preußische Variante, bezeichnenderweise
die konsequenteste, hat Schinkel in den 20er Jahren (des 19.
Jahrhunderts — E.K.) ausgearbeitet. Dieser konventionelle Klassi-
zismus mit seinem Bildungsanteil stellt nicht bloß fürstliche Macht
dar, sondern sinnt dem Publikum eine gewisse edle Verinnerli-
chung, Selbsterziehung in Übereinstimmung mit der staatlichen
Herrschaft an. Das ist übrigens deeutsche Tradition zumindest
seit der Reformation. Damit ist auch die Beschränktheit der
Muster der Gewerbeförderung auf den konventionellen Klassi-
zismus erklärt: es handelt sich um Bevormundung im Sinne der
Restauration und des Legitimismus.” Görd Peschken, „Stilisti-
sche... .‘“, a.a.O., in: „Festschrift... .”, a.a.0., S. 192.
Ebenda, S. 190.
Beuth, „Vorbilder für Fabrikanten und Handwerker”, 1830,
Vorwort vam Februar 1830, S. IILIV.
Ebenda, S. V.
Beuth, „Vorbilder . ..‘, a.a.O., Vorwort vom Februar 1837,
S. VI - VII.
74) Ebenda, S. VIIIX.
75) „Der Zollverein war ein Produkt bitterer Notwendigkeit. Auf die
Dauer ließ sich der Zustand nicht aufrechterhalten, daß Deutsch-
land in all seiner Zerrissenheit der übermächtigen Konkurrenz
des Auslandes offenlag, während sich fast alle übrigen europäi-
schen Staaten durch Zölle schützten, dagegen der inländische
Markt durch zahllose Zollinien zerschnitten wurde ....
Nicht minder als die Gründung des Zollvereins gab der Bau von
Eisenbahnen der ökonomischen Entwicklung Deutschlands
einen kräftigen Anstoß. Bei der Armut des Landes an guten
Land- und Wasserstraßen begriffen die größeren Handelsstädte
schnell ihr Interesse an dem neuen Verkehrsmittel, Die Regie-
rungen bekundeten auch in diesem Falle ihre angestammte
Kurzsichtigkeit; ihr souveräner Unverstand störte oft genug den
Ausbau des Eisenbahnnetzes. Aber verhindern konnten sie ihn
am letzten Ende doch nicht. Die Eisenbahnen legten die erste
großeBresche in die chinesischen Mauern der partikularistischen
Vorurteile; sie erschlossen den Reichtum des deutschen Bodens
an Eisen- und Kohlenschätzen und förderten gewaltig die große
Industrie, die nun auch in das kleinbürgerliche Süddeutschland
vorzudringen begann.’” Franz Mehring, „Zur deutschen Ge-
schichte ... ‘, a.a.O., S. 118/119.
„Statt sich auf die Volksmassen zu stützen, um Krone und Adel
in Schach zu halten, wollte es (das bürgerliche Ministerium,
Camphausen und Hansemann — E.K.) sich vielmehr durch den
Verrat an den Volksinteressen die Gunst der Krone und des
Adels sichern, in der trügerischen Hoffnung, dann als Dritter
im Bunde der herrschenden Klassen zugelassen zu werden.”
Franz Mehring, „Zur deutschen Geschichte ... ”, a.a.O., S. 141;
vgl. Friedrich Engels, „Revolution und Konterrevolution in
Deutschland”, MEW 8; Friedrich Engels, „Zur Wohnungsfrage”,
MEW 18, S. 258-260; „Illustrierte Geschichte der deutschen
Revolution 1848/49”, Dietz Verlag Berlin 1973.
„Die preußische Regierung dagegen plante einen Leichenraub
an der Revolution, indem sie die nationalen Einheitsbestrebungen
mißbrauchen wollte, um sich die Vorherrschaft über Deutsch-
land zu verschaffen.” Franz Mehring, „Zur deutschen Geschich-
te...” a.2a.0., 3. 143.
78) Vel. ebenda, S. 139 - 163.

















derjenigen, welche sich dem Baufache widmen”. 1.8.1849, 8 8.
Ebenda, 8 10, 5. 79.
Ebenda,
Ebenda, S. 80, 8 12.
Von der Heydt, „Vorschriften für die Königliche Bau-Acade-
mie zu Berlin”, 1. August 1849, 8 5, S. 80.
L.v. Rönne, „Die Baupolizei . . . “, a.a.O., S. 48.
Wer konnte schon seinen Sohn eine so lange Ausbildungszeit
gestatten? Sollte es aber auch einmal ein „außerordentliches’
Talent der „ärmeren Klassen” geschafft haben, diese Ausbil-
dung zu beginnen, sorgte die lange Studiendauer, die Stufen-
ausbildung (Feldmesser-Bauführer-Baumeister) und die finan-
ziellen Aufwendungen dafür, daß dieser Kandidat die obere
Beamtenlaufbahn nicht erreichen konnte.
„Die Bürokratie ist der imaginäre Staat neben dem reellen
Staat, der Spiritualismus des Staats . . . Die Bürokratie hat
das Staatswesen, das spirituelle Wesen der Gesellschaft in
ihrem Besitze, es ist ihr Privateigentum. Der allgemeine Geist
der Bürokratie ist das Geheimnis, das Mysterium, innerhalb
ihrer selbst durch die Hierarchie, nach außen als geschlossene
Korporation bewahrt. Der offenbare Staatsgeist, auch die
Staatsgesinnung, erscheinen daher der Bürokratie als ein
Verrat an ihrem Mysterium. Die Autorität ist daher das Prin-
zip ihres Wissens, und die Vergötterung der Autorität ist
ihre Gesinnung. Innerhalb ihrer selbst aber wird der Spiri-
tualismus zu einem krassen Materialismus, dem Materialismus
des passiven Gehorsams, des Autoritätsglaubens, des Mechanis
mus eines fixen formellen Handelns, fixer Grundsätze, An-
schauungen, Überlieferungen. Was den einzelnen Bürokraten
betrifft, so wird der Staatszweck zu seinem Privatzweck, zu
einem Jagen nach höheren Posten, zu einem Machen von
Karriere.” Karl Marx, „Zur Kritik der Hegelschen Rechts-
philosophie”, MEW 1, S. 249.
„Je mehr die normale Verkehrsform der Gesellschaft und
damit die Bedingungen der herrschenden Klasse ihren Gegen-
satz gegen die fortgeschrittenen Produktivkräfte entwickeln,
je größer daher der Zwiespalt in der herrschenden Klasse selbst
und mit der beherrschten Klasse wird, desto unwahrer wird
natürlich das dieser Verkehrsform ursprünglich entsprechen-
de Bewußtsein, d.h., es hört auf, das ihr entsprechende Be-
wußtsein zu sein, desto mehr sinken die früheren überliefer-
ten Vorstellungen dieser Verkehrsverhältnisse, worin die wirk
lichen persönlichen Interessen ppp. als allgemeine ausgespro-
chen wurden, zu bloß idealisierenden Phrasen, zur bewußten
Illusion, zur absichtlichen Heuchelei herab. Je mehr sie aber
durch das Leben Lügen gestraft werden und je weniger sie
dem Bewußtsein selbst gelten, desto entschiedener werden
sie geltend gemacht, desto heuchlicher, moralischer und
heiliger wird die Sprache dieser normalen Gesellschaft.” Karl
Marx u. Friedrich Engels, „Die deutsche Ideologie’”’, MEW 3,
S. 274.
Beuth, „Vorbilder .. .‘“, a.a.O., Vorwort 1830, 5. V.
Welche Gründe (ökonomische, lange Ausbildungszeit u.a.)
hier maßgeblich bestimmend waren, dies darzustellen, wird
eine der Aufgaben folgender wissenschaftlicher Arbeiten
sein.
Karl Marx, „Die moralisierende Kritik und die kritisierende
Moral”. MEW 4.5. 347.
Su"g
Heiner Fockenberg
EINIGE ASPEKTE ZUM BERUFS- R
BILD VON STADT- UND REGIONAL-
PLANERN IM ÖFFENTLICHEN DIENST
Gliederung:
Einleitung
1. Der Planer im öffentlichen Dienst
1.1 Staatsideologie und öffentliche
Verwaltung
Das offizielle Berufsbild von Planern
im öffentlichen Dienst
Das Berufsfeld von Planern im
öffentlichen Dienst
2. Die Disziplinierung im öffentlichen Dienst
2.1 Die arbeitsrechtliche Situation
2.2 Das Disziplinarrecht und die politi-
sche Disziplinierung
2.3 Die zusätzlichen Maßnahmen der
Disziplinierung im öffentlichen Dienst
3. Der demokratische Kampf im öffentlichen
Dienst
3.1 Allgemeine Bemerkung zum demo-
kratischen Kampf
3.2 Demokratischer Kampf und die
Aufgaben von Planern
ARCH+ 7. Jg. (1975) H. 25
Ausführung. Dies kommt bereits dadurch zum Ausdruck,
daß der Artikel zerfällt in den Aufriß des Berufsfeldes
von Planern und die Darstellung der Disziplinierung im
öffentlichen Dienst einerseits und die Benennung der Per-
spektiven politischer Arbeit von Planern andererseits. Statt
also aus dem Tätigkeitsbereich und der gesellschaftlichen
Funktion von Stadt- und Regionalplanern die damit verbun-
denen Illusionen und die sich aus dieser Arbeit ergebenden
Konflikte und Widersprüche herauszuarbeiten und daraus
die Bedingungen und Möglichkeiten politischer Arbeit abzu-
leiten, wird der „bewußte”” Planer bereits vorausgesetzt, dem
sich nur noch das Problem stellt, wie er die allgemeinen Be-
stimmungen des politischen Kampfes in seinem Arbeitsfeld
durchsetzt und dabei dem „Volk” die „sozialistische Per-
spektive” weist.
Dieses äußerliche und idealistische Herangehen an die Frage
der politischen Perspektive von Planern ist vor allem deshalb
problematisch und kann fatale Konsequenzen haben,
weil dabei die Frage des kollektiven Kampfes der in diesem
Bereich arbeitenden Lohnabhängigen z.B. gegen die zuneh-
mende Disziplinierung durch das Beamtenrecht und das
Disziplinarrecht vernachlässigt wird. Stattdessen begnügt
sich Fockenberg mit dem Verweis, daß das „reaktionäre Be-
amtengesetz bei entsprechendem Grad der Klassenausein-
andersetzungen (ohnehin) nicht mehr auf die Dauer aufrecht
erhalten werden” kann.
Wir hoffen, daß dieser Artikel trotz (vielleicht auch wegen)
seiner voluntaristischen Züge einen Anstoß für die Weiter-
führung der Berufspraxisdiskussion gibt und sich dabei
auch eine theoretische und politische Klärung der in diesem
Artikel aufgeworfenen Probleme ergibt.
Die Redaktion
Einleitung
Der folgende Beitrag von H. Fockenbergreiht sich ein in
die bereits über mehrere Artikel hinweg geführte Diskussion
über die Berufspraxis von Architekten und Planern; eine
Diskussion, die weiterhin einen entscheidenden Stellenwert
in dieser Zeitschrift einnehmen wird. Wir haben uns entschlos-
sen, den Artikel von H. Fockenberg abzudrucken, da er im
wesentlichen auf einen Problembereich abzielt, der in der bis-
herigen Diskussion nur sehr allgemein und kurz abgehandelt
wurde, nämlich die Perspektiven und zugleich die Restriktio-
nen politischer Arbeit von Planern im öffentlichen Dienst.
So wichtig wir aber die Schwerpunktsetzung dieses Diskus-
sionsbeitrages erachten, so problematisch erscheint uns deren
In der Diskussion um die Möglichkeiten und Grenzen der
politischen Planung in der Bundesrepublik werden an die
Stadt- und Regionaplanung oft Ansprüche gestellt, die den
Eindruck erwecken, als wäre die „koordinierte Planung des
sozialen Systems”, die „rationale Gestaltung unseres Ge-
meinwesens” und ähnlich Abstraktes der Gegenstand dieser
Disziplin. Abgesehen von der Überbewertung des Stellen-
wertes der Raumplanung im Rahmen der politischen Planung,
wie sie diesen Ansprüchen zugrundeliegt, stehen der Verwirk-
lichung eines derart umfassenden Planungsansatzes reale
Machtverhältnisse und damit auch verfassungsrechtliche
Schranken entgegen
So reduziert sich dieser Anspruch dann auch zunächst auf
die Erwartung, daß es dem Raumplaner gelingen möge, die
Gesellschaftswissenschaften in die technischen Wissenschaften
zu integrieren und sie koordiniert zusammenwirken zu
lassen. Tatsächlich soll der eigenständig ausgebildete Planer
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die immer komplexer werdenden Umweltprobleme durch
Koordinierung und Integration der Einzelwissenschaften
projektbezogen in den Griff bekommen, nachdem bisher
die Bewältigung der Probleme der räumlichen Umwelt als
Gegenstand der Stadt- und Regionalplanung in Einzelwissen
schaften zerfallen war. Und ein adäquates Praxisfeld hierzu
scheint der Staat als Hüter des Allgemeinwohls und als Ar-
beitgeber, der sich nicht so sehr nach dem Marktprinzip
zu richten braucht, anzubieten — ein Praxisfeld, das es dem
Planer ermöglicht, die erwartete Aufgabe optimal wahrzu-
nehmen, da hier der Mißbrauch durch einzelne ausgeschlos-
sen scheint. weil ja im Sinne der Gemeinschaft geplant wird
In der tatsächlichen Praxis kann der Integrationsanspruch
jedoch nicht eingelöst werden; im Gegenteil, der Stadt- und
Regionalplaner wird zum Spezialisten einer traditionellen
Einzelwissenschaft, dem es allenfalls möglich ist, den überört:
lichen räumlichen Bezug stärker, als es der Disziplin bisher
gelang, hervorzuheben. Aber auch der relative Freiraum des
staatlichen Praxisfeldes ist stark eingeengt, denn es treten
Zielkonflikte auf, in denen Bedürfnisse der Bevölkerung mei-
stens den Sachzwängen untergeordnet werden, die sich aus
den ‚Interessen der Gemeinschaft” ergeben.
Diese Widersprüche zwischen Berufserwartung und Berufs-
realität haben bisher jedoch nicht zu einer Berufspraxisdis-
kussion bei Planern geführt, welche die Ursachen dieser Wider
sprüche aufgedeckt und sie damit für ihr Handeln fruchtbar
gemacht hätten. Damit bleibt die Gefahr bestehen, daß die
Planer ihr Verhältnis zu ihrem Arbeitsfeld idealisieren und
ihr Lohnarbeiterverhältnis zum Staat mystifizieren, indem
sie Illusionen der Verwirklichung des Sozialstaates anhängen.
Basis ihres sozialen Anspruchs bleibt dann, daß insbesondere
die Planungsmaßnahmen des Staates — der ja das Allgemein-
wohl verwirklichen soll — die Lebensqualität der Bevölkerung
zu heben scheinen. Die Realisierung dieses Anspruchs scheitert
an inhaltlichen und institutionellen Restriktionen der Berufs-
tätigkeit von Planern, die jedoch solange nur in ihren Erschei-
nungsformen wahrgenommen werden, solange nicht die ur-
sächlichen Zusammenhänge zwischen Gesellschaftssystem,
inhaltlichen Schranken und institutionellen Restriktionen
aufgedeckt werden.
Dieser Zusammenhang, der in der Berufspraxisdiskussion zu
entfalten wäre, ist nur über die historische Bestimmung und
logische Ableitung der Funktion des bürgerlichen Staates
aufzudecken. Denn der Arbeitsgegenstand des Planers ist
von staatlicher Tätigkeit nicht zu trennen, und sofern sie
sogar sein unmittelbares Berufsfeld ist, resultiert daraus ein
Arbeitsverhältnis, das im bürgerlichen Bewußtsein einen spe-
zifischen Charakter hat, der z.B. am Selbstverständnis der
Staatsverwaltung und der Staatsbeamten historisch nachvoll-
ziehbar ist. 1
Eine solche Ableitung der gesellschaftlichen Funktion des
Stadt- und Regionalplaners fehlt jedoch. Es kann daher nur
versucht werden, vor dem Hintergrund der inzwischen zahl-
reich vorliegenden Ansätze einer theoretischen Einschätzung
von Herausbildung und Besonderheit des bürgerlichen Staa-
tes 2 die inhaltlichen und institutionellen Bindungen in
der Berufspraxis von Stadt- und Regionalplanern speziell
im öffentlichen Dienst darzustellen. Dabei soll anhand der
Ideologien, die der öffentlichen Verwaltung zugrunde liegen.
der reale Entwicklungsprozeß der Staatsverwaltung im Ver-
hältnis von Staat und Gesellschaft nachgezeichnet werden
(1.10).
Die Darstellung des offiziellen, mystifizierten Berufsbildes
von Planern kann an den daraus ersichtlichen institutionel-
len Bindungen in der Arbeitssphäre eingeschätzt werden
(1.20).
Dem folgt ein Abriß des Berufsfeldes von Planern, dessen
inhaltliche Restriktionen die Notwendigkeit sowohl der in-
stitutionellen Bindungen des Planers als auch ihrer Mystifi-
zierung im Sinne des bürgerlichen Staates nochmals deutlich
machen (1.30).
Diese institutionellen Bindungen selbst werden am Beispiel
des Beamtenrechts und einiger ausgewählter Fälle des Dis-
ziplinarrechts analysiert, so daß dann zu den besonderen,
offen repressiven Maßnahmen der jüngsten Zeit übergegan-
gen werden kann (2.0). Schließlich wird im letzten Abschnitt
versucht, Perspektiven zu entwickeln, die nicht nur die Re-
striktionen zu überwinden suchen, sondern dem Stadt-
und Regionalplaner trotz der Unmöglichkeit einer gesell-
schaftsverändernden Berufspraxis eine aktive Rolle in der
demokratischen Bewegung zuweist (3.0).
1.00 Der Planer im öffentlichen Dienst
1.10 Staatsideologie und öffentliche Verwaltung
1.11 Staatsideologie
Wesentliche Elemente des bürgerlichen Selbstverständnisses
über das Verhältnis von Staat und Gesellschaft gehen auf
die Staatsbestimmung durch Hegel zurück. Demnach steht
der Staat außerhalb und über der Gesellschaft als „die Wirk
lichkeit der sittlichen Idee”, als das „an und für sich Ver-
nünftige”. 3 Er ist eine „äußerliche Notwendigkeit und
höhere Macht” 4, der anzugehören höchste Pflicht eines
jeden Einzelnen ist. Und Aufgabe des Staates sei es, das
Allgemeinwohl bewußt zu verfolgen, wodurch er erst die
Erhaltung und Freiheit des Einzelnen garantieren kann.
Dieser Staatsbestimmung hält Engels zunächst grundsätzlich
entgegen, daß der Staat „keineswegs eine der Gesellschaft
von außen aufgezwungene Macht (. . .) vielmehr ein Produkt
der Gesellschaft auf bestimmter Entwicklungsstufe” ist. &gt;
Im besonderen sind daher die Stufen zu betrachten, in
denen sich im Zuge der Entfaltung der Produktivkräfte
und in Überwindung der feudalen Gesellschaft die Form
der bürgerlichen Gesellschaft entwickelt. Die Herausbildung
der kapitalistischen Produktionsweise führt zur Spaltung
in zwei Klassen — Kapitalisten und Lohnarbeiter — die im
unversöhnlichen Gegensatz einander gegenüberstehen, und
die in der Verfolgung ihrer besonderen Interessen diese Ge-
gensätze, statt sie auszugleichen, nur verschärfen. „Damit
aber diese Gegensätze, Klassen mit widerstreitenden ökonomi-
schen Interessen nicht sich und die Gesellschaft in fruchtlosem
Kampf verzehren, ist eine scheinbar über der Gesellschaft ste-
hende Macht notwendig geworden, die den Konflikt dämpfen,
innerhalb der Schranken der Ordnung halten soll; und diese
aus der Gesellschaft hervorgegangene, aber sich über die stel-
lende, sich ihr mehr und mehr entfremdende Macht ist der
Staat.” ©
1.12 Die Ordnungsverwaltung
Die öffentliche Gewalt ist also sowohl als der Träger einer
Macht aufzufassen, die der Gesellschaft entfremdet ist,
der Respekt gezollt wird, und die Heiligkeit und Unverletz-
barkeit beim Volk genießt, als auch als eine die gesellschaft-
liche Entwicklung tragende Kraft, durch die das Gemeinwe-
sen erst fortexistieren kann. Die in der Staatsverwaltung
Tätigen, vornehmlich die Beamten, galten dann auch als die
gesellschaftsgestaltenden Kärfte mit der Aufgabe, all’ das
durchzuführen, was zum „Wohle”, zur „Ordnung”, und zur
„Sicherheit”” nach Ansicht der mit höherer Einsicht in Ge-
rechtigkeit und sittliche Moral ausgestattenten Staatsführung
zu geschehen hat.
Dieses Selbstverständnis liegt dem Begriff der Ordnungsver-
waltung zu Grunde, die ein Verwaltungshandeln ausübt, wel-
ches sich nur auf ordnende Funktionen im Sinne des Allge-
meinwohls beschränkt. Indem aber der bürgerliche Staat
aufgrund der Klassengegensätze und des Bedürfnisses, diese
Gegensätze im Zaum zu halten, existiert, ist die Verfolgung
des Allgemeinwohls in der Regel identisch mit dem besonde-
ren Interesse der jeweils ökonomisch mächtigsten und damit
herrschenden Klasse, in der bürgerlichen Gesellschaft also
mit dem Interesse des Kapitals an krisenfreiem Funktionieren
der Produktion. „Ausnahmsweise indes kommen Perioden
vor, wo die kämpfenden Klassen einander so nahe das Gleich-
gewicht halten, daß die Staatsgewalt als scheinbare Vermitt-
lerin momentan eine gewisse Selbständigkeit ( .. .) erhält.” 7
Diese Periode stellt sich für Deutschland im Übergang vom
Feudalismus zum Kapitalismus dar, der hier eine besondere
politische Entwicklung annahm und damit das 19. Jahrhundert
prägte. 8
Die Entwicklung der kapitalistischen Produktionsweise, die
überwiegend vom reaktionären Preußen bestimmt wurde, kenn-
zeichnet ein am Anfang des 19. Jahrhunderts relativ zurückge-
bliebenes Land. Die gesellschaftsverändernden Bewegungen,
die hiermit verbunden waren, bleiben in der weiteren Ent-
wicklun z bis Mitte des 19. Jahrhunderts stecken. Selbst in der
Revolution von 1848 konnten sich die fortschrittlichen Kräfte
nicht durchsetzen, und es kam zum Kompromiß zwischen
dem aufstrebenden Bürgertum — als dem Träger des wirtschaft-
lichen Fortschritts — und dem noch feudalen Staat. „Die hohe
Bourgeoisie, von jeher antirevolutionär, schloß aus Furcht vor
dem Volke, d.h. vor den Arbeitern und der demokratischen
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Bürgerschaft, ein Schutz- und Trutzbündnis mit der Reak-
tion.” 9 Das bedeutete einen Gegensatz, „zwischen der wach-
senden wirtschaftlichen Kraft der Bourgeoisie und ihrer un-
vermindert kleinen Rolle in der aktiven Gestaltung der ge-
sellschaftlichen Verhältnisse durch die Staatsexekutive.” 10
Dieser Widerspruch wurde erst mit der Errichtung der parla-
mentarischen Demokratie von 1918 restlos beseitigt.
Dagegen wurden im 19. Jahrhundert bestimmte Reformen
durchgeführt, soweit sie sich aus ökonomischer Notwendig-
keit zwingend ergaben. So etwa die Stein-Hardenberg’schen
Reformen mit der Gewerbefreiheit, dem Abbau von Zunft-
privilegien, der Beseitigung der feudalen Bindungen des Bau-
erntums etc., deren Absicht die Harmonisierung des Verhält-
nisses von Bürgertum und Feudaladel war, um nämlich durch
bestimmte, die kapitalistische Entwicklung fördernde Maß-
nahmen eine Revolution zu verhindern und die politische
Macht des preußischen Junkertums zu erhalten. Ähnlich
ist die 1848 erfolgte Einführung des Dreiklassenwahlrechts,
der formalen Rechtsgleichheit von Stadt und Land und die
Einsetzung einer Gemeindeverfassung zu verstehen, welche
die Gemeindevertretung institutionalisierte. Denn das Drei-
klassenwahlrecht bedeutete zwar, daß das Bürgertum die
stärkste Gruppe in den Gemeindeparlamenten stellte; auf
der gesamtstaatlichen Ebene aber hatte der Feudaladel
die Macht noch inne. 11 Daher änderten diese Reformen fak-
tisch nichts an dem Verhältnis zwischen Staat und Verwal-
tung gegenüber der Gesellschaft.
Der absolutistische Verwaltungsapparat brachte mit seiner
hierarchischen Organisationsstruktur und dem Untertanen-
denken seiner Beamten alle Voraussetzungen mit, die es
dem Bürgertum ermöglichten, diesen Apparat als Instrument
ihrer Herrschaft zu benutzen, und dessen nach außen doku-
mentiertes Leitbild der Ordnungsverwaltung sich in ihrem
Binnenbereich fortsetzte. Hierzu formulierte Max Weber
die Prinzipien der Rationalität, der Stetigkeit, Verläßlichkeit,
Berechenbarkeit, der formal universellen Anwendbarkeit
auf jegliche Art von Aufgaben sowie das Prinzip der Zweck-
rationalität. Der Realität aber, daß zentrale Macht nach
unten durchgesetzt werden muß, entsprach das hierarchi-
sche Organisationsprinzip in der öffentlichen Verwaltung,
dessen Kennzeichen die vertikale Befehls- und Unterord-
nungsbeziehung und das Prinzip der Aktenkundigkeit aller
Verwaltungsarbeit ist. Damit hatte der Staat ein präzise
arbeitendes Instrument in den Händen, denn die akten-
mäßige Fixierung aller Amtsvorgänge ermöglicht selbst die
Kontrolle von Vorgängen, die Jahre zurückliegen und sichert
so im Bewußtsein der Staatsdiener eine Autoritätsangst,
die erst dazu führt, daß die von oben kommenden Direk-
tiven weisungsgemäß unten ausgeführt werden.
1.13  Leistungsverwaltung
Ein solcher Verwaltungstyp — willenlos und weisungsgebun-
den — behielt durchaus seine Funktion im Prozeß der weite-
ren Durchsetzung kapitalistischer Produktionsverhältnisse..
Zum einen war es notwendig, dem deklassierten Kleinbürger-
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tum und dem Proletariat, das allmählich begann, sich als Klas-
se für sich zu begreifen, die Initiative zu revolutionärem Han-
deln zu nehmen — z.B. einerseits mit Appellen an die Verant-
wortung für das Gemeinwohl und mit sozialen Anreizen 12,
andererseits mit einem brutalen Unterdrückungsapparat. 13
Zum anderen wurde auch infolge der Krise 1872/73 ein verstärk-
ter Staatsinterventionismus notwendig: er bedeutete in der
Außenpolitik die Unterstützung der nationalen Kapitale (insbe-
sondere Schwerindustrie) in ihrem Kampf um die wirtschaftli-
che Aufteilung der Welt, und im Inneren brachte er der öffent-
lichen Verwaltung durch die Übernahme des Transportwesens,
der Produktion von Gas, Wasser und Elektrizität durch den
Staat einen Aufgabenzuwachs der Daseinsvorsorge, der sich
unmittelbar auf der kommunalen Ebene auswirkt.
Dies bedeutete die allmähliche Wandlung von der reinen Ord-
nungsverwaltung zur Leistungsverwaltung, die sowohl Kon-
fliktvermeidung als auch Anpassung an gesellschaftliche Ver-
änderungen betreiben mußte. Die Weimarer Verfassung drückte
mit dem Eingriffsrecht des Staates in die Wirtschaft und So-
zialordnung dieses veränderte Verhältnis von Staatsverwaltung
und Wirtschaft auch verfassungsrechtlich aus. Dieser Weimarer
Verwaltungstypus blieb auch noch nach 1945 erhalten, in-
dem das Grundgesetz im Art. 20 Abs. II die Verwaltung im
Sinne der klassischen Gewaltenteilungsdoktrin durch die
Funktion der „vollziehenden Gewalt” bestimmt, der die
administrative Ausführung des Programms zufällt, das im
Sinne der „zwecksetzenden und planenden” Funktion Ergeb-
nis der parlamentarischen Willensbildung ist. 14
Durch die kontinuierliche Erweiterung der Staatsaufgaben
wurde dieses Prinzip jedoch faktisch unterwandert und seit
Mitte der 60er Jahre sogar in dem Maße offen in Frage ge-
stellt, wie mit dem Anwachsen des Komplexitätsgrades der
Staatsaufgaben eine Verlagerung des tatsächlichen Entschei-
dungshandelns von der Legislative zur Exekutive übergeht.
Dies bedeutet in der Binnenstruktur der Verwaltung, daß
Autoritätsstruktur und Weisungsbefugnis oft nur noch for-
malen Charakter haben, weil der Weisungsbefugte an der
fachlichen Kompetenz des Sachbearbeiters scheitern muß.
Zudem wurde mit der Aufgabenerweiterung in der öffent-
lichen Verwaltung ein technologisches Instrumentarium not-
wendig, welches bei optimaler Nutzung die bestehende Orga;
nisationsstruktur als dysfunktional sich erweisen ließ. Und
diese Organisationsbarrieren wirkten sich insbesondere im
Planungsbereich deutlich aus.
1.14 Planende Verwaltung
Da die Flächennutzung die physische Erscheinungsform viel-
schichtiger Gesellschaftsprozesse ist, schlugen sich hoher
Komplexitätsgrad und Aufgabenzuwachs vornehmlich in
jenen Bereichen der Verwaltung nieder, die sich direkt oder
indirekt mit der Flächennutzung befassen. Hierzu zählen
neben den Ämtern für Stadtplanung, Verkehrsplanung, Bau-
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planung auch Abteilungen in einzelnen Ressorts, wie Schul-
planung, Investitionsplanung etc., die alle unter dem Begriff
der planenden Verwaltung zusammengefaßt werden können.
Gerade hier sind Fähigkeiten von Nöten, die nicht mit dem
historischen Bild des klassischen Staatsbeamten überein-
stimmen: Problembewußtsein, Infragestellung von Inhalten
und Anweisungen. Kommunikation und Kooperation zäh-
len hierzu ebenso wie die Erprobung neuer Arbeitsmetho-
den oder Modelle interner Arbeitsorganisation.
In dem Maße, wie diese Planer mit den gesellschaftlichen
Auswirkungen ihrer Arbeit konfrontiert werden, können
sie beginnen, die Hintergründe dieser Arbeit zu bedenken
und zunehmend zu einer kritischen Auseinandersetzung
erst mit der planenden Verwaltung und dann mit den staat-
lichen Maßnahmen für den Produktions- und Reproduktions:;
Bereich insgesamt zu gelangen. In der Diskussion, die damit
in Gang gekommen ist, sind drei unterschiedliche Tendenzen
sichtbar geworden. Erstens führten die Widersprüche zwi-
schen den Anforderungen an die Planung, der ursprüngli-
chen Planung und der tatsächlichen Ausführung dazu, „daß
die Debatte um die Verwaltungsstrukturreform schon seit
langem unter dem Aspekt der Schaffung besonderer Orga-
nisationsformen für die Planungsfunktion in Gang gekom-
men ist.” 16 Die Verwaltungsreform brachte dann mit
der Einrichtung von Planungsstäben auch eine Institution
hervor, die mehr außerhalb der Verwaltung existiert und
allenfalls die Ressportplanung um ein Koordinierungsin-
strument ergänzt, dafür aber dem schnelleren Zugriff des
Stadtoberhaupts — durch direkte Zuordnung — unterliegt
um im Zweifelsfall der Intervention von wirtschaftlichen
Interessen auf direktem Wege schnellstens Geltung zu
verschaffen. Jedoch führen auch hier — wie im gesamten
Verwaltungsbereich — nach wie vor Arbeitsverteilungsplä:
ne des gehobenen und höheren Verwaltungsdienstes zur
hierarchischen Über- und Unterordnung, werden Kompe-
tenz und Aufsicht nach Maßgabe der Kompliziertheit, der
Größenordnung, der Relevanz der Auswirkungen oder
der finanziellen Bedeutung der sogenannten ‘Fälle’ und
‘“Sachverhalten’ festgelegt. Zweitens ist besonders in der
planenden Verwaltung der innere Widerstand gegen diese
hierarchischen Strukturen und autoritärem Arbeitsprin-
zip erheblich. 17 Und drittens führte die Diskussion über
gesellschaftliche Auswirkungen und Hintergründe der
Planertätigkeit zur Frage gewerkschaftlicher und politi-
scher Organisierung von Planern. 18
Daß traditionelle Normen im öffentlichen Dienst durch
breite Teile der Beschäftigten infragegestellt werden,
darf jedoch nicht darüber hinwegtäuschen, daß die Mysti-
fizierung der Staatsverwaltung und der Beamten als ge-
sellschaftstragende Kräfte sowohl seinen gesetzlichen
Niederschlag im Dienst- und Beamtenrecht hat, als auch
in der Politik des Staates gegenüber den Lohnabhängigen
im öffentlichen Dienst und der Politik der Standesorganisa-
tionen fortlebt. 19
40
1.20 Das offizielle Berufsbild von Planern im
öffentlichen Dienst
Das offizielle Berufsbild von Planern im öffentlichen Dienst
muß vor dem Hintergrund der eingangs erläuterten Hegel’
schen Staatsauffassung gesehen werden. Dabei ist zu berück-
sichtigen, wie die Ideologisierung des Verhältnisses von
Staat und Gesellschaft und die beschriebene Verwaltungs-
entwicklung von den realen, der Weiterentwicklung der
kapitalistischen Produktionsverhältnisse verpflichteten
Maßnahmen des bürgerlichen Staates geprägt ist. In diesem
Rahmen ist die Arbeit des Planers vomGegensatz zwischen
technischem Fortschritt und dessen „bösartigen”” Auswir-
kungen bestimmt, der — soweit wie nötig — mittels Planung
und — soweit wie möglich — mit der Garantie individueller
Freiheit „zum Wohle aller” gelöst werden muß.
Das verleiht dem Planerberufsbild das mystifizierende Mo-
ment eines „Managers des Kapitalismus’, der die Entwick-
lung des technischen Fortschritts in geordnete Bahnen lenkt
und dadurch — als Wohltäter der Gesellschaft — zum Weg-
bereiter der Selbstverwirklichung des Menschen wird. „Der
Planer soll den physischen Rahmen entwerfen, innerhalb des-
sen die Bedürfnisse der Gesellschaft zu erfüllen sind.” 20 Da-
zu muß er stets die „Aufgaben von morgen vor Augen haben
und aus ihnen Folgerungen ( . . .) ziehen.” 21 Demzufolge
ist es eines der wichtigsten Qualifikationsmerkmale, „daß
der Planer den Blick für das Ganze” hat. 22
Dies erfordert Kenntnisse über die Gesellschaft, ihrer staat-
lichen Organisation, ihrer ökonomischen Funktionen, ihrer
sozialen Beziehungen ebenso wie über den Planungsraum,
seine natürlichen Gegebenheiten und seine ökologischen
Zusammenhänge. „Schließlich verlangt die Aufgabe der
Synthese auch Kenntnisse jener Disziplinen, welche die Mit-
tel zur Formung der Umwelt bereitstellen: technische Mittel
im Bereich der Arohitektur und der Ingenieurwissenschaften
ebenso wie rechtliche und finanzielle Mittel.” 23 In seiner
Funktion, den Wandel des Fortschritts mit Hilfe „gesell-
schaftlich, wirtschaftlich und gestalterisch koordinierter Pla-
nung” 24 zu steuern, nimmt der Planer Führungsaufgaben
und Management im höheren technischen Verwaltungsdienst
wahr. Dies verlangt eine Qualifikation in Methodik, Organi-
sation und Verwaltungspraxis, hier ist er Experte nicht für
irgendein Fachgebiet, sondern für Kooperationstechnik. Er
weiß „mit Experten umzugehen und sie zu einer methodischen
Zusammenarbeit zu bringen, die für die anstehenden Entschei-
dungen höchst möglichen Nutzen zt bringen verspricht.” 25
Eine solche Arbeit „setzt den Dialog und einen gewissen
Konsensus über Wertmaßstäbe und Zielvorstellungen des
Auftraggebers (Entscheidungsträger) und denen des Planers
voraus. Diese grundsätzliche Übereinstimmung ist notwen-
dige Voraussetzung für die berufliche Integrität des Planers
im öffentlichen Dienst.” 36
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1.30 Das Berufsfeld von Planern im öffentlichen Dienst
1.31 Charakter und Elemente der Planung
Das offizielle Berufsbild von Planern geht von der Vorstel-
lung aus, daß mit Hilfe von Planung und Reformen —
unter Beibehaltung der kapitalistischen Produktionsweise -
der Sozialstaat und die gerechte Gesellschaft verwirklicht
werden könne. Und dabei sei der Planer als Berater und
Entscheidungsvorbereiter der Politik eine Führungskraft,
die an der Gestaltung der Gesellschaft zum Wohle aller
mitwirke. Dies ist sowohl eine Überschätzung der Mög-
lichkeit, gesellschaftliche Widersprüche mit der Behand-
lung ihrer Symptome kurieren zu können, als auch eine
falsche Verortung des Stadt- und Regionalplaners.
Tatsächlich muß der Planer den Versuch unternehmen, auf
die Prozesse, die sich in den Sphären der Produktion und
Reproduktion abspielen, so einzuwirken, daß nicht durch
räumliche Disparitäten das kontinuierliche Zusammenwirken
von Lohnarbeit und Kapital zum Zwecke der Produktion
von Wert und Mehrwert sowie die Mehrwertrealisierung und
die langfristige Sicherung der Produktionsweise gefährdet
werden. Dies geschieht im Rahmen der staatlichen Konjunk-
tur- und Strukturpolitik, wobei der Raumplanung die Steue-
rung der stofflichen Elemente im Sinne der kurzfristigen
Konjunktur- und langfristigen Strukturpolitik obliegt. Die-
se Elemente sind die allgemeinen Voraussetzungen der Pro-
duktion von Kapital und die allgemeinen Voraussetzungen
der Reproduktion der Arbeitskraft. 37
Unter den allgemeinen materiellen Voraussetzungen der
Produktion von Kapital sollen hier alle stofflichen Voraus-
setzungen verstanden werden, die zur Produktion und
Realisierung von Mehrwert unmittelbar beitragen. Hierzu
zählen z.B. Elektroenergie, Gas, Wasser und Straßen, nicht
aber Krankenhäuser oder Schulen, da diese keine Voraus-
setzungen für den unmittelbaren Produktionsprozeß sind.
Zu ihrer Herstellung bedarf es einer langen Arbeitsperiode,
ehe z.B. die Straße benutzt werden kann. Dies bedeutet
eine langsame Zirkulationszeit des eingesetzten Kapitals,
was wiederum ein hohes vorgeschossenes Kapitalquantum
für Maschinen, Rohstoffe und Arbeitslöhne erfordert, wel-
ches nur langsam retouniert werden kann. 38
Deshalb, und aufgrund ihrer gesellschaftlich gesetzten Be-
stimmung verwaltet der Staat einen Teil der allgemeinen
Voraussetzungen der Produktion, geschieht ihre Herstellung
mit staatlichem Kapitalvorschuß durch das Einzelkapital
und wird ihr Betrieb unter der Regie des Staats von ihm
selbst 39 oder einem beauftragten Einzelkapital durchgeführt.
Daneben gibt es noch allgemeine Voraussetzungen, die der
Staat selber produziert, wie z.B. Elektroenergie und Wasser.
Hier dürfte neben dem Kriterium der Unprofitabilität einer-
seits die gesellschaftliche Bestimmung und andererseits die
Unmöglichkeit der Substitution durch andere Voraussetzun-
gen (Energie), 40 die bei privatwirtschaftlicher Produktion
die Gefahr des Mißbrauchs erhöht, den Staat zur Übernahme
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der Herstellung, des Betriebs und der Verwaltung dieser
Voraussetzungen bewegen.
Beide — die kapitalistisch produzierten und staatlich ver-
walteten sowie die staatlich produzierten und verwalte-
ten allgemeinen Produktionsvoraussetzungen — sind un-
mittelbare Bedingungen des Reproduktionsprozesses des
Kapitals 42, und damit kann ihre Realisierung und die Be-
reitstellung finanzieller Ressourcen in einer kapitalistischen
Gesellschaft mit einem vorrangigen „allgemeinen Interesse”
begründet werden.
Die allgemeinen materiellen Voraussetzungen der Reproduk-
tion der Arbeitskraft sind zunächst gesellschaftlich be-
stimmt, d.h. es sind jene Reproduktionseinrichtungen, de-
ren Vernutzung gesellschaftlich geschieht, wie z.B. ein
Krankenhaus. Auch wenn sie einer relativ kurzen Arbeits-
periode, d.h. ohne großen Kapitalvorsachuß hergestellt
werden können, stehen sie unter staatlicher Verwaltung,
und zwar weil einerseits traditionell ihre gesellschaftliche Be-
stimmung dazu führte, daß der Staat sie als Elemente seiner
Sozialpolitik verwandte 43 und andererseits ihr Betrieb zu-
nehmend unprofitabel wird. 44 Diese Reproduktionsvoraus-
setzungen sind unter kapitalistischen Prinzipien ungleich
schwerer als die Produktionsvoraussetzungen, als von vor-
rangig allgemeinem Interesse auszuweisen, da sie keine un-
mittelbare Bedingung des Reproduktionsprozesses des Ka-
pitals sind. Sie sind aber notwendig, weil sie eben zur Re-
produktion der Arbeitskraft beitragen und somit erst das
Fungieren von Lohnarbeit und Kapital ermöglichen. Ihre
Kosten aber werden so niedrig wie möglich gehalten, was so-
wohl mindere Qualität als auch einen latenten Mangel an
Einrichtungen bedeutet. 45
1.32 Aufgaben der Raumplanung
Aufgabe der Raumplanung ist es, die materiellen Produk-
tionsvoraussetzungen des Kapitals und Reproduktionsbe-
dingungen der Arbeitskraft unter Berücksichtigung bestehen-
der Strukturen so zu allokieren, daß sie langfristig orientiert
und kurzfristig wirksam sind. Dabei werden auf Bundes-
und Landesebene die abstrakten territorialen Rahmenbedin-
gungen gesetzt, während in der Region und der Stadt kon-
kret örtliche Maßnahmen wirksam werden. Die auf Bundes-
ebene formulierten Bedingungen folgen aus dem Entschei-
dungsprozeß zwischen dem „ideellen Gesamtkapitalisten
Staat” und den einzelnen Kapitalfraktionen. Sie orientieren
sich an der langfristigen Sicherung der Produktionsweise
und dem möglichst krisenfreien Funktionieren der Mehr-
wertproduktion.
Auf der kommunalen Ebene hat die Tatsache, daß das
Anlagevermögen und die Anlagemöglichkeit des Kapitals
Indikator der Entwicklung des Raumes ist, zu einer Ab-
hängigkeit der Gemeinden vom örtlichen Kapital und da-
mit zur Konkurrenz untereinander geführt. Daraus
erwuchs die kontinuierliche Entscheidungszentrali-
sierung beim Bund, .mit der die Rahmenbedingun-
gen der Aufgaben der örtlichen Gemeinschaften so
stark vorstrukturiert werden, daß nun die langfristige
4A”
Sicherung der Produktionsweise und des krisenfreien
Zusammenwirkens der Faktoren zur Produktion von
Wert und Mehrwert selbst zu Determinanten auch kom-
munaler Politik werden.
Solange nun dieser Mehrwert gesellschaftlich von den Ar-
beitern produziert und von den Kapitalisten privat ange-
eignet wird, stehen diese beiden aber in unversöhnlichem
Widerspruch zueinander. Und dieser Widerspruch ist not-
wendig auch in jeder Maßnahme der Raumplanung und
damit auch in jedem spezifischen örtlichen Kontext an-
gelegt. Denn der Staat erhält einen Teil des Mehrwerts (Re-
venue), der seiner stofflichen Form nach die allgemeinen
Produktionsbedingungen-des Kapitals und der Reproduk-
tion der Arbeitskraft annimmt — und die Verteilung dieser
Revenue bestimmt sich nach dem Prinzip der Beschleuni-
gung des wirtschaftlichen Wachstums, wobei „„sozialpoliti-
sche Ziele vernachlässigt werden (dürfen).” 46
Mit diesem Primat hat sich der Planer in seiner beruflichen
Tätigkeit nicht nur abzufinden, sondern er muß — um Ar-
beit zu finden,von deren Entlohnung er existieren kann —
mitwirken an der Erforschung und Erprobung entsprechen-
der Mittel, die dieser Aufgabe optimal gerecht werden.
1.33 Die Planung auf regionaler Ebene
Auf Bundesebene wird das Ziel der langfristigen Sicherung
der Produktionsfaktoren unter dem Primat kapitalistischer
Ökonomie bezüglich der Raumplanung mit dem Raum-
ordnungsbericht und ergänzenden Gesetzen zu verwirk-
lichen versucht. 47 Auf der Landesebene werden die Maß-
nahmen des Bundes ergänzt durch die Landesraumordnungs-
programme,‚,die wiederum durch einzelne Fachprogramme kon-
kretisiert werden. 48 Das breite Tätigkeitsfeld für Stadt-und Re
gionalplaner liegt hier nicht so sehr in den einzelnen Fach-
ressorts oder im Planungsstab des Ministerpräsidenten,
wo die einzelnen Fachplanungen im Raumordnungspro-
gramm koordiniert werden, sondern in den zur Verwirk-
lichung des Raumordnungsprogramms geschaffenen Pla-
nungsregionen. 49
In den einzelnen Regionen werden Planungsgemeinschaf-
ten gebildet, die von den Gemeinden und Städten getra-
gen werden. 50 Der Schwerpunkt der Tätigkeit dieser, in
den einzelnen Bundesländern zum Teil erst noch im Entstehen
begriffenen Planungsgemeinschaften ist: Stellungnahmen und
Änderungsvorschläge zum Landesentwicklungsplan und den
einzelnen Fachplanungen: Konkretisierung des Landesent-
wicklungsplans durch die Erstellung eines eigenen Raum-
ordnungsplans für ihre Region. 51 Kontrolle der kommu-
nalen Bauleitplanung. &gt;2 Zudem können die Planungsgemein-
schaften zu allen die Raumordnung betreffenden Problemen
Anträge an die Landesregierung stellen; sie nehmen darüber-
hinaus noch Auftragsuntersuchungen für die Landesregierung
wahr.
Aufgabe des Planers ist es, auf dieser Ebene die abstrakten
Anforderungen des Gesamtkapitals — vermittelt durch
die Raumordnungsprogramme von Bund und Ländern —
in stoffliche Maßnahmen umzusetzen und dabei einen Kon-
sens herzustellen zwischen allgemeinen Anforderungen, Er-
fordernissen regionaler Kapitalfraktionen und des örtlichen
Einzelkapitals unter Berücksichtigung des Schutzes aller
Produktionsfaktoren.
Die daraus entstehenden Konflikte werden zur Zeit deutlich
in der Diskussion um die Gebiets- und Verwaltungsreform,
auch Territorial- und Funktionalreform benannt; sie hat das
Ziel, die Gebietsstruktur an den überörtlichen Reproduktions-
prozeß und die Verwaltungsstruktur an die erhöhten Anfor-
derungen eben dieses Prozesses anzupassen. Dazu ist es not-
wendig, in den Zentralstädten Funktionen der kommunalen
Daseinsvorsorge zu konzentrieren und die ländlichen Gemein-
den zu Unter- und Mittelzentren zusammenzufassen. &gt;3 Nach-
dem breite Teile der Bevölkerung die Auswirkungen dieser Re-
form, die noch im Gange ist, erkannt haben — nämlich eine
weitere Verschärfung der ländlichen Unterversorgung, lange
Wege- und Fahrtzeiten zu den Einrichtungen der Daseinsvor-
sorge für die Stadtumlandbewohner und Verteuerung von
kommunalen Diensten in der Stadt 54 — wächst zunehmend
der Widerstand gegen die Gebiets- und Verwaltungsreform. 55
1.34 Die Planung auf kommunaler Ebene
Auf der unteren Planungsebene in den Kommunen, sind die
Zentralstädte durch diese Reform bevorteilt, indem auf sie
die Finanzmittel des Landes und des Bundes weitgehend kon-
zentriert werden. Aber die Städte sind der starken Aufgaben-
belastung nicht gewachsen. Es fehlt ihnen nicht nur an aus-
reichenden Finanzmitteln und Planungsinstrumenten, sondern
sie stehen noch stärker als die Region in dem Spannungsfeld,
das sich ergibt, indem sie einerseits ihre Maßnahmen auf die
örtlichen Problemstellungen ausrichten müssen, andererseits
diese Maßnahmen aber in einen überörtlichen Reproduktions-
zusammenhang eingebunden sind. Am Gemeindeetat wird
dies nachvollziehbar, indem er „nicht mehr primär von spe-
zifisch kommunalen Aufgaben, sondern von ökonomischen
Bewegungen abhängig (ist) die von den Verwertungsbedin-
gungen und -schwankungen der ortsunabhängigen Kapitale
bestimmt werden.” 56
Für die Städte bedeutet dies, daß sie ihre Maßnahmen darauf-
hin überprüfen müssen, wie hoch der strukturpolitische und
konjunkturpolitische Interdependenz- und Wirkungsgrad der
Maßnahme ist, also sie die Frage beantworten müssen, welche
kurzfristigen Effekte und langfristigen Auswirkungen die
Maßnahmen im Gesamtzusammenhang haben.
Mit Hilfe der Stadtentwicklungsplanung versuchen die Zen-
tralstädte, dieser komplexen Aufgabenstellung gerecht zu
werden. 57 „Die Notwendigkeit zu gewaltigen Investitionen
für den privaten und öffentlichen Verkehr und zum Bau von
ganzen Stadtvierteln stellte einen immanenten Zwang dar,
die bisherige Aufstellung kurzfristiger Programme zur Besei-
tigung von Engpässen und Störungen im städtischen Funk-
tionsprozeß durch eine langfristige Planung abzulösen, damit
die Investitionen nicht schon nach wenigen Jahren ihre Funk-
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tion verlieren.” 58 Um diesem Anspruch gerecht zu werden,
müßte die Planung die Tendenzen der langfristigen Struk-
turveränderungen des Kapitals einschätzen können. Da
diese sich aber primär über die Suche des Einzelkapitals
nach profitablen Anlagesphären und ihrer Verwertung erge-
ben, entziehen sie sich staatlicher Interventionsmöglichkeiten
überhaupt. So beschränkt sich die Stadtentwicklungsplanung
letztlich darauf, bei gegebenen Strukturen mit gegebenen
Mitteln optimal zu allokieren, d.h. die privaten Investoren
auf Kapitalanlagemöglichkeiten in der Stadt aufmerksam
zu machen und damit zu versuchen, Leitlinien für die pri-
vate Investitionstätigkeit zu setzen.
Dies schlägt sich dann z.B. in Form von Umwidmungen
der Nutzung im Zusammenhang mit Stadtsanierung und
-erweiterung nieder. Der Prozeß ist bekannt: Altstadtquar-
tiere werden zerschlagen, mit ihnen der Wohn- und Lebens-
raum zumeist sozial schwacher Familien und alleinstehen-
der alter Menschen. Die Dienste leistenden Kapitale dehnen
sich weiter im Kernstadtbereich aus, produzierendes Ge-
werbe wird aufgrund seiner Flächenextensität in neuer-
schlossenen Industriegebieten neu angesiedelt, und Woh-
nen wird an den Stadtrand verdrängt. Daraus ergeben sich
immer stärker werdende Konflikte zwischen „den räumli-
chen Auswirkungen von privaten oder kommunalen In-
vestitionen und den Bedürfnissen der von diesen Investitio-
nen direkt oder indirekt betroffenen Bürger . . .” 59
Stadtsanierung und die Ansiedlung von Gewerbe machen
Stadterweiterungsprogramme notwendig, deren Realisie-
rung von dem bereits dargestellten Prinzip geprägt wird,
dem die Reproduktionsbedingungen der Arbeitskraft unter-
liegen.
So umfaßt in einem großen Wohnungsbau-Projekt der zeit-
liche Abstand von Bezug der ersten Wohnung des ersten
Bauabschnitts zum Bezug der letzten Wohnungdes letzten
Bauabschnitts oft mehrere Jahre. Nun sind aber die kapita-
listisch produzierten und betriebenen Reproduktionsvor-
aussetzungen in ihrer Rentabilität von Schwellenwerten —
Käuferpotential — abhängig und sind außerdem an spezifische
Standortfaktoren — z.B. Tuchfühlung zwischen Waren- und
Finanzkapital — gebunden, die sich ebenfalls erst dann er-
geben, wenn ein bestimmtes Bevölkerungspotential erreicht
ist. Auch die von den Kommunen getragenen Maßnahmen
zur Be eitstellung allgemeiner Reproduktionsbedingungen
der Arbeitskraft unterliegen bestimmten Schwellenwerten,
die erfüllt sein müssen, bevor sie vorgenommen werden.
Das bedeutet für die Bevölkerung trotz Stadtnähe eine Un-
terversorgung und einen Mangel an Daseinsvorsorge. Sind
die Schwellenwerte in der letzten Phase des letzten Bauab-
schnitts erreicht, so werden zwar die kapitalistisch produ-
zierten und betriebenen Reproduktionsvoraussetzungen vor-
handen sein, aber für die von der Kommune unrentabel be-
triebenen Reproduktionsvoraussetzungen gilt, was sich bei
gespannter Finanzdecke noch verstärkt ausdrückt: soziale
Kosten, die nicht zum Wachstum beitragen, so niedrig wie
möglich zu halten.
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Auf allen Planungsebenen und insbesondere auf jenen der
konkret örtlichen Einheit, der Planungsregion und der Stadt,
muß der Planer letztlich feststellen, daß er mit seiner
Tätigkeit der Sicherung und Aufrechterhaltung einer Produk-
tionsweise dient, die in jeder konkreten physischen Planungs-
maßnahme deutlich macht, daß die Lösung des Konflikts zwi-
schen Bevölkerungsinteressen und Kapitalinteressen auf
Kosten der Bevölkerung ein immanentes Gesetz eben dieser
Produktionsweise selbst ist.
1zeu.“8.J
Die neuere Verfassungsentwicklung setzt den Schutz der
freiheitlich-demokratischen Grundordnung gleich mit
dem Schutz des Staates und nähert sich damit einer ver-
breiteten Lehre, nach der die ‘freiheitlich-demokratische
Grundordnung’ (fdGO) keine Norm ist, an der sich die
jeweilige Wirklichkeit messen lassen kann, sondern die juri-
stische Bezeichnung für die bestehenden Verhältnisse. 95
Die bestehenden Verhältnisse aber sind geprägt vom Klassen-
gegensatz,und mit dessen Entwicklung „erhielt die Staats-
macht mehr und mehr den Charakter einer öffentlichen
Gewalt zur Unterdrückung der Arbeiterklasse.” 66
2.00 Die Disziplinierung im öffentlichen Dienst
2.10 Die arbeitsrechtliche Situation
In seiner beruflichen Tätigkeit wird der Stadt- und Regional-
planer also unmittelbar mit den Konflikten konfrontiert, die
aus den Widersprüchen der kapitalistischen Gesellschaft re-
sultieren. Und seine Aufgabe ist es insbesondere, an der Lö-
sung dieser Konflikte mitzuwirken. Er kann von daher also
auch erkennen, daß diese Lösung letztlich im Sinne der Pro-
duktionsmittelbesitzer auf Kosten breiter Teile der Be-
völkerung versucht wird, während die Ursache der Widersprü-
che — der Antagonismus zwischen Lohnarbeit und Kapital —
jedoch nicht ohne Selbstaufgabe der bürgerlichen Gesellschaft
beseitigt werden kann, so daß die gesellschaftlichen Konflik-
te im Produktionsbereich wie im Reproduktionsbereich im-
mer wieder aufbrechen müssen.
Hatte der Planer in seiner Studienzeit noch die Illusion, mit
diesem Beruf sich selbst verwirklichen zu können oder gar
im Sinne der Bevölkerung zu arbeiten, so wird ihm spätestens
sein Scheitern in der Berufspraxis diese Illusion nehmen. Aus
dieser Erfahrung heraus kann er zu der Einsicht gelangen,
daß die Veränderung dieser Gesellschaft ©0 notwendig ist,
und zu dem Schluß, dies kollektiv umzusetzen. Da aber
stößt der Planer als Beschäftigter im öffentlichen Dienst
auf rechtliche und institutionelle Bindungen, die einem po-
litischen Engagement feste Grenzen setzen.
Diese Bindungen sind festgelegt im Dienstrecht, im Beamten-
gesetz und im Disziplinarrecht, aber auch in den Länderver-
fassungen und im Grundgesetz (GG). Denn das Grundgesetz
bietet — entgegen der zum Teil propagierten Auffassung —
in seinem Rahmen nicht die Möglichkeit der Transformation
der kapitalistischen Gesellschaft in eine sozialistische Gesell-
schaft, die geprägt ist u.a. von einerumfassenden Gesell-
schaftsplanung ©1 und damit auch Territorialplanung. Der
Art. 20 GG “Alle Staatsgewalt geht‘vom Volke aus” bedeu-
tet nämlich „keinesfalls ‘Selbstregierung des Volkes’ oder
‘Volksherrschaft’ sondern lediglich eine Herrschafts- bzw.
Regierungsform mit verfassungsmäßig geregelter und perio-
disch revozierbarer Zustimmung des Volkes.” 62 Außerdem
bekennt sich die BRD im GG zum Prinzip der ‘wertgebunde:
nen Demokratie’, 93 d.h. „nur solche politischen Gruppen
sind zugelassen, die nicht darauf ausgehen, die freiheitlich
demokratische Grundordnung zu beeinträchtigen oder zu
beseitigen oder den Bestand der BRD zu gefährden.” 64
Der Planer ist nicht nur als Beamter, sondern auch als Ange-
stellter im öffentlichen Dienst an diese Verhältnisse mehr
als nur gebunden. ©7 Denn während der Normalbürger ge-
gen die „fdGO” nicht verstoßen darf (Art. 2 GG), sind die
im öffentlichen Dienst Beschäftigten und besonders die Be-
amten in Verbindung von Art. 33 GG und den Vorschriften
im Bundes-Beamtengesetz (BBG) bzw. den Länder-Beamten-
gesetzen (LBG) über die Konstruktion des öffentlich recht-
lichen Treueverhältnisses (Art. 33 IV GG) und der ‘herge-
brachten Grundsätze des Berufsbeamten’ der „fdGO” ver-
pflichtet und gezwungen, die Verfassung aktiv zu verteidi-
gen. 68 Das Dienst- und Treueverhältnis und die herge-
brachten Grundsätze des Beamtentum sind aus dem ideo-
logisierten bürgerlichen Staatsbegriff hergeleitet. Danach
hat sich der Beamte dem über allen Interessen schwebenden
und das Gemeinwohl verkörpernden Staat zu unterwerfen.
Er kennt keine. Klassen und Gruppen, sondern „er dient
dem ganzen Volk (. . . ) und hat seine Aufgaben unpartei-
isch und gerecht zu erfüllen und bei seiner Amtsführung
auf das Wohl der Allgemeinheit bedacht zu nehmen.” ©9
Eine solche Stellung gegenüber Gesellschaft und Staat
rechtfertigt dann auch die Einschränkung der Grundrechte
des Beamten im Rahmen des besonderen Gewaltverhält-
nisses. Die Konstruktion des besonderen Gewaltverhältnis-
ses ist dazu geeignet, „die Disziplinierung der Beamten
rechtlich abzusichern, weil (...) der Grundsatz, daß Ein-
griffe in Freiheit und Eigentum nur auf Grund eines Ge-
setzes zulässig sind, im Rahmen des besonderen Gewalt-
verhältnisses nicht uneingeschränkt gelten: soll.” 70 Hieraus
werden dann erhöhte Pflichten des Beamten gegenüber
dem im allgemeinen Gewaltverhältnis stehenden Normal-
bürgers begründet.
Auch die Treuepflicht führt zur Einschränkung von im
Grundgesetz verbürgten Rechten und ermöglicht die poli-
tische Disziplinierung der im öffentlichen Dienst Beschäftig-
ten und besonders der Beamten. „Durch die Treuepflicht
ist der Beamte an seinen Dienstherrn gebunden und ver-
pflichtet, sich mit seiner ganzen Persönlichkeit in seinen
Dienst zu stellen. Aus dieser Treuepflicht ergibt sich vor
allem eine positive Einstellung zur demokratischen Grund-
ordnung.” 71 Wie weit diese positive Einstellung zur
„fdGO” gehen muß, zeigt der Bericht des Ausschusses für
Beamtenrecht: „Der Beamte muß mindestens aus Protest
eine Versammlung verlassen, in der Angriffe auf die freiheit-
lich demokratische Grundordnung im Sinne des Grundge-
setzes erfolgen; er muß unter Umständen das Wort zu ihrer
Verteidigung ergreifen; er muß für eine Unterrichtung der
zuständigen Behörde über solche Angriffe oder über ent-
stehende Gefahren sorgen; er muß bei drohender Gefahr
Schritte für ihre Beseitigung einleiten.” 72 Hier wird nicht
nur zum aktiven Eintreten für die „fdGO” angehalten, son-
dern vom Beamten die Denunziation von Menschen gefor-
dert, von denen er glaubt, sie stünden nicht auf dem Boden
der Verfassung. Daß durch diese Disziplinierung der Beam-
ten elementare Grundrechte verletzt werden — so GG -
Art. 3 „Gleichheitsgrundsatz”, 5 „Meinungsfreiheit ””,
8 „Versammlungsfreiheit’”, 9 „Vereinigungsfreiheit””,
12 „Berufs-, Arbeitsplatz- und Ausbildungsfreiheit”” — liegt
auf der Hand.
Die Sonderpflichten des Beamten werden durch Sonder-
rechte, die er gegenüber dem Normalbürger hat, ergänzt.
Diese Rechte ergeben sich aus der Fürsorgepflicht des Staa-
tes 73 als Dienstherr und umfassen einerseits das, was unter
dem Begriff der würdigen Behandlung des Beamten im Amt
verstanden wird, und andererseits die ökonomische Absi-
cherung des Beamten und seiner Familie durch den Dienst-
herrn über die Berufszeit hinaus.
Die ideologische und politische Funktion dieser Pflichten
und Sonderrechte schlägt sich nieder in einer Trennung
der im öffentlichen Dienst Beschäftigten vom Volk, die
sich in der Differenzierung zwischen Arbeitern, Angestell-
ten und Beamten innerhalb des öffentlichen Dienstes fort-
setzt und im wesentlichen dazu führen soll, die hier Be-
schäftigten und besonders die Beamten an den Staat zu
binden und sie von einer einheitlichen Beteiligung an der
aktiven Überwindung des kapitalistischen Systems abzu-
halten.
2.20 Das Disziplinarrecht und die politische
Disziplinierung
Das Disziplinarrecht zielt darauf ab, die Verletzung von be-
amtenrechtlichen Pflichten zu sanktionieren. „Es bezweckt
die Reinerhaltung des Beamtentums und die Erhaltung der
Pflichttreue und Unbescholtenheit derjenigen Personen, de-
rer sich der Staat bei der Durchführung seiner Aufgaben be-
dient. Mit seinen Strafen will es pflichtvergessene Beamte
zu beamtenmäßigem Verhalten erziehen.” 74 Richtschnur
ist dabei, ob ein Beamter nach Art der Tat innerhalb des Be-
amtenkörpers noch tragbar ist und „seiner Verwaltung wegen
des Bruchs des Vertrauens in sein beamtenmäßiges Verhalten
die weitere Verwendung zugemuetet werden kann.” 75 —
und damit gibt sich das Disziplinarrecht als ein Standesrecht
zu erkennen, welches berufsethischen Zielen dienen soll. 76
Die Disziplinierung der Beamten wird durch die realtiv allge-
meine Umschreibung der Pflichten des Beamten und die Mit-
einbeziehung seines außerdienstlichen Verhaltens in das Dis-
ziplinarrecht gewährleistet. Der Verstoß gegen diese Pflichten,
wie z.B. Unparteilichkeit oder Zurückhaltung bei politischer
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Betätigung wird danach geahndet, ob das Vergehen des
Beamten „Achtung und Vertrauen in einer für sein Amt
oder das Ansehen des Beamtentums bedeutsamen Weise
beeinträchtigt.” 77 Die Feststellung dieser Beeinträchtigung
liegt einzig und allein im Ermessen des Dienstherrn. Das
heißt, es bleibt dem Dienstherrn überlassen, ob er eine
Pflichtverletzung als dem „Ansehen des Beamtentums”
abträglich anerkennt oder nicht.
Die Kommentatoren des Disziplinarrechts tun sich schwer,
den Strafrechtscharakter des Disziplinarrechts zu verleugnen,
denn es werden einzelne Bestimmungen der Strafprozeß-
ordnung (StPO) hilfsweise herangezogen, und gewisse Ver-
fehlungen können gleichzeitig vom Straf- und Disziplinar-
recht verfolgt werden. „Trotzdem kann das Disziplinarrecht
nicht mit dem Strafrecht gleichgesetzt werden.” 78
Diese Unterscheidung ermöglicht es erst, das Verbot der
Doppelbestrafung zu umgehen. 7/9 Demnach kann er Be-
amte auch dann noch disziplinarisch belangt werden,
wenn er wegen des selben Tatbestandes bereits von einem
Strafgericht abgeurteilt wurde und die Tat gleichzeitig eine
Verletzung der Beamtenpflicht beinhaltet. „Für die Anwen-
dung des Disziplinarrechts ist somit ein von rechtsstaatli-
chen Prinzipien losgelöster Freiraum geschaffen worden,
der der Verfolgung demokratischer Beamten keine Grenzen
setzt.” 80
2.21 Die Dienstvergehen
„Der Beamte begeht ein Dienstvergehen, wenn er schuld-
haft die ihm obliegenden Pflichten verletzt.” 81 Die Fest-
stellung, welche Handlungen Pflichtverletzungen sind, also
als Dienstvergehen anzusehen sind, „ist der Rechtsprechung
und Rechtslehre überlassen.” 82 Die herrschende Rechts-
lehre sieht als Dienstvergehen die Verletzung einer der drei
Hauptpflichten des Beamten an:
1. das aktive Bekenntnis zur freiheitlich demokratischen
Grundordnung ($ 52 II BBG)
2. ein Verhalten im Amt, das der Achtung und dem Ver-
trauen gerecht wird, die der Beruf erfordert ($ 54 III
BBG)
3. ein entsprechendes Verhalten und Auftreten des Be-
amten außerhalb des Dienstes ($ 54 II BBG).
Demzufolge unterscheidet die Rechtssprechung zwischen
Dienstvergehen innerhalb und Dienstvergehen außerhalb
des Dienstes.
2.22 Die Dienstvergehen innerhalb des Dienstes
Zu den wesentlichen Dienstvergehen innerhalb des Dien-
stes gehören die Verstöße bei politischer Betätigung im Amt.
Die führenden Kommentatoren heben die „kategorische
parteipolitische Enthaltsamkeit jedes einzelnen Beamten” 83
als wünschenswert hervor. Zwar wird dem Beamten nicht
verwehrt, innerhalb des Dienstes über politische Tagesfragen
zu diskutieren, aber dabei dürfen seine Äußerungen „nicht
die Form einer Werbung für eine politische Partei sein
oder gar im Widerspruch zu seiner Pflicht stehen, (...)
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sich durch sein Verhalten zu der freiheitlich demokratisch,
Grundordnung zu bekennen und für deren Erhalt ein Nee
ten.” 84 Insbesondere darf weder die Arbeitsleistun URS
durch politische Diskussion verletzt noch der Arbeif N
gestört werden, und in jedem Fall muß der Beamte . m
chen Diskussionen „die durch die Dienstzucht geb ER
einhalten.” 85 ESbOfeNE Om
Würde beispielsweise ein Planer in der Hamburger Verwaltung
versuchen, am Beispiel der Sanierung des citynahen Viertels
St. Georg oder des Stadterweiterungsprojekts Billwerder -
Allermöhe das Zusammenspiel und die Verfilzung von Kapital
— hier Neue Heimat — und Senat 86 aufzuzeigen, wenn er
mit den Kollegen über die Funktion des Planers diskutiert,
dann darf er nicht gegen seinen Dienstherrn — der eben diese
gemeinsame Sache mit dem Kapital betreibt — Stellung neh-
men; seine Äußerung darf nicht im Widerspruch zur „fdGO”
stehen, obwohl auch dieses Beispiel zeigt, daß alle Staatsge-
walt nicht vom Volke ausgeht und diese Praktiken mit einem
demokratischen und sozialen Rechtsstaat wenig zu tun haben;
und schließlich darf er die Interessen der in diesem Fall benach:
teiligten Bevölkerung nicht einmal leidenschaftlich vertreten,
da er sonst Gefahr läuft, den Arbeitsfrieden zu stören und
die „Dienstzucht” zu verletzen.
Der Beamte hat das Recht, sich in Gewerkschaften oder Be-
rufsverbänden zusammenzuschließen, er kann sich jedoch bei
gewerkschaftlicher Betätigung nicht in jedem Falle auf das
in Art. 5 I_ GG verankerte Grundrecht der freien Meinungs-
äußerung und auf das in Art. 9 II GG garantierte Grundrecht
der Koalitionsfreiheit berufen. Begründet wird dies mit Art. 5
11 GG, wonach das Grundrecht der freien Meinungsäußerung
seine Schranken findet in den Vorschriften der allgemeinen
Gesetze, also auch dem Beamtengesetz, wonach „das Recht
der freien Meinungsäußerung hinter die durch sein Treuever-
hältnis zum Staat begründeten besonderen Pflichten zurück-
treten muß.” 87 Für das Koalitionsrecht gilt das gleiche; das
bedeutet, daß bei gewerkschaftlicher Betätigung des Beam-
ten also die Mittel und die Form auf die Erfordernisse des
Dienst- und Treueverhältnisses des Beamten abgestellt werden
müssen.
Diese Disziplinierung setzt sich konsequent im Streikverbot
für Beamte fort. Der Streik schlechthin ist mit den herge-
brachten Grundsätzen des Berufsbeamtentums unvereinbar.
Auch sonstige Formen des Protests, wie Bummelstreik oder
Dienst nach Vorschrift sind „als rechtswidrig und damit als
ein Dienstvergehen anzusehen.” 88 Auch der politische Streik
ist den Beamten untersagt, da er darauf abzielt, die politische
Entscheidung des Dienstherrn zu beeinflussen. Er ist nur dann
zulässig, „wenn dadurch die verfassungsmäßig eingesetzten
Organe der Staatsgewalt gegen eine Bedrohung des Staates
durch außenstehende Kräfte unterstützt werden sollen.” 89
Eine solche Bindung an den Staat macht die Überparteilichkeit
des Beamtentums zur Parteilichkeitspflicht des einzelnen Be-
amten für den Staat, für einen Staat, der seinem Wesen nach




Eine weitere im Rahmen der Planertätigkeit hervorzuhebende
Pflicht des Beamten beinhaltet der &amp; 26 LBG WB (ebenso
in allen LBG und BBG), in dem es heißt: „Der Beamte hat,
(...) über die ihm bei seiner amtlichen Tätigkeit bekanntge-
wordenen Angelegenheiten Verschwiegenheit zu bewah-
ren.” 90 Es besteht also ein Interesse daran, gewisse Vorgän-
ge des inneren Dienstbetriebes und Angelegenheiten, die
außerhalb des Bereichs der öffentlichen Verwaltung liegen,
dieser aber zur Kenntnis kommen, vor der Öffentlichkeit ge-
heimzuhalten. Denn der „Staat würde sonst in zahlreichen
Fällen seiner Schlagkraft beraubt werden.” 91 Der Auf-
rechterhaltung dieser „Schlagkraft””, die zur Durchsetzung
von Interessen der Bevökerung gegenüber den Übergriffen
des Kapitals aber selten zu beobachten ist, dient die Pflicht
zur Amtsverschwiegenheit. Dabei erstreckt sich die Geheim-
haltungspflicht nicht nur auf den eigenen Arbeitsbereich,
sondern auch auf Angelegenheiten, von denen der Beamte
durch seine Kollegen Kenntnis erhalten hat. Die Verschwie-
genheitspflicht besteht gegenüber jedem Dritten, das schließt
auch andere Behörden oder Dienststellen der eigenen Ver-
waltung und Kollegen mit ein, die nicht mit der Angelegen-
heit zu tun haben. Selbst die Weitergabe offenkundiger
Tatsachen, also Tatsachen von denen Jedermann Kenntnis
hat,oder über die er sich in allgemein zugänglichen Quellen
unterrichten kann, kann durch die Art der Weiterverbrei-
tungzur Pflichtverletzung werden. Dann nämlich, „wenn
ein Beamter eine offenkundige Tatsache, die die Verwaltung
in einem ungünstigen Licht erscheinen läßt, in der Presse
oder durch Rundfunk veröffentlicht, um seiner Dienst-
stelle nach außen Schwierigkeiten zu bereiten.” 92
Würde also ein Stadtplaner des Berliner Senats an einem
Seminar an der TU über ‘Entscheidungsprozesse in der Pla-
nung am Beispiel des Steglitzer Kreisel’ teilnehmen, und
darüber einen Bericht veröffentlichen, in dem er nicht ver-
schweigen könnte, daß der Bau des Steglitzer Kreisels we-
sentlich ermöglicht wurde durch die persönlichen Bezie-
hungen der Architektin Kressmann-Zschach zur Berliner
Verwaltung, so drohte ihm ein Disziplinarverfahren, obwohl
die ‘Verfilzung der Berliner Bauverwaltung’ mit Bau-, Bank-
und Planungs-Kapital eine offenkundige Tatsache ist, 93
aber eben eine, die das Ansehen der Verwaltung beeinträch-
tigt. Diese Knebelung der Beamten ist die Fortsetzung der
zuvor beschriebenen Bindung an den Staat. Hiermit soll in
der Verwaltung jegliche Kritik unterdrückt werden, sollen
die Mißstände in einer Behörde durch diese selbst bereinigt
werden (dies wird festgelegt, indem der Beamte die Stufen-
leiter der Beschwerde zu durchlaufen hat) und das gemein-
same Handeln von Kapital und Staat vor der Öffentlichkeit
verborgen werden. Selbst wenn der Beamte z.B. bei der
Beschwerde über Mißstände, durch deren Auswirkungen
die Bevölkerung unmittelbar in Mitleidenschaft gezogen
wird, keinen Erfolg in der Begehung des Dienstweges hat,
weil sein Vorgesetzter die Beschwerde abzublocken weiß,
so ist es ihm verwehrt, damit an die Öffentlichkeit zu treten.
A6
Flucht in die Öffentlichkeit kann Strafanzeige oder Privat-
klage bedeuten, vor allem aber, wenn ein Beamter sich an
die Presse oder den Rundfunk wendet oder wenn er in einer
öffentlichen Versammlung spricht. Dabei kann er sich nicht
auf das Grundrecht der freien Meinungsäußerung berufen,
denn: „glaubt der Beamte, Beschwerden wahrzunehmen
über Mißstände (. . . ) oder sonstige Beobachtungen der
Öffentlichkeit mitteilen zu müssen, so muß er sich dessen
Bewußt sein, daß sein Recht der freien Meinungsäußerung
vor allem durch die Pflicht zur Amtsverschwiegenheit weit-
gehend eingeengt ist.” 94
In diesen Zusammenhang gehört noch „eine der vornehm-
sten Pflichten des Beamten” 95, die Pflicht zum Gehorsam,
die sich aus der Staatsautorität ergibt, wonach sich der
Staat insbesondere „gegenüber den eigenen Staatsunter-
tanen Geltung und Ansehen verschaffen muß.” „Will sich
der Staat im Gefahrenfall nicht in eine Anarchie auflösen,
so muß er sich auf ein allzeit gehorsames Beamtentum ver-
lassen können.” 96 Demzufolge darf der Staat „, nicht durch
ungehorsame und aufsässige Elemente in der Beamten- .
schaft” 97 seiner Schlagkraft beraubt werden.
Gehorsam wird nicht als willenlose Unterwerfung verstan-
den, sondern ideologisiert als „Ausführung gesetzlicher
Vorschriften und Dienstbefehle im Bewußtsein der Not-
wendigkeit der Gemeinschaft.” 98
2.23 Dienstvergehen außerhalb des Dienstes
Unter den zahlreichen möglichen Dienstvergehen außerhalb
des Dienstes sollen nur die hervorgehoben werden, die im
Zusammenhang mit politischer Betätigung zu sehen sind.
Hier gilt, „daß der Beamte niemals Privatmann, sondern
auch außer dem Dienst Beamter ist, der auf seine Amtsstel-
lung Rücksicht zu nehmen hat.” 99 Demzufolge hat sich
der Beamte bei politischer Betätigung Mäßigung und weit-
gehender Zurückhaltung zu befleißigen, darf bei Kritik an
der Regierung nicht gehässig sein und hat sich ansonsten
jedes agitatorischen Tones zu enthalten. Vor allem darf
der Beamte durch seine Meinungsäußerung den Staat we-
der ideell noch material schädigen. Dabei wird ein strenges
Maß bei solchen politischen Äußerungen angelegt werden,
die sich auf Angelegenheiten der eigenen Dienststelle des
Beamten beziehen. 100 Wenn also ein Planer aus dem
Frankfurter Stadtplanungsamt die Planungspolitik des
Magistrats im Frankfurter Westend und die Tätigkeit seines
Amtes dabei in einer politischen Versammlung als bevölke-
rungsfeindlich bezeichnet, so läuft er dabei Gefahr, die
Grenzen der Zurückhaltung und Gehässigkeit in den Augen
seines Dienstherrn schon überschritten zu haben.
Umgekehrt schreckt der Staat in der politischen Diszipli-
nierung seiner Beamten selbst vor der politischen Nötigung
nicht zurück. So hatte 1958 die Bürgerschaft der Stadt
Hamburg beschlossen, über die Frage der Aufrüstung der
Bundeswehr mit Atomwaffen eine Volksbefragung durch-
zuführen. Die Bundesregierung erhob dagegen Klage vor
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dem Bundesverfassungsgericht. Bevor dieses entschied, erließ
das Bundespostministerium folgende Verfügung: „Die Bun-
desregierung vertritt den Standpunkt, daß die Volksbefra-
gungen über eine atomare Bewaffnung der Bundeswehr mit
Atomwaffen verfassungswidrig sind. Eine Beteiligung von
Bundesbediensteten an dieser Volksbefragung selbst oder
an Propagandaaktionen für die Durchführung einer solchen
Befragung ist daher als Verstoß gegen die Pflichten anzuse-
hen.” 101 Dies blieb nicht das letzte Beispiel der Nötigung.
In der Tarifrunde 1974 im öffentlichen Dienst erging am
18.1.74 vom Bundespostministerium ein Fernschreiben an
alle Post- und Fernmeldeämter mit der Aufforderung, schrift-
lich auf das Streikrecht zu verzichten. Gleichzeitig wurde
bei Fernbleiben oder Verlassen des Dienstes ohne Genehmi-
gung Beamten, Angestellten und Arbeitern disziplinarische
Konsequenzen angedroht. 102
Wurde im ersten Beispiel auf das Recht der Beamten, eine
abweichende Meinung von der offiziellen Regierungspolitik
zu haben, überhaupt keine Rücksicht genommen, — „dies
wog um so schwerer, als gerade mit der Atombewaffnung
der Eintritt der BRD in das imperialistische Bündnis des
Westens vollzogen wurde” 103 — so ist das zweite Beispiel
ein eklatanter Versuch der Aufforderung dazu, gegen die
verbrieften Rechte der öffentlichen Bediensteten anzugehen.
Außerdem ist es ein Beweis dafür, wie im konkreten Fall
elementare Rechte angegriffen werden. In beiden Fällen
legte der Staat selbst seine Maske des Gesamtinteresses ab,
und stellte sich als Klassenstaat dar, der nicht davor zurück:
schreckt, seine Beamten, die auf die „fAGO” verpflichtet
sind, zu zwingen, gegen die Verfassung zu verstoßen. 104
2.30 Die zusätzlichen Maßnahmen der Disziplinierung
im öffentlichen Dienst
Mit der zunehmenden Krisenanfälligkeit des Systems und
der verschärften Konkurrenz auf dem Weltmarkt wurde
die BRD-Regierung seit Mitte der 60iger Jahre gezwungen,
die Prioritäten ihrer Maßnahmen stärker auf die Erhaltung
und Erweiterung der Verwertungsfähigkeit des Kapitals
abzustellen. Zugleich brachen die Versäumnisse der An-
passungsplanung in Form von Strukturkrisen auf und zwan-
gen zu einer neuen Qualität des Staatsinterventionismus,
der zu Lasten der breiten Mehrheit der Bevölkerung geht.
Der Disziplinierung durch den Gewerkschaftsapparat über-
drüssig, kam es 1969 zu den ersten „wilden” Streiks der
Arbeiter. Diese Streiks rissen — aufgrund der permanenten
Verschärfung der Lebenslage der Arbeiterklasse — nicht
mehr ab und fanden im Herbst 1973 einen Höhepunkt,
der in der Tarifrunde 1974 durch die Streiks im öffentlichen
Dienst und den verschiedenen Metalltarifbezirken fortge-
setzt wurde. 105 Die Streiks im öffentlichen Dienst 106
zeugen davon, daß sich auch in diesem Bereich die Lage
der dort Beschäftigten verschärfte und sie ein Bewußtsein
von der Zugehörigkeit zu allen Lohnabhängigen und ihrem
Kampf entwickeln.
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Auf diese Verschärfung des Klassenkampfes bereitet sich
der Staat umfassend vor. 107 Dazu wurde es auch notwen-
dig, den Staatsdienst von jenen Kräften freizuhalten, die
über erste Politisierungsansätze — etwa in der Studentenbe-
wegung — hinaus den Dienst im Interesse des Volkes ernst
nehmen wollen und die erkannten, daß der Isolierung des
einzelnen im Arbeitsprozeß ein gemeinsames Vorgehen
entgegenzustellen ist. Der bürgerliche Staat der BRD be-
fürchtet, daß diese Kräfte die demokratische Bewegung im
öffentlichen Dienst vorantreiben und in ihrem Beruf den
Verfassungsauftrag, den Interessen des Volkes — und nicht
dem der Bourgeoisie — verpflichtet zu sein, verwirklichen
wollen. Da das Beamtenrecht und das Disziplinarrecht
nicht auf beamtenrechtliche Verstöße, die vor der Einstel-
lung des Anwärters von ihm begangen wurden, anwendbar
ist, mußte erwartet werden, daß eine große Zahl fortschritt-
licher Menschen in den öffentlichen Dienst gelangen würde.
Dies galt und gilt es für die Bourgeoisie zu verhindern,
denn ihr erscheint „der Marsch durch die Institutionen (also
das Eindringen von Gegnern des Kapitalismus in den Staats-
apparat) als das Schreckbild Nr. 1, und der ‘Kampf gegen
die Radikalen’ wird zur wichtigsten Aufgabe eben dieses
Staatsapparats.” 108
Demzufolge wurden nach der Notstandsgesetzgebung und
der Novellierung des Betriebsverfassungsgesetzes die Angriffe
auf die immer umfassender werdende demokratische Bewe-
gung auch auf den öffentlichen Dienst ausgedehnt. Am
28. Januar 1972 beschloß die Ministerpräsidentenkonferenz
die „Gründsätze zur Frage der verfassungsfeindlichen Kräfte
im öffentlichen Dienst”, die in einer gemeinsamen Erklärung
des Bundeskanzlers und der Ministerpräsidenten der Länder
am selben Tage bekräftigt wurden. Folgende Schwerpunkte
der Grundsätze gilt es hervorzuheben: In Bezug zum Beamten;
recht betonen die Beschlüsse, daß jeder Beamte die Gewähr
dafür bieten muß, jederzeit für die „fAGO” einzutreten und
daß er diese Grundordnung aktiv innerhalb und außerhalb
des Dienstes verteidigt bzw. für sie einsteht. Bei Verstößen
muß jeder Einzelfall geprüft und nach folgenden Grundsätzen
entschieden werden:
1. Ein Bewerber, „der verfassungsfeindliche Aktivitäten ent-
wickelt, wird nicht in den öffentlichen Dienst eingestellt.”
2. „Gehört ein Bewerber einer Organisation an, die verfassungs-
feindliche Ziele verfolgt, so begründet diese Mitgliedschaft
Zweifel daran, ob er jederzeit für die freiheitlich demokrati-
sche Grundordnung eintreten wird. Diese Zweifel rechtferti-
gen in der Regel eine Ablehnung des Anstellungsantrages.””
3. Bei Verstößen von Beamten gegen die „fdGO” durch
Handlungen oder Mitgliedschaft in einer Organisation (mit)
verfassungsfeindlichen Zielsetzungen ( . . .) hat der Dienstherr
die gebotene Konsequenz zu ziehen und insbesondere zu prüfen.
ob die Entfernung des Beamten aus dem Dienst anzustreben
ist.”
4. „Für Arbeiter und Angestellte im öffentlichen Dienst gel-
ten entsprechend den jeweiligen tarifvertraglichen Bestimmun-
gen die selben Grundsätze.” 109
47
Dieser Beschluß verstößt gegen elementare Grundrechte
und steht im Widerspruch zur europäischen Menschen-
rechtskonvention. Außerdem öffnet er in seiner Handha-
bung der Willkür Tür und Tor. Hier sollen nur einige we-
sentliche Verstöße herausgestellt werden: Nach Art. 3 III
GG darf niemand wegen seiner politischen Anschauung
benachteiligt oder bevorzugt werden. Auch über die Ein-
stellung heißt es im Berliner Beamtengesetz: „Die Auslese
ist nach Eignung, Befähigung und fachlicher Leistung ohne
Rücksicht auf Geschlecht, Abstammung, Rasse, Glauben,
religiöse oder politische Anschauungen, gewerkschaftliche
Zugehörigkeit, Herkunft oder Beziehung vorzunehmen;
„..” 110, Die „Grundsätze” schränken dieses Recht ein.
Zudem rauben sie dem Bewerber, der vermeintlich ver-
fassungsfeindliche Aktivitäten entwickelt, das Recht auf
freie Wahl des Arbeitsplatzes, das im Art. 12 I GG verbrieft
ist. Die Wertmaßstäbe für die Begriffe „verfassungsfeindliche
Aktivitäten entwickelt” und einer „Organisation anzuge-
hören, die verfassungsfeindliche Ziele verfolgt”, setzt und
überprüft in jedem Einzelfall die Einstellungsbehörde. 111
Dies bedeutet einen Verstoß gegen Art. 18 GG, in dem be-
tont wird: „Wer die Freiheit der Meinungsäußerung (...)
zum Kampf gegen die freiheitlich demokratische Grund-
ordnung mißbraucht, verwirkt diese Grundrechte. Die
Verwirkung und ihr Ausmaß werden durch das Bundesver-
fassungsgericht ausgesprochen” Ferner werden im Art. 21
II GG die politischen Parteien geschützt, indem auch hier
das BVerfG ein Monopol über die Feststellung der Ver-
fassungswidrigkeit hat. Außerdem sind nach Art. 103 II
GG Sanktionen nur auf Grundlage eines Gesetzes zulässig,
„die Beschlüsse und die längst geübte Praxis verhängen
ein Berufsverbot gegenüber Neubewerbern ohne rechtliche
Grundlage.” 112 Hinzu kommt, daß der Grundsatz (nach
Art. 19 IV GG), daß gegen Maßnahmen der öffentlichen
Gewalt dem Betroffenen Rechtsmittel zustehen, bei Neu-
bewerbern völlig ausgeschaltet wird. So werden Berufs-
verbote aufgrund dubiosen Materials von der Verwaltung
ohne jeden Rechtsschutz ausgesprochen.
Die „Grundsätze” haben geschichtliche Tradition. Das
Sozialistengesetz von 1878, das Gesetz zur Wiedeherstel-
lung des Berufsbeamtentums von 1933 und der Beschluß
der Adenauer-Regierung vom 19. September 1950, auf-
grund dessen kommunistische Angehörige aus dem öffent-
lichen Dienst entfernt wurden, sind berüchtigte Vorläufer.
Das politische Klima hat sich seit dem Beschluß über
die „Grundsätze” wesentlich verschärft: Berufsverbote
für unbequeme Demokraten durch Einstellungsverweige-
rung, Ausbildungsverbot für Referendarantwärter, Ent-
lassungen aus politischen Gründen, die nicht nur den
öffentlichen Dienst betreffen 113, und Entrechtung am
Arbeitsplatz — Maßnahmen, die als Droh- und Druck-
mittel gegen Menschen verwandt werden, die sich in
Betrieb und Öffentlichkeit die Meinungs- und Redefreiheit
nicht nehmen lassen.
Am 20. September 1973 traten die Ministerpräsidenten
der Länder und Bundeskanzler Brandt erneut zusammen,
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um die bisher gemachten Erfahrungen in der Berufsverbots-
politik auszutauschen und die weitere Vorgehensweise zu
beraten. Dabei stand niemals die Infragestellung der Berufs-
verbote, sondern nur die Vereinheitlichung der unterschiedli-
chen Handhabung in einzelnen Bundesländern zur Diskussion.
Das Kommunique der Sitzung bekräftigte den Januarbeschluß
und bewies erneut, daß er „sich ausschließlich gegen die poli-
tische Linke, gegen Kommunisten, gegen progressive Studen-
ten, (...) aber auch gegen Sozialdemokraten und Liberale
im Staatsdienst, die ihn zumindest als Maulkorb spüren”, 114
richtet.
Am 6.3.74 schließlich verabschiedete das Bundeskabinett
einen Gesetzentwurf, mit dem das Beamtenrechts-Rahmen-
gesetz (BRRG), das Richtergesetz und die Rechtsstellung
der Soldaten um den Radikalenbeschluß in der Weiseerwei-
tert wurden, daß der Treuepflicht Vorrang vor dem Par-
teienprivileg gegeben wurde. 115 Damit wurde nicht etwa,
wie die bürgerliche Presse glauben machen will, eine „Libera-
lisierung des Extremistenbeschlusses” vollzogen 116, sondern
der Betroffene hat lediglich eine formale Rechtsweggarantie,
während in der materiellen Rechtslageüberprüfung die Ge-
richte an diese neue Situation gebunden sind; und das bedeu-
tet, daß liberale und fortschrittliche Richter jetzt nicht mehr
die von den Behörden ausgesprochenen Berufsverbote unter
Berufung auf das sogenannte Parteienprivileg des Art. 21
GG aufzuheben vermögen.
3.00 Der demokratische Kampf im
öffentlichen Dienst
3.10 Allgemeine Bemerkung zum demokratischen Kampf
3.11 Vorbemerkung
Die Perspektiven, die im folgenden zum demokratischen
Kampf entwickelt werden sollen, können nicht im Rahmen
des Dienst- und Beamtenrechts konsequent verfolgt werden.
Es wird davon ausgegangen, daß es auch nicht der Sinn
demokratischen Kampfes sein kann, sich auf bestehende
Gesetzespositionen zu fixieren, welche die Bourgeoisie je
nach aktueller Situation in ihrem Interesse ändert, ergänzt
oder gegen die sie auch verstößt. Außerdem kann gerade
das reaktionäre Beamtengesetz bei entsprechendem Grad
der Klassenauseinandersetzung nicht mehr auf die Dauer
aufrecht erhalten werden; angesichts’des auch unter Beam-
ten wachsenden politischen Bewußtseins muß doch schon
jetzt mit breitem Widerstand im öffentlichen Dienst gerech-
net werden; so erheben die Gewerkschaften ÖTV und GEW
in der Auseinandersetzung um die Reform des Dienstrechts
die Forderung nach einem generellen Streikrecht für alle
im öffentlichen Dienst Beschäftigten. Andererseits ist nicht
zu leugnen, daß die „Septemberbeschlüsse” bei Teilen der
fortschrittlichen Kräfte in der BRD zu einer gewissen Ver-
unsicherung in bezug auf das konsequente Vertreten ihres
politischen Standpunktes geführt haben.
ARCH+ 7. Jg. (1975) H. 25
Der Bruch zwischen der Notwendigkeit,sich reproduzieren
zu müssen und dem Anspruch der politischen Tätigkeit,
der beim Staat wie in den Betrieben die Gefahr der Re-
pression erhöht, kann nur durch einen eindeutigen Klassen-
standpunkt überwunden werden.
3.12 Die Ursachen
Die ökonomische Lage in den kapitalistischen Ländern
ist gekennzeichnet durch wirtschaftliche und politische
Krisen. Der Mangel an profitträchtigen Innovationen und
die unter den Konzernen aufgeteilten Märkte führen zur
verschärften Konkurrenz auf dem Weltmarkt. In deren
Folge kommt es zu einer verstärkten Mehrwertabpressung
der Arbeiterklasse durch Intensivierung der Produktion
und Rationalisierungsmaßnahmen, von denen auch die
unproduktiven Lohnabhängigen betroffen sind.
Das ruft notwendig den Widerstand der Arbeiterklasse
und der anderen Lohnabhängigen hervor, der wiederum
unterdrückt werden muß, um das Funktionieren der Pro-
duktion zu sichern. Dieser Versuch des ökonomischen
Krisenmanagements durch den Staat — dessen oberster
Primat Wirtschaftswachstum und -stabilität sind — bewirkt
gleichzeitig die Funktionalisierung staatlicher Tätigkeit
bis auf die Ebene der Kommunen. Im Zusammenhang
mit der Knappheit der öffentlichen Mittel und ihrer Ver-
teilung nach der kapitalistischen Logik führt das einerseits
zur relativen Verschlechterung der Versorgung der Bevöl-
kerung mit öffentlichen Dienstleistungen und anderer-
seits zur verschärften Rationalisierung der Arbeit der im
öffentlichen Dienst Beschäftigten.
Die materielle Verschlechterung der Lage der Arbeiterklasse
und der übrigen Lohnabhängigen bildet damit die entschei-
dende Ursache des verschärften Aufbrechens der Klassen-
widersprüche. Zu den Voraussetzungen, mit denen die
Entfaltung der Klassenkämpfe eingedämmt werden soll,
ist insbesondere der Abbau demokratischer Rechte zu
zählen, um so den Widerstand zu illegalisieren und seine
Träger kriminalisieren zu können. Ein eindrucksvolles Beispiel für
die ökonomische Verschärfung gab die letzte Tarifrunde im
öffentlichen Dienst mit der gezielten Stimmungsmache gegen
die gerechten Forderungen der Lohnabhängigen.
Parallel dazu vollzieht sich mit der „Reform des öffentlichen
Dienstes” der faktische Abbau der demokratischen Rechte
seiner Beschäftigten. Der im BMI vorgelegte Referentenent-
wurf hat folgende Schwerpunkte: Ausdehnung des Streik-
verbots für alle Beschäftigten, Aufhebung der Tarifautonomie,
Vertiefung des Unterschieds zwischen Beamten, Angestellten
und Arbeitern sowie verschärften Leistungsdruck und Lei-
stungskontrolle. 120 Die Beispiele deuten an, daß sich die Zu-
spitzung der Widersprüche des Kapitalismus in allen gesell-
schaftlichen Bereichen als Einheit von ökonomischer und po-
litischer Verschärfung darstellen.
ARCH+ 7. Jg. (1975) H. 25
3.13 Zum Verhältnis von ökonomischem und
demokratischem Kampf
Der Kampf gegen die einheitliche ökonomische und zugleich
politische Verschärfung muß auch die Einheit dieser beiden
Momente beinhalten. Ziel des ökonomischen Kampfes ist
die Realisierung des Wertes der Ware Arbeitskraft; seine
adäquate Organisationsform ist die Gewerkschaft, für den
öffentlichen Dienst also die ÖTV. Da der Abbau der de-
mokratischen Rechte den ökonomischen Kampf einschränkt
ist letzterer nicht zu trennen vom Kampf um die demokra-
tischen Rechte und muß daher notwendiger Bestandteil
der gewerkschaftlichen Arbeit sein.
Soll der Kampf um die ökonomische Lage erfolgreich
sein und von der Perspektive demokratischer Rechte
nicht getrennt werden, so muß er auf die Einheitlich-
keit der Forderungen und seiner Basis ausgerichtet sein.
Der ökonomische Kampf muß sich daher an der Einheit
aller in einem Betrieb und damit im öffentlichen Dienst
Beschäftigten orientieren. Das bedeutet zum Beispiel,
daß im Lohnkampf prozentuale Forderungen falsch sind
da diese nur der Spaltung unter den Kollegen entgegen-
kommen, während lineare Lohnforderungen zu unter-
stützen wären, die es erleichtern, solidarisch vorzugehen.
Diese Einheit in der gewerkschaftlichen Arbeit kann erst
an den inhaltlichen Fragen konkreter Auseinandersetzungen
hergestellt werden.
Ist die gewerkschaftliche Arbeit vornehmlich auf die
Verbesserung des Reproduktionsniveaus der Lohnabhän-
gigen ausgerichtet, so zielt der demokratische Kampf auf
die Erhaltung und den Ausbau der politischen Rechte
des Volkes ab, um damit die politischen Voraussetzungen
für den Aufbau des Sozialismus zu schaffen. Die demokra-
tischen Rechte sind einerseits die Voraussetzung für die
selbständige Interessenwahrung des Volkes insgesamt;
diese Rechte werden andererseits in allen Bereichen der
bürgerlichen Gesellschaft immer weiter eingeschränkt.
Im Kampf um die demokratischen Rechte sind daher am
ehesten Spaltung und Differenzierung unmittelbar auf-
gehoben und die Voraussetzung für den notwendig ein-
heitlichen Kampf der Lohnabhängigen am ehesten gegeben
Die Führung in diesem Kampf übernimmt die Arbeiterklas-
se, denn sie schafft den gesellschaftlichen Reichtum, den
sich die Kapitalisten aneignen, und produziert und repro-
duziert somit die gesamten Produktionsverhältnisse. 121
Deshalb hat sie ein objektives Interesse an der Beseitigung
des Kapitalismus und der Errichtung des Sozialismus,
und deshalb ist nur sie imstande, die ganze Masse der Werk-
tätigen und Ausgebeuteten zu führen im Kampf für den
Sturz der Macht des Kapitals.” 122 In diese Front müssen
sich die unproduktiven Lohnabhängigen einreihen. Kon-
kret heißt dies, daß im politischen Kampf in jeder einzel-
nen Forderung und jeder einzelnen Frage der Kampf der
Arbeiterklasse zum Ausgangspunkt für die Bestimmung
der politischen Linie gemacht wird.
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3.20 Demokratischer Kampf und die
Aufgaben von Planern
3.21 Die Stellung des Planers
Die Diskussion über die Berufsperspektive für Intellektuelle
im allgemeinen und für Architekten und Planer im besonde-
ren war vor allem in der Studentenbewegung geprägt vom
Konzept revolutionärer Berufspraxis. Diese Diskussion
stützte sich vornehmlich im Bereich der Stadtteilarbeit auf
die Marcuse’sche Randgruppentheorie und die von Offe
entwickelte Disparitätentheorie. 129
Spätestens nach dem Scheitern der antiautoritären Bewe-
gung und dem Aufflammen der Klassenkämpfe z.B. in
den Septemberstreiks 1969 wurde erkannt, daß die Arbeiter-
klasse selbst das revolutionäre Subjekt ist. Damit verlor zwar
auch die Diskussion um die revolutionäre Berufsperspektive
von Intellektuellen an Bedeutung; jedoch trat nun unter
den Planern eine erschreckend dichotome Einstellung zur
Berufspraxis auf, deren Tenor in den beiden extremsten
Positionen etwa so lautete: einerseits Resignation, die auf
die Anpassung an das Konkurrenzdenken der bürgerlichen
Gesellschaft hinauslief — „wenn man schon nichts machen
kann, holt halt jeder für sich das beste heraus”” — anderer-
seits wurde euphorisch der Primat der politischen Arbeit 130
außerhalb des Berufsfeldes hervorgehoben — „die Berufs-
ebene bietet keine politische Perspektive, also nutze ich
das Studium, um politisch zu arbeiten und reproduziere
mich später mit irgendeinem Job irgendwie” —.
Hier soll im folgenden kurz aufgezeigt werden, warum eine
revolutionäre Berufsperspektive für Planer nicht möglich ist,
welche Aufgaben sich dem fortschrittlichen Planer aber den-
nochstellen. Wurde in der Rekonstruktionsperiode eine staat-
liche Anpassungs- und Auffangsplanung nur mit dem Ziel betriebe
ein bestimmtes Reproduktionsniveau der Arbeitskraft
zu sichern und ökonomische wie politische Klassenkämpfe
zu vermeiden, so setzte mit der Bildung der Großen Koa-
lition die SPD das Konzept einer Entwicklungsplanung
durch, die den Prozeß der Produktion und Reproduktion
auf gesamtgesellschaftlicher Ebene weitgehend regeln
und langfristig fortschreiben soll.
Für die Tätigkeit des Planers bedeutet dies eine verstärkte
Einbindung der Territorialplanung in die langfristige
Struktur- und die periodische Konjunkturpolitik, und
dadurch die Bereicherung der konkreten Arbeit um ein
starkes interdisziplinäres Element. In dieser Funktion,
zur Aufrechterhaltung und langfristigen Sicherung der
kapitalistischen Produktionsweise beizutragen, bekommt
die Planertätigkeit nun einen scheinbar spezifischen
Doppelcharakter. Einerseits dient die Planung dazu, den
privaten Kapitalen Investitionslücken und Marktgebiete
zuzuweisen, einen Teil der materiellen Produktionsvor-
aussetzungen des Kapitals, die von der öffentlichen Hand
zur Verfügung gestellt werden, zu planen, sowie die Dis-
paritäten, welche die kapitalistische Produktionsweise
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hervorbringt, durch Raumordnungsmaßnahmen (Gebiets-
reform, Nutzungsänderungen usw.) zu kompensieren.
In diesem Arbeitsfeld hat der Planer einen spezifischen
Gebrauchswert für das Kapital. Andererseits trägt die
Planung zur materiellen Reproduktion der Ware Arbeitskraft
bei, indem sie entweder die Produktion oder den Betrieb
(oder beides) von Aufgaben übernimmt, die für den kapitali-
stischen Verwertungsprozeß als unproduktive Leistungen
unrentabel sind. (Vgl. hierzu 1.20) Diese Leistungen, wie
z.B. Bildungswesen, Energieerzeugung, Gesundheitswesen,
Sozialwesen usw., die sich physisch in entsprechenden
Einrichtungen darstellen, sind zum Teil dem Reproduktions-
prozeß des Kapitals entzogen und müssen deshalb im Kapita-
lismus mit den geringsten Kosten hergestellt werden.
Indem diese Einrichtungen auf die Lebensbedingungen
der Mehrheit der Bevölkerung bezogen sind, kann Planung
nun als eine Tätigkeit erscheinen, die dazu beiträgt, die
Arbeiterklasse zu stärken, mindestens aber ihre Lage dem
Kapitalismus zum Trotz etwas zu verbessern. Soweit dies
im Prozeß der Entwicklung der Produktivkräfte auch an-
gelegt ist, so bleibt es unter kapitalistischen Produktions-
verhältnissen doch eben ihren Bestimmungs-Momenten
unterworfen. So bildet gerade die erweiterte staatliche
Planung die materielle Basis der Sozialstaatsideologie,
welche bei Teilen auszubildender und berufstätiger Planer
die Illusion einer Tätigkeit für die Bevölkerung nährt. Tat-
sächlich macht es jedoch die Bindung an die bürgerliche
Gesellschaft dem Planer unmöglich, durch seine Tätigkeit
selbst gesellschaftsverändernd zu wirken. Mit seiner Arbeit
die einerseits dem Kapital direkt zugute kommt, und an-
dererseits darauf abzielt, den Klassenwiderspruch zu ver-
schleiern, kann der Planer keinen Einfluß auf den revolu-
tionären Bewußtwerdungsprozeß der Massen nehmen.
Falsch wäre es jedoch, hieraus den Schluß zu ziehen, das
Berufsfeld aus der politischen Tätigkeit auszuschließen
oder gar ganz aufgeben. Diese Auffassung zieht aus der
Negierung der revolutionären Berufspraxis die falsche
Konsequenz. Sie verkennt sowohl, daß im Kampf für
die soziale Sicherstellung des Volkes spezifische Planer-
qualifikationen ihren Wert haben, als auch die Notwen-
digkeit des politischen Kampfes im öffentlichen Dienst.
3.22 Die Arbeit im Reproduktionsbereich
Dem Planer, der in dieser Situation politisiert wird und seine
antikapitalistische Haltung realisieren will, bieten sich dazu
zwei Schwerpunkte, nämlich Teilnahme am Kampf für die
soziale Sicherstellung des Volkes und Tätigkeit in der Ge-
werkschaft. Der Kampf für die soziale Sicherstellung ergibt
sich aus den Angriffen auf das Lebensniveaus der Arbeiter-
klasse und anderer Teile der Lohmabhängigen; sie resultieren
aus den Verwertungsschwierigkeiten des Kapitals und drük-
ken sich darin aus, daß sich im Produktionsbereich verstärkt
die Tendenz der Mehrwertabpressung und Senkung der un-
produktiven Kosten durchsetzt,und im Reproduktionsbe-
reich die Tendenz, soziale Kosten zu verringern und die
kapitalistischen Leistungen der Daseinsvorsorge optimal
zu verwerten.
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Der Kampf um die soziale Sicherstellung muß also in der
Verbindung von Produktions- und Reproduktionsbereich
geführt werden. Im Reproduktionsbereich — der hier her-
vorgehoben werden soll — findet er vorwiegend im Wohn-
viertel statt und umfaßt dabei sowohl die ökonomischen
und sozialen Forderungen nach ausreichendem Wohnraum
und billigen Mieten, nach einer ausreichenden Gesundheits-
versorgung, Kinderspiel- und Tagesstätten u.ä., als auch
die politischen Forderungen von Selbstbestimmung und
Arbeiterkontrolle. Unter diesen Forderungen können sich
breite Teile der Bevölkerung in demokratischen Organisatio
nen wie Stadtteil-Initiativen zusammenfinden, um gegen
den bürgerlichen Staat um ihre Rechte und deren materielle
Sicherung zu kämpfen. Indem neben der Arbeiterklasse
auch andere Teile des Volkes in ihrer Reproduktionsfähig-
keit gefährdet sind, laufen die klassischen Bürgerinitiativen
jedoch Gefahr, unter der Führung von Intellektuellen und
anderen Mittelständlern zu einem „genossenschaftlichen
Dienstleistungsbetrieb für die, die sich’s leisten können” 131
zu werden. Dies kann nur verhindert werden, indem die
Stadtteil-Initiativen nach den Prinzipien des demokratischen
Kampfes arbeiten, also den Kampf für eine ausreichende
soziale Sicherstellung des Volkes in der Verbindung von
Produktions- und Reproduktionsbereich unter Führung
der Arbeiterklasse und unter der Perspektive des Sozialis-
mus führen.
Der Planer hat — wie andere Fachleute — eine spezifische
Aufgabe, nämlich in solchen Initiativen am konkreten Pla-
nungsfall aufklärerisch, politisierend und mobilisierend
zu wirken. So kann er z.B. das Zusammenwirken von
Staat und Kapital und die daraus hervorgehende Beein-
trächtigung und materielle Verschlechterung der Lage des
Volkes aufdecken; er muß die Möglichkeit der Verbesse-
rung der Lage des Volkes aufzeigen und daraus Forderun-
gen für den Kampf mitformulieren, wobei er gleichzeitig
die Aufgabe hat, zu erklären, warum die Durchsetzung
dieser Forderungen an welchen Punkten in der kapitalisti-
schen Gesellschaft scheitern muß; von daher hat er schließ
lich zu vermitteln, daß die Erfüllung der Forderung für
eine aureichende soziale Sicherstellung der Arbeiterklasse
und der anderen Teile des Volkes erst im Sozialismus er-
reicht werden kann, und deshalb die Perspektive des
Kampfes an diesem Ziel ausgerichtet werden muß.
Im konkreten Sanierungsfall hieße das, an der Gründung
einer Stadtteilgruppe mitzuwirken, deren demokratische
Plattform so breit ist, daß all’ diejenigen erfaßt werden,
deren Bestreben es ist, die sozialen und materiellen Inte-
ressen der überwiegenden Mehrheit der Bevölkerung zu
verteidigen und auszubauen. Insbesondere müßten die
Lohnabhängigen der in dem Sanierungsgebiet ansässigen
Betriebe in der Initiative erfaßt werden, denn daraus könn
ten, je nach spezifischer Lage, erste Ansätze der Verbin-
dung mit Auseinandersetzungen im Produktionsbereich
hergestellt werden. Das Ziel der Initative kann nicht sein,
die Sanierung — z.B. wegen einer Trassenführung — zu ver-
hindern, die dann nur an anderer Stelle auf Kosten der
Arbeiterklasse und anderer Teile des Volkes durchgesetzt
würde.
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Das schließt den Kampf für die Verbesserung der Lage der
Sanierungsbetroffenen nicht aus, aber die Aufgabe der Ini-
tiative ist in erster Linie, diesen Sanierungsfall als exempla-
risches Beispiel kapitalistischer Stadtsanierung zu verdeutlichen.
um damit den Kampf für die Veränderung der Gesellschaft
zum Sozialismus zu verbreitern. Denn mit jedem Sanierungs-
fall verhält es sich wie mit der Wohnungsfrage, „solange die
kapitalistische Produktionsweise besteht, solange ist es Tor-
heit, die Wohnungsfrage oder irgend eine andere das Geschick
der Arbeiter betreffende gesellschaftliche Frage einzeln lösen
zu wollen. Die Lösung liegt aber in der Abschaffung der
kapitalistischen Produktionsweise, in der Aneignung aller
Lebens- und Arbeitsmittel durch die Arbeiterklasse selbst.” 132
3.23 Die Arbeit in der Gewerkschaft
Den zweiten Schwerpunkt der politischen Arbeit des Planers
bildet die Gewerkschaft, und die einzelnen Arbeitsebenen
der Betätigung ergeben sich aus der Organisationsstruktur
der ÖTV. Diese Organisationsstruktur ist, wie bei allen DGB-
Gewerkschaften, abgeleitet aus dem Vereinsrecht. Zwar haben
die Gewerkschaften bis heute die Stellung von privatrechtli-
chen, nicht eingetragenen und „nicht rechtsfähigen”” Verei-
nen 133, aber „mit der fortschreitenden Integration der Ge-
werkschaften in den kapitalistischen Staat wurde ihre recht-
liche Position den ‘rechtsfähigen’ Vereinen mehr und mehr
angeglichen.” 134 Demzufolge sind die „Stationen der demo-
kratischen Willensbildung von unten nach oben (...) die
Mitglieder-und Delegiertenversammlungen der Kreisverwal-
tungen, die Bezirkskonferenz und der Gewerkschaftstag.” 135
Die Mitglieder wählen Delegierte zu diesen Konferenzen, die
wiederum den Vorstand wählen und ihn mit konkreten Auf-
gaben beauftragen. 136 Auch in der ÖTV existieren, wie in
allen Einzelgewerkschaften, überbetriebliche Fachgruppen.
Planer im Bereich der Gemeinden sind in der Fachgruppe
„Allgemeine Kommunalverwaltung” zusammengefaßt. 137
Die Fachgruppe „berät und entscheidet über ihre fachlichen
Probleme selbständig und in eigener Verantwortung” 138, wo-
bei sie einen Sprecher bestimmt, der sie nach innen und außen
vertritt.
In den Gewerkschaften nimmt seit dem Aufflammen der
Klassenkämpfe der Widerstand gegen Vertreter der Poli-
tik der Klassenversöhnung zu, da diese Politik im Widerspruch
zu den Mitgliedern steht, die gezwungen sind, sich gegen die
Angriffe auf ihre Lebensbedingungen zu wehren. Auf diesen
Widerstand antwortet die Gewerkschaftsspitze mit Ausschlüs-
sen kommunistischer und anderer, fortschrittlicher Kolle-
gen. 139 Die Arbeit auf den einzelnen Ebenen muß demzu-
folge zum Ziel haben, den Kampf um die Arbeitsbedingun-
gen mit dem um die innergewerkschaftliche Demokratie
zu verbinden.
Die Arbeit des Planers in der ÖTV unterscheidet sich grund-
sätzlich nicht von der eines jeden fortschrittlichen Gewerk-
schafters, nämlich dafür zu sorgen, daß der gewerkschaftliche
Kampf als allgemeiner und einheitlicher Kampf aller Lohnab-
hängigen geführt werden muß. Unterschiede zur Tätigkeit
Es11
anderer Gewerkschafter ergeben sich lediglich aus der
spezifischen betrieblichen Situation im öffentlichen Dienst
und aus dem Arbeitsgegenstand der Stadt- und Regional-
planung. Vom Inhalt seiner Arbeit her ergibt sich noch
einmal über die Gewerkschaft, sofern sie die Gesamtheit
der materiellen Reproduktionsbedingungen im Blick hat,
ein Ansatz zum Kampf für bessere Lebensbedingungen der
Bevölkerung. Am Arbeitsplatz geht es schwerpunktmäßig
darum, am Bewußtwerdungsprozeß der Kollegen über den
Charakter dieser Gesellschaft, des Staates und insbesondere
ihrer Funktion als Planer anzusetzen und mitzuwirken, sie
für politische und gewerkschaftliche Betätigung zu gewin-
nen.
Einerseits bilden die aktuellen institutionellen Anlässe,
wie : Tarifrunde, Reform des öffentlichen Dienstes etc.
Ansätze dazu, aufzuzeigen, wie die wachsende Ausbeutung
im Betrieb in der kapitalistischen Wirtschaft durch ver-
schärfte Rationalisierung und Arbeitshetze auch vor dem
öffentlichen Dienst nicht haltmacht, und wie die erkämpfte
Verbesserung des Reallohns durch das System gestaffelter
Steuergruppen und die hohen Inflationsraten aufgefressen
wird. Ebenso können am Beispiel des Beamtenrechts, der
Januarbeschlüsse und Berufsverbote die politische Knebe-
lung und die Angriffe auf die Koalitions- und Organisations-
freiheit im öffentlichen Dienst deutlich gemacht und in
den Gesamtzusammenhang des allgemeinen Abbaus der
demokratischen Rechte des Volkes gestellt werden. Ande-
rerseits bietet das jeweilige Arbeitsprojekt die Möglichkeit
bis zu einem gewissen Grade den Entscheidungsfluß und
die Entscheidungsdeterminanten mit den Kollegen zu ver-
folgen und darüber zu diskutieren, welche Auswirkungen
das Projekt auf die Bevölkerung hat, und welche Schritte
man als fortschrittlicher Planer unternehmen kann, und
was damit nicht erreicht werden soll bzw. was warum
nicht erreicht werden kann.
Auch die praktische gewerkschaftliche Betätigung selbst
kann den Bewußtwerdungs- und Politisierung-Prozeß noch
einmal vorantreiben. So ist für die Durchführung von Ver-
sammlungen auf Abteilungs- und Betriebsebene, für or-
dentliche Sitzungen der Vertrauensleute und Berichter-
stattung sowie für Rechenschaftslegung der Vertreter und
für Wahlen aller Vertreter einzutreten. Vor allem an dem
zum 1.4.74 in Kraft getretenen neuen Personalvertretungs-
gesetz können die Arbeitsmöglichkeiten für eine wirksame
Interessenvertretung der Kollegen verdeutlicht werden. 140
3.24 Abschlußbemerkung
Der vorliegende Aufsatz hat versucht, eine Einschätzung
der Funktion, Stellung und der sich bietenden Perspektiven
für Stadt- und Regionalplaner in der bürgerlichen Gesell-
schaft heute zu geben. So wurden die inhaltlichen Bindun-
gen des Planerberufs — einerseits sein spezifischer Ge-
brauchswert für das Kapital, andererseits die Planung der
latenten Unterversorgung der Bevölkerung — beschrieben
und die institutionellen, vor allem die arbeitsrechtlichen
52
Restriktionen im Rahmen des allgemeinen Abbaus der
demokratischen Rechte analysiert, um dann aus dieser Ein-
schätzung Perspektiven für die politische Arbeit des fort-
schrittlichen Planers aufzuzeigen. Die allgemeine Bestim-
mung des politischen Kampfes als Kampf für den Sozialis-
mus führte zu zwei Schwerpunkten der Arbeit: Im Repro-
duktionsbereich nimmt der Planer, orientiert an den kon-
kreten Problemen im Stadtteil, insbesondere aufklärerische,
politisierende und mobilisierende Funktionen wahr, während
an seinem Arbeitsplatz noch gewerkschaftliche Tätigkeit
hinzukommt. Die Organisierung des politischen Kampfes,
einerseits in Gewerkschaften und andererseits in Stadtteil-
Initiativen, scheint unter Berücksichtigung der aktuellen
Bewußtseinslage des Volkes, gegenwärtig noch die geeigne
teste Form der Zusammenfassung breiter Teile des Volkes
im Kampf für ihre Rechte zu sein. Die Geschichte lehrt
aber, daß die organisatorische Voraussetzung des Kampfes
für den Sozialismus die proletarische Partei ist. Eine solche
Partei existiert in der Bundesrepublik noch nicht. An ihrem
Aufbau mitzuwirken ist nicht mehr Aufgabe des Planers
als Planer, sondern eines jeden fortschrittlichen Menschen,
dessen Ziel die Abschaffung der Ausbeutung des Menschen
durch den Menschen und die Errichtung des Sozialismus
ist.
Wollen die Planer in der Bestimmung des Staates nicht in
bornierten ständischen Selbstzweck verfallen, indem sie nur
noch den Staat als Arbeitgeber und Vermittler des Arbeits-
gegenstandes behandeln, müssen sie sich dem Ziel der Staats-
diskussion der Linken anschließen, nämlich Folgerungen für
die politische Praxis auch an Hand der theoretischen Ein-
schätzung des Staates zu gewinnen.
Vgl. hierzu: E. Altvater: Zu einigen Problemen des Staatsinter-
ventionismus, in: Probleme des Klassenkampfs (PROKLA)
Westberlin 1972, Heft 3, S. 1 ff. / D. Läpple, Staat und allge-
meine Produktionsbedingungen, Westberlin 1973 / Projekt
Klassenanalyse, Zur Taktik der proletarischen Partei, West-
berlin 1972 / Projekt Klassenanalyse, Oberfläche und Staat,
Westberlin 1974 / S. von Flatow/F. Huisken, Zum Problem
der Ableitung des bürgerlichen Staates, in: PROKLA, H. 7,
Westberlin 1973.
G.W.F. Hegel, Grundlinien der Philosophie des Rechts, in:
Werke Band 7, Werksausgabe Frankfurt 1970, 88 257/258
S. 398.
a.a.0., 8261.
F. Engels; Der Ursprung der Familie, des Privateigentums und
des Staates, in: Marx-Engels-Werke (MEW) Band 21, S. 165.
Ebenda.
F. Engels, a.a.O0., S. 167.
F. Engels: „Hier werden Kapitalisten und Arbeiter gegenein-
ander balanciert und gleichmäßig geprellt zum Besten der
verkommenen preußischen Krautjunker.” a.a.0., S. 167.
F. Engels, Die Berliner Debatte über die Revolution, in:
Neue Rheinische Zeitung, Köln, Juni 1848, aus: Marx, Engels,
die Revolution von 1848, Berlin 2971, 5. 81.
J. Kuczynsky, Die Bewegung der deutschen Wirtschaft von
1800 - 1946, Berlin/Leipzig, S. 59.
Nach der Stein’schen Städteordnung setzte sich die Stadtver-
ordnetenversammlung aus 2/3 Grund- und Hausbesitzern und
1/3 Bürgertum zusammen, womit das feudale Grundeigentum
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12) Hierfür steht das um 1890 eingeführte deutsche Sozial-
versicherungssystem.
13) Das deutlichste Beispiel aus dieser Zeit ist die Sozialisten-
verfolgung, die im Sozialistengesetz von 1878 gipfelte.
Siehe: R.R. Grauhan: Zur Struktur der planenden Verwaltung,
in: L. Lauritzen, Mehr Demokratie im Städtebau, Hannover
1972,5S. 37.
Vgl. hierzu: J. Hirsch, Wissenschaftlich-technischer Fort-
schritt und politisches System, Frankfurt 1972.
R.R. Grauhan, a.a.O., S. 41.
So heißt es etwa in einem Bericht, der auf ein vom Personal-
rat der Stadtverwaltung Frankfurt vom 26.2. - 3.3.73 ver-
anstaltetes Seminar zurückgeht: „Das hierarchische Arbeits:
prinzip ist die Aufrechterhaltung von Repression und ver-
hindert die Persönlichkeitsentfaltung. Ersatzweise wird Gel-
tungsbedürfnis gefördert durch Titel und Rang, durch mani-
pulierte Dosierung von Lob und Tadel. .... Als bedeutender
Alternativansatz . . . ergibt sich unter anderem die Forderung
nach einer demokratisch organisierten Gruppenarbeit.”
Bericht S. 3/4.
Ein Anzeichen hierfür sind die Bestrebungen, in der Gewerk-
schaft ÖTV eine Arbeitsgruppe „Stadt- und Regionalpla-
nung” einzurichten,
Beispielsweise sprach sich der Deutsche Beamtenbund gegen
ein Streikrecht für Beamte aus. Vgl. Frankfurter Rundschau
(FR) vom 16.1:74
G. Albers, Vortrag auf der Jahrestagung der Deutschen Akade-
mie für Städtebau und Landesplanung, zitiert in: Entwurf ei-
nes Leitfadens zum Vorbereitungsdienst für die Referendare
des Fachgebietes Städtebau, nur Amtsintern im Bereich des
Oberprüfungsamtes Frankfurt veröffentlichtes Manuskript,
8.3.
J. Vogel: Städte im Wandel, Stuttgart, Berlin/Köln/Mainz 1971.
S.58
G. Albers, a.a.O., S. 3.
Ebenda.
Memorandum der Vereinigung deutscher Planer (VDP) in:
ARCH+9, Stuttgart 1970, S. 5.
P.W. Tügel: Portrait 3, Quickborner Team, in: ARCH+2, Stutt-
gart 1968, S. 11.
bis 35): entfällt
36) Ebenda.
37) Die besonderen materiellen Produktionsvoraussetzungen wer-
den privat verwaltet (vom Kapitalisten), hergestellt (im Auf-
trag des Kapitalisten), betrieben (vom Kapitalisten oder in
seinem Auftrag) und konsumiert (im Zuge des Produktions-
prozeß), z.B. Werkstraßen. Die besonderen materiellen Repro:
duktionsvoraussetzungen werden ebenfalls privat verwaltet,
hergestellt und betrieben. Sie sind die materiellen Voraus-
setzungen zur Realisierung von Mehrwert, d.h. die vertriebe-
nen Waren werden individuell von den Gesellschaftsmitglie-
dern konsumiert (z.B. Kleidung) Innerhalb der allgemeinen
Reproduktionsvoraussetzungen existieren solche, die privat
verwaltet, hergestellt und betrieben werden, ihre Konsum-
tion aber gesellschaftlich geschieht (z.B. Kino). Füralle die-
se Voraussetzung gilt, daß sie nur indirekt, durch Steuern
und Subventionen, vom Staat als Steuerungsinstrumente der
Konjunktur- und Strukturpolitik beeinflußbar sind.
Vgl. zu diesem Abschnitt die in der Einleitung angegebenen
Literatur zur Staatsdiskussion sowie Karl Marx, Grundrisse
der politischen Ökonomie, S. 425—432.
Die Straßenbauämter sind ein Beispiel für den Betrieb allge-
meiner Voraussetzungen durch den Staat.
Die Unmöglichkeit der Substitutionen eines volkswirtschaft-




ARCH+ 7. Jg. (1975) H. 25
nahmen des Staates besonders geschützt werden muß, da
der Mißbrauch des Gutes durch ein Einzelkapital eine Gefahr
für die gesamte Volkswirtschaft wäre.
entfällt
Unter dem Reproduktionsprozeß des Kapitals ist die ständige
Wiederholung und Erweiterung des Prozeß der Produktion,
Zirkulation, Distribution und Konsumtion von Waren und
Geld zum Zwecke der ständigen Mehrwerterhöhung zu ver-
stehen.
Dies hat natürlich auch ökonomische Gründe, denn würde
z.B. die Gesundheitsversorgung des Arbeiters durch Privat-
kliniken mit hohen Pflegesätzen geschehen, dann bedeutete
dies.eine Erhöhung der Reproduktionskosten der Arbeits-
kraft, mithin ein höheres Lohnniveau. So übernimmt der
Staat die Gesundheitsversorgung, bezahlt den Betrieb aus
Steuern und sichert mit niedrigen Pflegesätzen, bei entspre-
chend schlechter Versorgung dafür, daß kein Druck zur Er-
höhung des Lohnniveaus entsteht.
Indem diese Einrichtungen vom Staat sowohl betrieben als
auch verwaltet werden, können sie sich als Steuerungsele-
mente staatlicher Wirtschaftspolitik eignen.
Nicht berücksichtigt sind hier die Reproduktionsvoraus-
setzungen der Arbeitskraft die zugleich allgemeine Produk-
tionsvoraussetzungen sind, wie z.B. die Straße, die vom
Kapitalisten zum Warentransport ebenso benutzt wird wie
vom Arbeiter, der in Urlaub fährt.
A. Evers, M. Lehmann: Politischökonomische Determinan-
ten für Planung und Politik in den Kommunen der Bundes-
republik, Offenbach 1972, S. 257.
Da Bund und Land nicht das Berufsfeld für die Masse der
Planer sind, soll auf eine detailierte Darstellung verzichtet
werden.
Vgl. Hessische Landesregierung: Hessen 80, Landesent-
wicklungsplan, Wiesbaden 1971.
Hier wird von dem Beispiel der Regionalplanung in Hessen
ausgegangen, zur weiteren Vertiefung vgl. R. Waterkamp:
Interventionsstaat und Planung, Köln 1973, 5. 35 ff.
Vgl. dazu: Regionale Planungsgemeinschaft Untermain: Regio
nale Planungsgemeinschaft Untermain 1965-1970, Frankfurt
1971, S. 14. Demnach sitzen u.a. in diesem Beirat zwei Ge-
werkschaftsvertreter (DGB und DAG) und sechs Unterneh-
mervertreter, die der einzelnen Kapitalvertreter (IHK, Hand-
werkskammer, etc.)
Regionale Planungsgemeinschaft Untermain (RPU), a.a.O.,
Ss. 32.
Wie weit diese Kontrolle geht,ist nachzulesen in FR v. 9.2.74
(„Projekt ‘Mainhattan’ — RPU bringt Bedenken vor”)
Vgl. auch A. Evers, M.F. Fester, T. Harlander, F. Hiss: Ver-
waltungsreform als Bestandteil von Landespolitik — Das Bei-
spiel des Ruhrgebiets, in: Stadtbauwelt 39 1973, S. 209 ff.
Die Stadt Frankfurt gab dazu ein Beispiel: Der am 26. Mai
1974 in Kraft getretene Tarifverbund zwischen Stadtwerken
und Bundesbahn (Frankfurter Verkehrsverbund (FVV)) führ-
te zu einer 150prozentigen Preiserhöhung der Wochenkarten
im Stadtbereich Frankfurt. Vgl. FR v. 12.3.74.
SS) Vgl. FR. v.4.1.74,12.1., 22.1: 28.1. 8:2. 11.2: 15.2.74.
56) U.K. Preuß: Kommunale Selbstverwaltung im Strukturwandel
der politischen Verfassung, Stadtbauwelt 39 1973, S. 202.
Dieser Umstand, daß die Planung dieser Aufgabenstellung so
hilflos gegenüber steht, wird in Kommunalpolitischen Kreisen
der SPD oft als das Fehlen einer Theorie der Kommunalpoli-
tik bezeichnet, Frankfurts OB Arndt drückte dies verkürzt so
aus: „Niemand hat ein kommunalpolitisches Gesamtprogramm

































einen Sozialplan. Was fehlt, ist die Feststellung, wie diese
Dinge aufeinander wirken.” (Spiegel 4/74, S. 30).
K. Neubeck, Stadtforschung und Stadtentwicklung: Politische
Perspektiven in: Stadtbauwelt 29 1971, 5. 17.
Ebenda,
Dieser Einsicht stehen trotz der objektiven Widersprüche sub-
jektiv wirkende Abwehrmechanismen der bürgerlichen Gesell-
schaft entgegen. Vgl. P. Brückner: Zur Sozialpsychologie des
Kapitalismus Frankfurt 1972.
Die Planung ist das Mittel‚um das Ziel des Sozialismus zu errei-
chen, nämlich ein Höchstmaß an individueller Bedürfnisbefrie-
digung und Selbstbestimmung des Menschen.
T. Maunz, G. Dürig, R. Herzog: Grundgesetz, Kommentar Mün-
chen 1973, Abschnitt II, S. 14.
Das BVerfG konkretisiert in seinem Entscheid vom 23.10.52
die fdGO wie folgt: „So läßt sich die freiheitlich demokrati-
sche Grundordnung mit einer Ordnung bestimmen, die unter
Ausschluß jeglicher Gewalt- und Willkürherrschaft eine rechts-
staatliche Herrschaftsordnung auf der Grundlage der Selbstbe-
stimmung des Volkes nach dem Willen der jeweiligen Mehrheit
und der Freiheit und Gleichheit darstellt. Zu den grundlegen-
den Prinzipien dieser Ordnung sind mindestens zu rechnen:
die Achtung vor den im Grundgesetz konkretisierten Menschen-
rechten, vor allem vor dem Recht der Persönlichkeit auf Leben
und freie Entfaltung, die Volkssouverenität, die Gewaltentei-
lung, die Verantwortlichkeit der Regierung, die Gesetzmäßig-
keit der Verwaltung, die Unabhängigkeit der Gerichte, das
Mehrparteienprinzip, die Chancengleichheit für alle politischen
Parteien mit dem Recht auf verfassungsmäßige Bildung und
Ausübung einer Opposition.” zitiert in: Maunz-Dürig-Herzog,
a.a.O0., S. 14.
Maunz-Dürig-Herzog, a.a.O., S. 16.
D.D. Hartmann Beitrag in: Pahl Rugenstein (Hrsg.): Wortlaut
und Kritik der verfassungswidrigen Januarbeschlüsse, Köln
1972,5S. 34 ff.
K. Marx: MEW Bd. 17, S. 336.
Der Planer nimmt hoheitliche Aufgaben wahr und ist deshalb
in der Regel Beamter. Der Unterschied zum Angestellten und
Arbeiter besteht darin, daß die Angestellten und Arbeiter pri-
vate Dienstverträge haben,mit denen das Streikrecht und be-
stimmte Personalvertretungsrechte gesichert sind, während be-
stimmte Sonderleistungen der Beamten ihnen vorenthalten
sind. (Vgl. I. von Münch, Öffentlicher Dienst in derselbe
(Hrgs.) Besonderes Verwaltungsrecht, Frankfurt 1972, 5. 26
ff. und 72 ff: Das privatrechtliche Rechtsverhältnis ist jedoch
inhaltlich dem Beamtenrecht stark angenähert, mit sämtlichen
Rechtsverpflichtungen außer der Remonstrationspflicht und
statt Diensteid nur Gelöbnis. Deshalb ist hier mit der Darstel-
lung des Beamtenrechts die arbeitsrechtlichen Aspekte des
Planers ausreichend vertreten.
8 18 IL und 8 26 IV Landesbeamtengesetz Westberlin (LBG -
WB)
8 18 LBG — WB
Rote Robe Verlag (Hrsg.): Beamtenstatus und Disziplinar-
recht, in Rote Robe, Organ des Südwestdeutschen Referen-
darverbandes, Heft 6 1972, Heidelberg, S. 264.
E. Lindgen: Handbuch des Disziplinarrechts für Beamte und
Richter in: Bund und Ländern, Berlin 1966 —69, 5. 412.
Bericht des Bundestagsausschußes für Beamtenrecht, zitiert
nach Lindgen, a.a.O., S. 412.
&amp; 79 Bundesbeamtengesetz (BBG) ebenso im Beamtenrechts-
rahmengesetz und in allen Landesbeamtengesetzen.
E. Lindgen, a.a.O., 5. 1.
Ebenda.
54
76) Für Referendare hat dieses Recht die Aufgabe, die Aufrecht-
erhaltung eines geordneten Dienstbetriebes zu garantieren.
Trotzdem werden seine Grundsätze auch allgemein auf Re-
ferendare angewandt, die nur Beamte auf Widerruf sind.
Siehe dazu: R . Wassermann: Das Disziplinarrecht der Re-
ferendare, JuS 1964, zitiert nach Rote Robe a.a.O., S. 266
8 4 LBG — WB
E. Lindgen, a.a.O., S. 3.
Art. 103 III GG.
Rote Robe, a.a.O., S. 267.
8 41 LBG — WB
Lindgen, a.a.O., S. 343 8 33.
Vgl. Ule, Thiele u.a. zitiert in Lindgen a.a.O., S. 419.
Lindgen a.a.O., S. 420.
Lindgen a.a.O., S. 420.
Der ehemalige Innensenator Ruhnau ist zugleich Beiratsmit-
glied der NH NordsNH-Nord-Geschäftsführer Höhe im SPD
Fraktionsvorstand,SPD Landesvorsitzender Paulig Beirats-
mitglied der NH, Vgl. Spiegel 9/74)
Lindgen a.a.O., S. 726 8 56.
a.a.O0., S. 421 8 48.




Vgl. FR v. 8.1.74, Berliner Morgenpost v. 16.1.74 und FR
V. 18.2.74.
94) Lindgen, a.a.O., S. 719.
95) 3.a.0., 53. 670.
96) a.a0., 5. 670.
97) 2.a.0.,5.672.
98) 3a;2.0.,5.672.
99) BDH-Entscheid v. 1.10.53 zitiert nach Lindgen, a.a.O., S. 422.
100) a.a.O., S. 423.
101) Cornelius/Gester/Woschek: Die Meinungsfreiheit des Beamten,
1964, S. 23, zitiert in Rote Robe a.a.O., S. 269.
102) Vgl. den Wortlaut des Fernschreibens, in KVZ Nr. 3/6.2.74.
103) Rote Robe, a.a.O., S. 270.
104) Daran ändert nichts, daß das BVerfG die Volksbefragung für
verfassuhgswidrig erklärte und das Ministerium den Beschluß
abänderte.
105) Vgl. KVZ Nr. 6/73 u. Nr. 5/74.
106) Vgl. KVZ Nr. 4/73 u. Nr. 4/74.
107) Vgl. FR v. 28.2.74 („Geld für BGS”’) u. FR v. 7.3.74.
108) Abendroth, in Wortlaut u. Kritik der verfassungswidrigen
Januarbeschlüsse, S. 8.
109) zitiert in Wortlaut . . .a.2.0., S.6.
110) Art. 1001 LBG, Berlin West.
111) Wie diese Überprüfung stattfindet,hat der Berliner Senat, bzw.
die Behörde von Schulsenator Löffler am Beispiel der Verhöre
von Lehramtskandidaten dokumentiert. Vgl. päd extra, Maga-
zin für Erziehung, Wissenschaft und Politik, 1/74, S. 25 ff£., so-
wie FR. v. 16.1.74.
77)
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112) E. Denninger, in Wortlaut . . .a.a.O., S. 23.
113) Vgl. Rote Robe 5/72.
114) E. Eisner, in Wortlaut . . . a.a.0., S. 27.
115). Vgl. FR v. 7.3.74.
116)‘ Vgl. FR v. 6.3.74.
117) bis 119): entfällt.
120) Vgl. hierzu, Rote Robe 3/73 sowie Spiegel 4/74.
121) Die unproduktiven Lohnabhängigen,zu denen auch die
Staatsbediensteten zählen, verrichten Funktionen zur
Aufrechterhaltung des Systems, d.h. sie stehen im Gegen-
satz zur Arbeiterklasse dem Kapital objektiv nicht feind-
lich gegenüber, ihr Kampf richtet sich also zunächst immer
gegen die Auswirkungen, nicht gegen die Grundlagen des
kapitalistischen Systems.




129) Es würde zu weit führen diese Theorien hier zu erläutern, vgl.
deshalb: C. Marzahn: Zur Diskussion einer sozialistischen
Randgruppenstrategie, in Sozialistische Correspondenz Info
36, 1969. C. Offe: Politische Herrschaft und Klassenstruktu-
ren, in: G. Kress/D. Senghaas (Hrsg.) Politikwissenschaft,
Frankfurt 1969, S. 155 ff./C. Offe: Sachzwang und Ent-
scheidungsspielraum, in: Stadtbauwelt 23, 1969/H. Faßbin-
der: Kapitalistische Stadtplanung und die Illusion demokra-
tischer Bürgerinitiativen, in: Büro für Stadtsanierung und so-
ziale Arbeit Berlin-Kreuzberg (Hrsg.) Sanierung für wen?
Berlin 1971, S. 318 ff.
Unter „politischer Arbeit” ist das Studium des Wissenschaft-
lichen Sozialismus und seine Anwendung in der Praxis zu ver-
stehen.
131) C. Offe: Bürgerinitiativen und Reproduktion der Arbeitskraft
im Spätkapitalismus, in H. Grossmann (Hrsg.): Bürgerinitiati-
ven — Schritte zur Veränderung ? , Frankfurt 1971, S. 160.
132) F. Engels: Zur Wohnungsfrage, MEW Bd. 18, S. 575.
133) Dies ist historisch begründet. Im Kampf um die Legalität und
die Durchsetzung des Koalitionsrechts mußten die zunächst
schwachen Arbeiterassoziationen unter dem Bismarckregime
eine Rechtsform wählen, die ein starkes und geschlossenes
Auftreten gegenüber den Kapitalisten ermöglichte, zum ande-
ren aber ausreichend Schutz gegen polizeiliche Verfolgung
bot. Vgl. Rote Robe 4/73 „Gewerkschaftsausschlüsse”” S.
139 ff.
a.a.0., S. 144.
Hauptvorstand der Gewerkschaft Öffentliche Dienste, Trans-
port und Verkehr: Informationen über die Gewerkschaft
Öffentliche Dienste Transport und Verkehr, Ausgabe 72/73,
Stuttgart 1973, S. 6.
136) Näheres siehe Informationen, a.a.O.
137) In der IG Bau-Steine-Erden wurde eine selbständige Fachgruppe
Architekten aufgebaut, Vgl. Arch+18 Westberlin 1973.
138) a.a.0.,5.7.
139) Vgl. Rote Robe 4/73 Ausschlußwelle in den Gewerkschaften
— Dokumentation und juristische Beurteilung.
140) Vgl. hierzu ÖTV Magazin 2 1974, S. 10 ff. und dem gegen-
überstehend KVZ Nr. 5/74 v. 6.3.74,5.2.
130)
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Sigrid Fuhrmann, Irmgard Mailandt,
Stephan Reiss-Schmidt
“MILIEU” UND WAS DAHINTER STECKT
Zur Kritik der ökonomistischen Abstraktion vom
Gebrauchswert in der urbanistischen Diskussion *)
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zu sein, weil er einen Schnittpunkt von Berufspraxisdiskus-
sion, Sanierungsdiskussion — die im Moment primär eine
Diskussion über das Konzept der „erhaltenden Erneuerung”
und ihre staatliche Förderung (Modernisierung als „drittes
Bein der staatlichen Wohnungsbaupolitik, Modernisierungs-
gesetz) ist — und der Diskussion um die Strategie und den
Stellenwert urbanistischer Politik (Bürgerinitiativen, ge-
werkschaftliche Strategie im Reproduktionsbereich) darstellt.
Wir werden zunächst (Teil A) Methodik und Argumentations-
führung von CTR kurz rekapitulieren und dabei versuchen,
ihre Definition des Milieubegriffs und die darin enthaltenen
Widersprüche aufzuzeigen. Dann (Teil B) sollen die Folgen
ihrer Argumentation und Definition sowohl in Bezug auf
das Ausblenden bestimmter Diskussionsebenen als auch in
Bezug auf die Bestimmung der Berufspraxis des Architekten
und die Strategie einer urbanistischen Politik dargestellt
werden.
Im dritten Teil (Teil C) soll unsere Kritik des verkürzten
Milieubegriffs durch den Versuch einer erweiterten inhalt-
lichen Bestimmung von „Milieu’”” begründet und weiterge-
führt werden. Dabei wird auch die Frage der Erhaltung von
„Milieu”, die in der praktischen Planerdiskussion vom BDA
bis zum Werkbund eine zentrale Rolle spielt, wieder aufge-
griffen.
Teil A
Zur Definition des Milieubegriffs bei
Christina Thürmer-Rohr
* ) Dieser Text entstand als Diskussionsbeitrag
des Seminars: „Funktionalistische Architektur-
theorien und ästhetische Oppositionsbewegungen”
an der Abteilung für Architektur der RWTH
Aachen. Die Betreuung erfolgte durch Nikolaus
Kuhnert, Arbeitsgruppe für Planungsgrundlagen.
Anlaß für unsere Kritik war der in Arch+ 23 abgedruckte Vor-
trag „Zur vermeintlichen und tatsächlichen Bedeutung von
Milieu” von Christina Thürmer-Rohr. 1! In ihm wird das Pro-
blem der inhaltlichen Bestimmung der Gebrauchswerte im
Wohn- und Stadtteilbereich unserer Meinung nach verkürzt
behandelt. Diese Verkürzung hat nicht nur Diskussionsdefizite
zur Folge, indem die Frage des Gebrauchswerts nicht mehr
diskutierenswert erscheint, sondern sie hat auch sehr reale
Folgen für die politische Praxis im Stadtteil.
Wir wollen versuchen, aus der Kritik an der Argumentation
von CTR einige Ansatzpunkte für eine weiterführende Diskus-
sion zu entwickeln. Der Milieubegriff und die Frage nach sei-
nen Inhalten erscheint uns dafür ein geeigneter Ausgangspunkt
Im ersten Teil des Vortrags von CTR geht es um die „ver-
meintliche Bedeutung von Milieu”, um die Kritik an der
ideologischen Verwendung des Milieubegriffs vor dem Hin-
tergrund der politisch-ökonomischen Analyse der Sanierungs-
problematik. Wenn auch gegen die Stoßrichtung und die
Funktion dieser Ideologiekritik nichts einzuwenden ist, so
sind doch in dieser Kritik schon zwei Voraussetzungen ent-
halten, die die Beschäftigung mit der „tatsächlichen Bedeu-
tung” von Milieu im zweiten Teil erheblich beeinflussen:
1. CTR kritisiert die Immaterialisierung von Milieu in den
sozialen Verkehrsformen und seine Materialisierung in der
Bausubstanz gleichermaßen als interessengebundene ideolo-
gische Verwendung des Milieubegriffs (was zweifellos rich-
tig ist) ohne jedoch die tatsächliche Bedeutung materieller
und immaterieller Bedingungen für Milieu und ihr Verhält-
nis zueinander auch nur zu erwähnen. Damit wird die
Grundlage für den unhistorischen und undialektischen
Milieubegriff gelegt, auf dem CTR’s gesamte Einschätzung
der tatsächlichen Bedeutung von Milieu basiert.
Uns scheint der Milieubegriff dagegen nur als dialektisches
Verhältnis von materiellen und immateriellen Bedingungen,
von baulich-räumlicher Form, ökonomischen Verhältnissen
und sozialen Verkehrsformen — vor dem Hintergrund Kol-
lektiver historischer Erfahrung — interpretierbar zu
sein.
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2. Mit dem Blick auf eine ganz bestimmte Argumentation 2
wird die Verknüpfung von Berufsinhalten des Architekten
mit sozialem und politischem Anspruch pauschal diffamiert
als „soziale Stützargumente” für ökonomische und berufs-
ständische Interessen. Damit wird die politische Strategie-
diskussion von vornherein aus der Berufspraxisdiskussion
herausgenommen und auf die gewerkschaftliche Organisation
des lohnabhängigen Architekten verwiesen. Bei der Frage
nach der inhaltlichen Qualifikation des Architekten (die nie
losgelöst von der Frage nach seiner politischen Position zu
behandeln ist) geht es nicht um das „ästhetisch qualitätvolle-
re Antlitz” im Sinne des Warenschönen, sondern um die ge-
nauere Bestimmung des Verhältnisses von materiellen und
immateriellen Bedingungen des Lebens im Stadtteil, um die
Bestimmung der Dialektik zwischen den sinnlichen Formen
und den sozialen Verkehrsformen und ihrer Beziehung zum
gemeinsamen „tertium comparationis””, den ökonomischen
Bedingungen.
Im zweiten Teil des Vortrags folgt die Definition der „tat-
sächlichen Bedeutung von Milieu”. Damit werden nach
der Kritik an der ideologischen Verwendung des Begriffs
(1) die zweite und dritte Ebene von „Milieu” eingeführt:
Milieu als Erscheinungsform konkreter Lebensbedingungen
(2) und das Wesen, die Substanz von „Milieu”, nämlich die
konkreten Lebensbedingungen selbst (3), die als „Milieu”
erscheinen. Diese drei Ebenen zunächst aufzuzeigen ist wich-
tig, da sie im Verlauf der weiteren Argumentation von CTR
immer wieder durcheinander und in Widerspruch zueinander
geraten, und damit einige Verkürzungen und Verwirrungen
produzieren.
So wird zunächst Milieu als „Erscheinungsform der tatsäch-
lichen und konkreten Lebensbedingungen” (S. 35) richtig
definiert, dann aber im nächsten Satz diese konkreten Le-
bensbedingungen auf „finanzielle Mittel” eingeschränkt.
So werden dann im folgenden Bausubstanz und historische
Momente als konstituierend für die Erscheinungsform Milieu
eingeführt; im Widerspruch dazu aber unter der Frage, „was
die Bewohner im Gebiet hält” die eindeutige und einseitige
Ökonomisierung des Wesens von Milieu vollzogen: „Das
Milieu . . . läßt sich auf die Folgen ökonomischer Beschrän-
kungen der Milieubewohner reduzieren”. (S. 35) Milieu re-
sultiert also nach dieser Definition aus niedrigen Mieten
und ökonomischen Beschränkungen der Bewohner. Damit
macht CTR genau das, was sie den Architekten als „Materia-
lisation des Milieubegriffs in der Bausubstanz” vorwirft, nur
sie materialisiert Milieu voll und ganz in der Miete, im Tausch-
wert der Wohnung.
Sie schafft damit hervorragende Ausgangspositionen für eine
variierte ideologische Benutzung des Milienbegriffs: wenn
positiv erlebte soziale Verkehrsformen allein dadurch zustan-
de kommen, daß viele Menschen mit geringem Einkommen
in einem Stadtviertel in billigen Wohnungen wohnen, kann
man ja die innerstädtischen Wohnviertel getrost und ohne
Schaden für die Bewohner der Spitzhacke zum Opfer fallen
lassen, ohne Skrupel und in der Gewissheit, daß Milieu im
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Handgepäck billiger Mieten überallhin mitreist.
Denn wenn auch der Hinweis auf die Bedeutung der Miet-
höhe für die Bewohner innerstädtischer Arbeiterviertel im
Rahmen der Kritik einer interessengebundenen ideologi-
schen Verwendung des Milieubegriffs durchaus richtig ist,
so ist er doch bestimmt nicht ausreichend, um das ganze
Wesen von „Milieu” zu begreifen. Konsequent versucht
CTR dann auch, die beobachteten sozialen Verkehrsformen.
die ja ihrerseits Erscheinungsformen bestimmter Lebensbe-
dingungen sind, auf das zurückzuführen, was sie hier als
entscheidende Lebensbedingungen allein gelten lassen will:
die ökonomischen Beschränkungen der Bewohner und
— mehr am Rande — die physische Obsolenz der Bausub-
stanz. (S. 35/36) Dabei fällt dann die Frage nach den ob-
jektiv vorhandenen und auch subjektiv erlebten Qualitäten
derjenigen Lebensbedingungen, die als Milieu erscheinen,
unter den Tisch. Doch darauf soll später noch genauer ein-
gegangen werden. Wenn CTR dann (S. 36) fragt, ob man
ein Quartier erhalten müsse, weil das Milieu so schön ist,
oder weil die Bewohner es brauchen, so ist das eine der
unsinnigen konstruierten Widersprüche, die aus der ständi-
gen Verwechslung der drei Ebenen des Milieubegriffs
(ideologischer Gebrauch des Begriffs, Erscheinungsform
und Wesen von „Milieu”’) resultieren, und aus denen sie
ihre Argumentation entwickelt. In der Tat brauchen die
Bewohner das Gebiet, aber nicht, weil die Mieten ihren
ökonomischen Beschränkungen entsprechen, sondern
weil sie eine bestimmte Wohnung in einer bestimmten
Umgebung mit bestimmten Gebrauchswertqualitäten, die
ganz bestimmte Lebens- und Verkehrsformen ermöglicht,
brauchen — die natürlich für sie auch bezahlbar sein muß.
Der von CTR konstruierte Widerspruch zwischen „schö-
nem Milieu” und „ein Gebiet brauchen” besteht also nur
dann, wenn hier Milieu als der ideologische Begriff ge-
meint ist; bezieht man sich dagegen auf die reale Sub-
stanz des Begriffs, so brauchen die Bewohner das Gebiet,
weil dort Milieu ist, weil dort bestimmte materielle und
immaterielle Lebensbedingungen, die als Milieu erscheinen,
noch vorhanden sind.
Die Forderung nach „Milieuerhaltung” wird als rein ideo-
logische dem einzig wirklichen Interesse nach billigen
Mieten gegenübergestellt. Der Verlust, den Sanierungs-
betroffene erleiden, und den es zu verhindern gilt, sieht
CTR einzig in den „günstigen billigen Wohnmöglichkeiten”
(S. 37). Aus diesen sollen sich dann alle von den Bewoh-
nern als positiv empfundenen Qualitäten eines Viertels
ergeben. „Milieu”, hier wiederum als der ideologische Be-
griff, wird der „Wirklichkeit””, die hier ökonomistisch ver-
kürzt als „billige Miete” beschrieben wird, gegenüberge-
stellt. Indem Ideologie und Wirklichkeit als einander aus-
schließende Momente gleichgesetzt werden mit „Milieu”
und billigen Mieten, wird zweierlei übersehen: erstens,
daß Ideologie und Wirklichkeit sich im Milieubegriff selbst
begegnen; das hier als Wirklichkeit ausgegebene materielle
Moment „billige Miete” ist nicht das Pendant zu Milieu,
sondern vielmehr eines der Elemente des Wesens von Milieu.
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Zweitens, daß zwischen ideologischer Verwendbarkeit des
Milieubegriffs und den Alltagserfahrungen der Bewohner
von Sanierungsgebieten ebenso wie zwischen Erscheinungs-
form und Substanz von Milieu kein ausschließendes, sondern
ein dialektisches Verhältnis besteht.
Wenn also von Bürgerinitiativen die Erhaltung bestimmter
Erscheinungsformen von Milieu wie: Stadtbild, Kommunika-
tion, usw. gefordert wird, so artikulieren sich darin Be-
dürfnisse nach bestimmten Lebensbedingungen und Ver-
kehrsformen, Bedürfnisse, die nicht als ideologisch und
interessengebunden in gleicher Weise unter den Tisch ge-
kehrt werden können, wie die Milieuforderungen von be-
stimmten Architekten und Verwaltungen. Für diese geht es
tatsächlich oft nur um die Erhaltung der sinnentleerten und
funktionsentleerten Erscheinungsform von Milieu aus öko-
nomischen Interessen.
Substrate von „Milieu”” werden als warenästhetisches Ge-
brauchswertversprechen benutzt durch Anwendung forma-
ler, rein auf die physisch-sinnliche Umwelt (Bausubstanz,
die eben in keinem Zusammenhang mehr zu den gesellschaft:
lichen Lebensformen steht, meist auch nur Fassaden und
Straßenraum) gerichteter Adaptionen, die dann zu bauli-
chen „Zirkulationsagenten” werden (Pöseldorf, Bremen-
Schnoor, Aachen Kockerellstr./Judengasse). Aber das
spricht nicht gegen, sondern eher für unsere These, daß
hinter dem ideologischen Begriff von Milieu und der ideo-
logischen Verwendung der Erscheinungsform Milieu reale
Qualitäten stecken, deren Definition und Erkenntnis für
eine urbanistische Politik wesentlich sind: wenn die „Milieu-
kosmetik” nicht Assoziationen an die verlorenen Inhalte
dieser Formen, an den kollektiv erfahrenen Gebrauchswert
alter Stadtviertel, an weniger entfremdete Lebensformen,
hervorrufen würde, könnte sie ihre Funktion als Moment
der Warenästhetik im Dienst der Warenzirkulation nicht
erfüllen. Die Ideologie ohne ihre materielle Basis in der
Wirklichkeit .‚.funktioniert” nicht.
Zweifellos kann der Milieubegriff ideologisch verwendet
werden; zweifellos wird Milieu als Erscheinungsform von
Lebensbedingungen von außenstehenden Milieutouristen
mit situations- und schichtspezifischen Erfahrungs- und
Wahrnehmungsrastern perzipiert. Das bedeutet jedoch kei-
neswegs, daß die konkreten materiellen und immateriellen
Lebensbedingungen im Stadtviertel, die als „Milieu” erschei-
nen, für die Bewohner nicht eine Qualität darstellen können.
Die Bewohner sind nur — wenn es um die Erhaltung dieser
Qualitäten geht — oft nicht in der Lage, sie als Forderungen
zu artikulieren, oder sie drücken ihre Bedürfnisse in verding-
lichter, tauschrationaler Form als Angst vor höheren Mieten
aus. Der Rekurs auf die Mietproblematik als Angelpunkt
urbanistischer Politik ist nichts als eine spezifische Form
der Rationalisierung nicht völlig bewußter oder nicht artiku-
lierbarer Bedürfnisse und Qualitätsmomente:
E”1}
krete Einschätzung der Gebrauchswerte innerstädtischer
Wohnquartiere zu geben und sich dabei mit hohlen Hilfsvo-
kabeln wie „Kommunikation” oder „Urbanität” behelfen
muß — es sei denn, er scheut diese ideologietriefenden Be-
griffe und landet eben bei.dem einzigen rational und mate-
riell dingfest zu machenden „Qualitätsmerkmal”’: der Miete.
— Für den Bewohner, weil er seinem eigenen Lebenszusammen-
hang nicht analytisch gegenübersteht. Er kann weder die Wir-
kung der sinnlichen Qualität seiner Umgebung noch der histo-
rischen Momente auf die sozialen Verkehrsformen im Vier-
tel und auf sein eigenes Verhalten analytisch definieren und
artikulieren.
Insofern sind „Milieu-Forderungen” der Betroffenen also
sehr wohl wichtige Forderungen, weil sich hinter ihnen
nicht die Forderung nach einer funktionsentleerten Erschei-
nung, sondern nach der Erhaltung und Verbesserung positi-
ver Lebensbedingungen verbirgt. Die Hilflosigkeit auch der
Planer und Sozialwissenschaftler bei der Bestimmung des
Wesens von Milieu wird bei CTR deutlich, wo sie die Verlu-
ste darstellen will, die Sanierungsverdrängte erleiden: be-
nannt wird einzig und allein die „günstige, billige Wohnmög-
lichkeit”; daß Verluste an materiellen und sozialen Gebrauchs
werten eintreten, wird nicht einmal in Erwägung gezogen.
Die „sozialen Kosten” und Verluste von Sanierung lassen
sich jedoch mit Sicherheit nicht in den höheren Mieten, den
weiteren Wegen zum Arbeitsplatz und den höheren Trans-
portkosten allein erfassen. Wenn dem so wäre, wäre es nur
eine Sache verstärkter „sozialstaatlicher Intervention”, die
Probleme zu lösen und die Sanierungsverluste für den Ein-
zelnen zu beseitigen.
Zusammenfassend lassen sich vier Momente als wesentlich
für CTR’s Milieubegriff nennen: 1. die verwirrende Vermi-
schung und nur partiell vorhandene Trennung zwischen
den drei Ebenen ideologischer Begriff, Erscheinungsform
Milieu und Wesen von Milieu; 2. die undialektische Bestim-
mung des Wesens von Milieu, die sich nur auf eines der
materiellen Momente, die Miete, bezieht und deshalb als
ökonomistische Verkürzung bezeichnet werden muß;
3. das Außerachtlassen der Beziehungen zwischen Ideolo-
gie und Wirklichkeit und zwischen Erscheinungsform und
Wirklichkeit, das in Verbindung mit der verkürzten Defini-
tion des Wesens von Milieu zu einer Fehleinschätzung der
tatsächlichen Bedeutung des Milieubegriffs sowohl für die
Betroffenen als auch für die Diskussion der Berufspraxis
von Planern und Architekten führt; 4. die Inkonsequenz
und Widersprüchlichkeit ihrer ökonomistischen Argumen-
tation, die in der Verwendung von Begriffen wie „nutzbare
Wohnung”, „Verbesserung der Lebensbedingungen” etc.
liegt, die die Frage nach der Qualität und inhaltlichen Be-
stimmung der Gebrauchswerte implizieren. Diskutiert
wird von ihr dann jedoch nur das Moment der ökonomi-
schen Beschränkung der Bewohner und die niedrige Miete
als einzige „Qualität”
— Für den Planer, weil er weitgehend unfähig ist, eine kon-
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Teil B
Zu einigen Konsequenzen des verkürzten
Milieubegriffs
Durch die Vermischung von ideologischem Gebrauch und
realem Inhalt des Begriffs „Milieu’””, und durch die Reduzie-
rung seines Wesens auf ökonomische Beschränkungen und
die niedrige Miete werden — bei aller Berechtigung der Ideo-
logiekritik — wesentliche Ebenen aus der Diskussion ausge-
blendet. Es geht nämlich tatsächlich nicht um die Verkom-
menheit eines Begriffs oder um die Funktionalisierbarkeit
einer Erscheinungsform, sondern um die Frage nach den
Auswirkungen der stattfindenden und zu beobachtenden
Stadtentwicklungsprozesse auf die Lebensbedingungen der
Stadtbewohner. Es geht weiterhin um die Frage nach den
Eingriffsmöglichkeiten des Planers in diesem Prozeß zugun-
sten einer Verbesserung der Lebensbedingungen der Masse
der Lohnabhängigen. Dazu gehört sicher auch die Diskussion
des Verhältnisses von Reproduktions- und Lebensinteresse,
das sich an der Mietenproblematik festmachen läßt. Es ge-
hört aber auch dazu die Frage nach dem Verhältnis von sinn-
lich erfahrener baulich-räumlicher Umwelt und sozialen Ver-
kehrsformen, es gehört auch dazu die Frage nach dem Ver-
hältnis von ökonomischen Bedingungen in Produktion und
Konsumtion und den sozialen Verkehrsformen. Wenn diese
Diskussion durch den verkürzten Milieubegriff ausgeschlos-
sen wird, bedeutet das für die Diskussion der Berufsinhalte
des Architekten ähnliches wie die spät-funktionalistische
Theorie: statt der offensichtlich katastrophalen Ungleichung
„form follows function” heißt es jetzt auf ökonomistisch
„Milieu follows Miete”. 3
Die Architektenprobleme wären gelöst, es wäre nur noch
eine Sache „sozialstaatlicher Intervention”, um durch Mietsub-
ventionen allüberall Milieu und damit positive Gebrauchs-
werte zu erzeugen.
Wenn in den funktionalistischen Architekturtheorien der
Nutzenbegriff auf die technische Rationalität reduziert wur-
de, und damit nur ein Teil der konkret nützlichen Gebrauchs
werteigenschaften in den Blick kam, so wird hier über den
Umweg „Gebrauchswert folgt aus Tauschwert” der Nutzen-
begriff auf die ökonomische Rationalität des Warentauschs
reduziert. Die billige Wohnung wird per se zur Qualität —
damit wird in idealtypischer Weise die „dem Tauschprin-
zip adäquate Zurichtung der Sinnlichkeit” 4 gefordert oder
als bereits vollzogen vorausgesetzt. Bauen wir die abstrakte
Wohnung für den abstrakten Menschen in der abstrakten
Stadt!
„Denn die Abstraktion von der Besonderheit, Nützlichkeit
und Sinnlichkeit des Gebrauchswerts und der ihm zugrun-
deliegenden besonderen, nützlichen und konkreten Arbeit
hat auch die Abstraktion bzw. tendenzielle Verdrängung
all der besonderen, nützlichen, sinnlichen Bedürfnisse und
Befriedigungen zur Folge, die an den Gebrauchswert als
Gebrauchswert gebunden sind .... ” 5
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Eine derartige Verkürzung des Gebrauchswert-Begriffs zu-
zulassen,bedeutet mehr als den Verlust von Diskussions-
ebenen, es bedeutet für den Architekten und Planer inner-
halb seiner konkret nützlichen Berufstätigkeit den Verlust
von Handlungsmöglichkeiten jenseits und gegen die Rationa-
lität des Warentauschs, bedeutet problemlose Anpassung
an jene Rationalität. „Eine billige Wohnung ist eine gute
Wohnung” bedeutet das Überflüssigwerden politischen En-
gagements für die Architektentätigkeit, da Qualität als
Reziprokwert der Miete leicht bestimmt werden kann.
A
Geradezu verhängnisvolle Folgen hat die ökonomistische
Abstraktion im Hinblick auf eine Strategie urbanistischer
Politik: die Forderung bloß nach einer unveränderten Erhal-
tung der Gebäude und Wohnungen der billigen Miete wegen
ist politisch die totale Anpassung an die Rationalität des
Tauschs, ist die Ausspielung des Lebensinteresses — das ge-
richtet ist auf eine erweiterte individuelle und kollektive
Bedürfnisbefriedigung — gegen das Reproduktionsinteresse,
das die Mietzahlungsfähigkeit konkret begrenzt. In der
Konsequenz würde eine solche Forderung nur zweierlei
bedeuten können:
1. Wenn kein Interesse an der Nutzungsänderung in einem
innerstädtischen Arbeiterwohnviertel existiert, wird die
Forderung nach Erhaltung billiger Wohnungen bruchlos zu
erfüllen sein, weil den betroffenen Hausbesitzern nichts
besseres passieren kann, als daß sie ihre verkommenen Woh-
nungen zu — gemessen an den Neubaumieten — billigen
Mieten möglichst lange vermieten können, denn die Miete
ist fast ganz Profit, das Haus von den Bewohnern mit
ihren „niedrigen’”” Mieten schon mehrfach bezahlt. Moder-
nisierung und Instandhaltung werden unterbleiben, der
Gebrauchswert von Wohnungen und kollektiven Einrich-
tungen weiter sich verringern. Die Forderung allein nach
unveränderter Erhaltung billiger Mieten verpufft da völlig
wirkungslos, wo das genau der Kapitalrationalität entspricht
wo keine Differenzen zwischen erzielbarer und erzielter
Grundrente bestehen.
2. Wenn ein starker Veränderungsdruck = große Differenz
zwischen erzielbarer und erzielter Grundrente besteht,
und die Bewohner tatsächlich von Vertreibung bedroht
sind, kann die Forderung nach billigen Mieten nur Teil der
Strates ie sein: vielmehr muß versucht werden klarzumachen.
daß es um bestimmte Wohnungen mit ganz bestimmten
Qualitäten geht, daß die niedrige Miete nicht das einzige
Qualitätsmoment des Viertels für die Bewohner darstellt,
daß es um die Erhaltung materieller und immaterieller Le-
bensbedingungen und positiv erfahrener Lebenszusammen-
hänge geht. Wird dies nicht klargemacht, läßt sich der
Konflikt ehe er voll aufgebrochen ist durch staatliche Miet-
subventionen für die Sanierungsverdrängten über das übliche
Maß hinaus schnell beseitigen.
Vielmehr kann eine politische Strategie nur in der Forde-
rung nach Erhaltung und Erweiterung der konkreten Quali-
täten des Viertels für die Bewohner bestehen. Es geht
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nicht darum, unbedingt realisierbare Forderungen (realisier-
bar im Hinblick auf ihre vollständige Anpassung an die Ratio-
nalität des Tauschs) zu stellen, was die Akzeptierung des auf-
gezwungenen „Bedürfnisses”” nach niedriger Miete, die Akzep-
tierung bestimmter Formen struktureller Ungleichheit und
die Akzeptierung bestimmter Lebens- und Verkehrsformen
bedeutet. Es müssen vielmehr realistische Forderungen nach
der Verbesserung der Gebrauchswerte (realistisch im Hinblick
auf den historisch-besonderen Stand der Entwicklung der
Produktivkräfte) gestellt werden. Die Rationalität des Tauschs
durch die Verfolgung realisierbarer Forderungen zu akzeptie-
ren heißt hier, die in der Klassenauseinandersetzung stattfin-
dende Bestimmung des Wertes der Arbeitskraft einseitig auf
die Relation zwischen Warenpreisen und Lohnhöhe zu redu-
zieren und dabei die konkreten Formen und Qualitäten der
kaufbaren Waren und die in ihnen angelegte Art ihrer Kon-
sumtion fraglos als richtig zu akzeptieren. Die Qualitäten der
Gebrauchswerte, also der Gebrauchswert dessen, was über-
haupt mit dem Lohn kaufbar ist, beziehen sich jedoch auf
ein systemfunktionales System von Bedürfnissen und erzwin-
gen bestimmte Konsumtionsweisen, Lebensweisen, gesell-
schaftliche Verkehrsformen. Diese zu akzeptieren, nur weil
ihre Preise in einer „tragbaren’”” Relation zur Lohnhöhe stehen.
heißt langfristig, auf die Artikulation und Durchsetzung eige-
ner Bedürfnisse der Lohnabhängigen zu verzichten, und das
kapitalistische Lebensmodell zu perpetuieren.
„Das Bedürfnissystem (der Lohnabhängigen) ist Teil eines
Systems von Forderungen, die auf Gebrauchswerte und Kon-
sumtionsmittel gerichtet sind. (Lohn- und Gehaltsforderungen
oder Forderungen hinsichtlich der Arbeitszeit richten sich
nicht auf Konsumtionsmittel) Dieses System von Bedürfnis-
sen zielt auf einen bestimmten sozialen Zusammenhang ab,
dieser Zusammenhang steht jedoch im Widerspruch zu dem,
der sich aus den Erfordernissen der kapitalistischen Produk-
tionsverhältnisse vor allem im ökonomischen, aber auch im
ideologischen Bereich ergibt.” ©
Teil der notwendigen Emanzipation von kapitalistischen Le-
bensmodellen ist die Selbstorganisation der Bewohner im
Stadtviertel, die die Veränderung der Gebrauchswerte nach
den von ihnen selbst formulierten Bedürfnissen fordern und
betreiben, um damit ein anderes Lebensmodell durchzuset-
zen oder zunächst wenigstens Reste davon zu erhalten. Nur
in diesem Sinne scheint uns auch die „Milieuforderung” von
Sanierungsbetroffenen einschätzbar zu sein: als zunächst noch
an Erscheinungsformen festgemachte Artikuatlion von Bedürf-
nissen nach der Erhaltung und Erweiterung positiver Lebens-
bedingungen, in der unausgesprochen wesentlich mehr steckt
als die Forderung nach der Erhaltung billiger Wohnungen,
auf die CTR diese Artikulationsversuche zurückstutzen
will.
Teil C
Zur erweiterten inhaltlichen Bestimmung
von Milieu
Wir hatten Milieu zu Beginn als dialektisches Verhältnis
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von materiellen und immateriellen Momenten bezeichnet.
Genauer: es ist Erscheinungsform der materiellen und
immateriellen Momente und ihres Verhätlnisses zueinan-
der. Die inhaltliche Bestimmung der Momente, die als
Milieu erscheinen, ist die Bestimmung des Wesens, der
Substanz von Milieu und damit der Ansatz zu einer Bestim-
mung der Gebrauchswerte des Stadtviertels und der Woh-
nung.
Es ist zu fragen,
— wie diese Gebrauchswertqualitäten oder Momente des
Wesens von Milieu inhaltlich bestimmt sind;
— wie sie historisch entstanden sind;
— wie und ob sie zu erhalten sind;
— wie und ob sie reproduzierbar sind.
Drei Momente lassen sich zunächst unterscheiden:
1. die ökonomischen Lebensbedingungen der Bewohner
und die aus ihnen resultierenden sozialen Verkehrsformen;
2. die Bau- und Nutzungsstruktur, und zwar in doppelter
Weise: einmal stofflich als Resultat einer frühkapitalisti-
schen Epoche, mit ganz bestimmten ästhetischen Merk-
malen und mit dem Bezug auf eine den damaligen Verhält-
nissen adäquate Lebens- und Produktionsweise — was sich
im bezug der Baustruktur auf ganz bestimmte, vielfältige
Nutzungen darstellt; zum zweiten von der Wertseite her,
als die Wohnungen und Werkstätten heute zu billigen Mie-
ten getauscht werden; 3. das lebensgeschichtlich-traditio-
nelle Moment, das sich in Verkehrsformen wie Nachbar-
schaftsbeziehungen, Personalisierung auch von Tauschbe-
ziehungen („Tante Emma-Laden”) etc. ausdrückt.
Der Zusammenhang zwischen dem ersten Moment von
Milieu, nämlich den konkreten Lebensbedingungen,
und dem zweiten Moment, also der Bau- und Nutzungs
struktur dieser Viertel, stellt sich folgendermaßen dar:
Die Bau- und teilweise auch die Nutzungsstruktur ist
manifester Ausdruck der Lebensbedingungen vergange-
ner Zeiten, sie prägt die Verkehrsformen der jetzigen
Bewohner, insofern als diese Baustruktur ein Teil ihrer
Lebensbedingungen ist. Die Wertseite der baulichen Be-
dingungen, die niedrige Miete, ist sowohl Folge der Ent-
stehungsbedingungen des Viertels und der aktuellen
(ökonomischen) Bedingungen seiner Nutzung und Funk-
tion in der heutigen Stadtstruktur, als auch konkret ak-
tuelle Lebensbedingung für die heutigen Bewohner.
Wie sind nun die Entstehungsbedingungen der Viertel, denen
man heute „Milieu’”” nachsagt, und die über die oben skizzier-
ten Vermittlungsschritte zu Lebensbedingungen für die heu-
tigen Bewohner werden, zu charakterisieren?
Diese Entstehungsbedingungen resultieren aus einer niedri-
geren Entwicklungsstufe der kapitalistischen Produktions-
verhältnisse, die im Produktionsbereich durch geringeren
Akkumulations- und Konzentrationsgrad des Kapitals, durch
geringere Arbeitsteilung und eine niedrigere organische Zu-
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sammensetzung des Kapitals gekennzeichnet war. In seinen
räumlichen Auswirkungen auf die Stadtentwicklung bedeu-
tet das: geringerer Umfang des Handels- und Dienstleistungs:
kapitals und damit geringerer Flächenbedarf dieser Kapitale
an den für sie günstigen zentralen Standorten; dadurch kön-
nen Wohnungen und Betriebsgebäude auch in zentralen La-
gen entstehen. Weiterhin: durch den geringeren Konzentra-
tionsgrad bzw. die geringere organische Zusammensetzung
gab es eine noch vorindustriell geprägte, kleinbetriebliche
Struktur sowohl im sekundären als auch im tertiären Sektor
mit dem entsprechenden Bedarf an Werkstätten, Ladenloka-
len usw. Die Produktions-,Zirkulations- und Reproduktions-
bereiche waren also räumlich vermischt, natürlich in weit ge-
ringerem Maße, als in der vorindustriellen Stadt.
Im Reproduktionsbereich sind die Entstehungsbedingungen
innerstädtischer Arbeiterviertel durch einen noch höheren
Anteil produktiver Funktionen in der Familie und durch
einen geringeren Grad der Vergesellschaftung der Reproduk-
tion der Arbeitskraft gekennzeichnet. Die Verkehrsformen
der Bewohner waren vielfach noch sehr stark von ihrer bäuer-
lichen Herkunft geprägt, teilweise bezogen sich — so in den
Zechen- und Hüttensiedlungen des Ruhrgebietes — die von
den Kapitalisten erstellten Wohnungs- und Siedlungsformen
auf diese agrarisch bestimmten Verkehrsformen. Die Ver-
kehrsformen der damaligen Bewohner waren außerdem be-
stimmt durch den historischen Stand der Klassenkämpfe, der
seinen Ausdruck in spezifischen Formen proletarischer Öffent:
lichkeit und Gegenkultur fand. Wenn es nun richtig ist, daß
sich diese Entstehungsbedingungen mit ihrem geringeren
Grad an Entfremdung und der nur formellen Subsumtion
aller Lebensbereiche unter die Rationalität des Kapitals —
vermittelt über die stoffliche Qualität der Bausubstanz und
das traditionelle Moment — bis heute als Teil der Lebensbe-
dingungen der jetzigen Bewohner des Viertels erhalten ha-
ben, dann läge darin der Ansatzpunkt für die Bestimmung
der Qualitäten, die das Viertel außer den billigen Mieten für
die Bewohner objektiv hat — auch wenn diese Qualitäten
subjektiv nur an ihrer Erscheinungsform Milieu festgemacht
werden.
Die Substanz von Milieu wären also Lebensbedingungen,
die Reste von politischer Öffentlichkeit, Kommunikations-
möglichkeiten und -fähigkeiten über die bloße Begegnung
abstrakter Menschen im Tausch hinaus enthalten, wären
klassenspezifische individuelle und kollektive Konsumtions-
weisen, die sich zumindest partiell der Subsumtion unter
die dem aktuellen Entwicklungsstand der kapitalistischen
Produktionsverhältnisse adäquaten Formen entzogen hat. 7
Wesen von Milieu und Qualität des Viertels für seine Bewohner
wären „Sediment sinnlich-triebhafter Gebrauchswerte, ein
Rest kollektiv erfahrener, partiell noch nicht unter die Ra-
tionalität des Tauschs gezwungener Bedürfnisbefriedigung”. 8
Milieu ist seinem Wesen nach objektiv ein Anachronismus,
und das in dreifacher Hinsicht:
1. Zwischen den innerstädtischen Arbeiterwohnvierteln,
die eigentlich immer Mischgebiete sind, und der sie um-
gebenden, bereits nach den aktuellen Erfordernissen der
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Produktions- und Zirkulationskapitale strukturierten
Stadt, besteht ein Gegensatz, der „der Gegensatz der
gleichzeitig existierenden verschiedenen Produktionswei-
sen” 9 oder zumindest der Gegensatz unterschiedlicher
Entwicklungsniveaus der kapitalistischen Produktionsver-
hältnisse ist. Handwerksbetriebe, kleine Fabriken, eher
noch Manufakturen, und kleine Einzelhandelsgeschäfte
können sich mit ihrer unterdurchschnittlichen Produktivi-
tät als Fossile eines vergangenen Entwicklungsniveaus nur
noch in diesen Vierteln mit ihren niedrigen Mieten halten.
Und diese Viertel existieren überhaupt nur noch, weil die
bauliche Struktur, die den Erfordernissen einer niedrigeren
Entwicklungsstufe der kapitalistischen Produktionsweise
entsprach, durch ihre Immobilität und ihre Wertgröße
ein sowohl von der stofflichen, als auch von der Wertseite
begründetes Beharrungsvermögen hat, weil sie den sich
verändernden Erfordernissen nicht sogleich und simultan
angepaßt werden kann.
Diese Ungleichzeitigkeit der Entwicklung der Produktiv-
kräfte einerseits, und der Entwicklung der baulich-räum-
lichen Strukturen, in denen produziert wird, andererseits,
ermöglicht erst das Fortbestehen von eigentlich „überhol-
ten” und nur noch unterdurchschnittlichen produktiven
Produktionsweisen. Aber das eben nur für eine bestimmte
Zeit, nämlich entweder solange, bis der Standort, an dem
das „anachronistisch produzierende” Kapital produziert,
von anderen Kapitalen benötigt wird, die eine höhere
Grundrente zu zahlen in der Lage sind; oder solange, bis
selbst die geringe Werkstatt- oder Ladenmiete die wegen
veralteter Produktionsmethoden unterdurchschnittliche
Produktivität nicht mehr kompensieren kann, und die
Verwertung des Kapitals insgesamt unterdurchschnittlich
oder negativ wird.
Der Anachronismus „„wächst”” sich also in jedem Fall und
zwangsläufig aus, auch wenn kein Veränderungsdruck,
keine Differenz zwischen erzielter und erzielbarer Grund-
rente besteht, auch wenn keine geplante oder schleichen-
de Sanierung stattfindet. Es ist nur eine Frage des mehr
oder minder großen time-lags, wann und auf welche Wei-
se die nicht mehr adäquaten, partiell noch bestehenden
Wirtschaftsweisen und räumlichen Organisations- und
Funktionsstrukturen verschwinden.
2. Ebenso sind die Verkehrs- und Verhaltensformen der
Bewohner des Viertels partiell anachronistisch, entspre-
chen sie nicht völlig bzw. widersprechen sie der heutigen
konkreten Form des Kapitalverhältnisses und seinen Aus-
beutungsmodalitäten im Bereich der Produktion und der
Konsumtion. Durch die im Verhältnis der Bewohner
untereinander vorhandenen Traditionsmomente, die sich
auf überkommene Formen des Kapitalverhältnisses be-
ziehen, und durch die in den Bau- und Funktionsstruktu-
ren materialisierten vergangenen Lebensbedingungen,
können sich die Bewohner des Viertels teilweise und für
eine begrenzte Zeit der Verhaltensmodellierung nach den
Erfordernissen des entwickelten Kapitalismus entziehen.
(Eine Chance, die die Bewohner des MV und ähnlicher Vier-
tel, die in ihrem Standort, ihrer Funktionsstruktur und
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ihren physischen Formen voll der gegenwärtigen Entwick-
Jungsstufe der kapitalistischen Produktionsverhältnisse ent-
sprechen, weit weniger haben, bzw. die sie durch ihre Um-
setzung schon eingebüßt haben.)
3. Der Anachronismus hat noch ein drittes Moment, nämlich
die physische Obsolenz der Bausubstanz, das Zurückbleiben
der Wohnungsausstattung hinter mittlerweile durchschnitt-
lichen Standards, und die Unterausstattung dieser Stadtvier-
tel mit sozialer Infrastruktur, Freizeiteinrichtungen, etc. Die
Bewohner des Viertels erkaufen also die Qualitätsmomente
partiell nicht entfremdeter Lebenszusammenhänge mit dem
Verzicht auf selbstverständlichen „Komfort”. Und nur weil
hier diese selbstverständlichen Gebrauchswerte fehlen, kön-
nen sie in diesem Viertel zu tragbaren Mieten wohnen. Ande-
rerseits ist die infrastrukturelle Ausstattung dieser Viertel
auf strukturelle Bedingungen staatlicher Interventionstätig-
keit auf diesem Sektor zurückzuführen: die Lokalisierung
von Versorgungseinrichtungen der sozialen Infrastruktur hat
sich nach dem Kriterium der Schaffung optimaler Wachstums
voraussetzungen für die städtische und regionale Wirtschaft
in Relation zu konkurrierenden Räumen zu richten. Das
heißt, daß etwa die Hebung der Attraktivität der Stadt für
qualifizierte Arbeitskräfte durch gute Ausstattung neuer
Wohngebiete funktionaler ist, als die Verbesserung der Le-
bensbedingungen für Arbeitskräfte, deren Qualifikation
nicht mehr den Anforderungen einer zukunfts- und wachs-
tumsträchtigen Verwertung entspricht.
Nach dieser Darstellung der Wesensmomente von Milieu
und ihrer Zusammenhänge und historischen Entwicklung
kann man die Frage nach der Reproduzierbarkeit von Milieu
negativ beantworten. Es ist klar, daß wesentliche Momente
von Milieu, wie eben die Bau- und Funktionsstruktur in
ihrem historischen Kontext, und die in ihr enthaltenen
materialisierten Lebensbedingungen nicht mehr nachvoll-
ziehbar sind. Also ist Milieu als Ganzes nicht reproduzierbar.
Auf der Grundlage der verkürzten Definition von Milieu
(Reduzierung auf die Ästhetik der Bausubstanz) wird natür-
lich versucht, „Milieu” zu reproduzieren (vgl. Teil A). Die-
ses bestimmte Moment, die Bausubstanz, ist als einzelnes
zwar reproduzierbar, nur sind damit eben nicht die Ent-
stehungsgeschichte und die traditionellen Momente, aus
denen gerade die Möglichkeiten der partiell nicht entfrem-
deten Verkehrsformen der Bewohner entscheidend mitre-
sultieren, gleichermaßen wiederhergestellt.
Die Forderung nach der Erhaltung spezifischer Milieuquali-
täten, nämlich der Möglichkeit zu nicht völlig entfremdeten
und verdinglichten Verkehrs- und Verhaltensformen und
einer rudimentären proletarischen politischen Öffentlichkeit
ist die Forderung nach der Erhaltung von Gebrauchswerten
und Konsumtionsweisen, die den aktuellen Erfordernissen
der kapitalistischen Produktionsverhältnisse widersprechen.
Dieser Widerspruch erscheint auf verschiedenen Ebenen:
1. Die für die Milieuqualitäten wesentliche Funktionsstruk-
tur innerstädtischer Arbeiterwohnviertel steht im Wider-
spruch zu den objektiven Tendenzen der Entwicklung der
kapitalistischen Produktionsweise, sowohl in bezug auf de-
ren strukturelle als auch in bezug auf deren räumliche Aus-
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wirkungen und Erfordernisse. Konzentrationsprozesse äus-
sern sich im Verschwinden kleiner Handwerks- und Einzel-
handelsbetriebe; der Prozeß der Durchsetzung einer den Er-
fordernissen der Kapitalverwertung entsprechenden räumli-
chen Struktur in den Städten führt zur Tertiärisierung der
im Erweiterungsbereich der City liegenden innerstädtischen
Wohnviertel und damit zur Verdrängung der Wohnbevölke-
rung und der letzten, dem strukturellen Verdrängungspro-
zeß entgangenen Handels- und Produktionsbetriebe mit ih-
rer unterdurchschnittlichen Verwertungsrate. Dieser Prozeß.
in dem die materiellen und immateriellen Bedingungen für
Milieuqualitäten zerstört werden,setzt sich mit mehr oder
minder offener Gewaltförmigkeit als geplante Sanierung
oder schleichende Umstrukturierung durch.
2. Die Möglichkeiten zu partiell nicht entfremdeten Ver-
kehrsformen stehen nicht nur objektiv im Widerspruch
zu den aktuellen Erfordernissen der kapitalistischen Pro-
duktionsweise, sondern auch subjektiv zu den gegensätzlicher
Erfahrungen und Verhaltensprägungen, die die Bewohner
außerhalb des sozialen Lebenszusammenhangs im Stadt-
viertel, etwa im Produktionsalltag erleben. Selbst wenn also
die Ausschaltung der Auswirkungen ökonomischer Ent-
wicklungsprozesse auf die Funktionsstruktur eines Viertels
gelingen würde, wäre damit noch lange nicht die Erhaltung
von Milieuqualitäten gesichert. Denn die Perzeptions- und
Wirkungsweise der im Viertel selbst liegenden materiellen.
Momente von Milieuqualitäten hängt nicht nur von den
im Viertel selbst liegenden materiellen Momenten der Mi-
lieuqualitäten ab, sondern auch von den Alltagserfahrun-
gen, die die Bewohner außerhalb des Viertels machen.
Das heißt: die außerhalb des Viertels geforderten Verhal-
tensmuster und gemachten Erfahrungen beginnen die
Reste nicht entfremdeten Lebens als wichtiges Moment
des Milieus zu verdrängen.
3. Schließlich steht die Forderung nach der Erhaltung
von Milieuqualitäten im Widerspruch zu der berechtigten
und notwendigen Forderung nach einer Verbesserung de
Gebrauchswerte durch eine dem durchschnittlichen Stan-
dard entsprechende Wohnungsausstattung und die den
spezifischen Bedürfnissen der Bewohner des Viertels adä-
quate Versorgung mit Einrichtungen der sozialen Infra-
struktur. Dies einmal, weil Wohnungsmodernisierung und
bessere Infrastrukturausstattung (letztere über externe
Effekte) automatisch die Wertseite der Baustruktur und
damit eine der wesentlichen Bedingungen für Milieu ver-
ändern: die Mieten steigen, die Bewohner werden entweder
verdrängt oder müssen dürch Konsumeinschränkungen in
anderen Bereichen, durch Überstunden oder die Mitarbeit
der Frau die höhere Mietbelastung kompensieren. Die
Lebensbedingungen der Bewohner ändern sich in jedem Fall
einschneidend.
Zum zweiten hat die Verbesserung der Wohnungsausstattung
und der Versorgung mit sozialen Infrastruktureinrichtungen
über die von bürgerlichen Planern nach bürgerlichen Lebens-
modellen bestimmte Form dieser Gebrauchswerte und die
darin angelegte Konsumtionsweise Einfluß auf die Ver-
kehrs- und Verhaltensformen der Bewohner. Die Forderung
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nach der Verbesserung der Gebrauchswerte kann sich also
durchaus als trojanisches Pferd erweisen, solange diese Ge-
brauchswerte nicht inhaltlich nach den Interessen der
Lohnabhängigen bestimmt sind.
Diese Widersprüche zeigen, daß die Forderung nach der
Erhaltung von Milieuqualitäten und der Verbesserung der
Gebrauchswerte im Stadtviertel zwar eine realistische,
aber keine realisierbare 10 ist. Das bedeutet, daß die Wider-
sprüche sich weder von Planern noch von den Bewohnern
im Rahmen der Sanierungsdiskussion auflösen lassen, da
die Gründe für die fehlende Realisierbarkeit der Forderung
in der sich widersprüchlich darstellenden Struktur des ge-
sellschaftlichen Reproduktionsprozesses liegen. Urbanisti-
sche Politik und Sanierungsdiskussion können also nicht
Zentrum und einziger Bezugspunkt politischer Strategie
sein, sondern sind vielmehr einer der Ausgangspunkte ge-
samtgesellschaftlicher Strategie. Damit wird langfristig
tatsächlich eine gewerkschaftliche Strategie 11, in der
sich der Kampf um die Bestimmung des Wertes der Ar-
beitskraft nach der Quantität und der Qualität der Kon-
sumtionsmittel, in der sich das Aufgreifen der Konflikte
in den Betrieben und in den Städten miteinander verei-
nigt 12, zur einzig sinnvollen.
Dies bedeutet jedoch zweierlei nicht: Erstens, daß die Dis-
kussion um die Berufsinhalte — und damit um die Gebrauchs-
werte im Wohn- und Stadtteilbereich — zugunsten einer von
der konkreten Tätigkeit abstrahierenden Diskussion gewerk-
schaftlicher Organisierung des lohnabhängigen Architekten
aus der Bestimmung der Berufspraxis von Architekten
und Planern eliminiert werden kann. Zweitens, daß über
die langfristige Perspektive einer gewerkschaftlichen Strate-
gie die aktuellen kurzfristigen, sich in Bürgerinitiativen äus-
sernden Forderungen der in ihren Lebensbedingungen be-
drohten Stadtbewohner, ignoriert werden. Vielmehr sind
die Bürgerinitiativen als historische Übergangsform sehr
wohl von politischer Bedeutung. 13
Wenn in Bürgerinitiativen Forderungen nach der Erhaltung
und Verbesserung von Gebrauchswerten im Stadtviertel
artikuliert werden, so richten sich diese Forderungen im-
plizit gegen die Rationalität, die die berechtigten Forde-
rungen als nicht realisierbar erscheinen läßt. Es müssen
also neben der Unterstützung kurzfristiger Forderungen
genau die Momente von Bürgerinitiativen aufgenommen
werden, die die kurzfristigen Forderungen transzendieren
und den Ansatz zur Bewußtmachung der Totalität gesell-
schaftlicher Abhängigkeitsverhältnisse und der notwendigen
Einheit der Auseinandersetzung im Betrieb und im Wohn-
viertel darstellen.
Dieser Zusammenhang ist CTR durch ihre Verkürzung
des Milieubegriffs entgangen: Bürgerinitiativen kommen
nicht vor, spontane Bedürfnisartikulation wird eher als
Hereinfallen auf die Ideologie vom Milieu abgetan, und
nachdem als Handlungsperspektiven des Planers fachliche
und wissenschaftliche Arbeit in den Institionen ausführlich
gefordert wurde, wird dies zum Schluß mit dem Hinweis
auf die allein mögliche Perspektive der Organisierung in
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Gewerkschaften und Parteien wieder zurückgenommen,
wird genau die notwendige Verbindung von Berufsinhalten
und politischer Arbeit ignoriert. Wenn nämlich das Problem
der Erhaltung „billigen und nutzbaren Wohnraums und
seiner Verbesserung” 14 weil es eine politische Forderung
impliziert, aus der Diskussion der Berufsinhalte ausgeblen-
det wird, dann blendet man gleichzeitig das Problem der
inhaltlichen Bestimmung alternativer Gebrauchswerte,
das ein politisches und fachliches ist, aus der Diskussion
um die Berufsinhalte aus.
Es geht weder um die „Aktion Milieuerhalten” aus kulina-
risch-ästhetischen Interessen einiger ausgeflippter Intellek-
tueller, noch allein um die „Aktion Lohnraub verhindern”
oder die „Aktion billige Mieten erhalten”. Es geht um
die Erhaltung und Erweiterung spezifischer Gebrauchswer-
te im Stadtviertel als ein wesentlicher Bestandteil der
Auseinandersetzung um den Wert der Arbeitskraft; es
geht um die Durchsetzung der Forderung nach Erhaltung
und Verbesserung der Gebrauchswerte gegen die Tausch-
rationalität und das kapitalistische Lebensmodell. Es ist
dies ein politisches Problem auf der Ebene einer gesamt-
gesellschaftlichen Strategie, und es ist ebenso ein Problem
der Berufspraxis und der Berufsinhalte von Architekten
und Planern.
Der Vortrag wurde auf der Bundesdelegiertenkonferenz des
BDA, die im Mai 1974 in Berlin-Kreuzberg stattfand, gehalten.
BDA-Manifest
„Zu erhalten und zu pflegen ist gegenwärtig vielmehr günsti-
ge, billige Wohnmöglichkeit. Die anderen von uns und von
Bewohnern als positiv erachteten äußeren Merkmale wie auch
Kommunikation ergeben sich daraus, nicht umgekehrt.”
(CTR; 5.37)
W.F. Haug, Zur Kritik der Warenästhetik, Frankfurt/M. 1971,
S. 148.
Michael Schneider, Neurose und Klassenkampf, Reinbek
1973,S. 171:
Francis Godard, Vom Bedürfnisbegriff zur Klassenpraxis,
deutsch in: Marxismus Digest, Heft 3/73, S. 22.
Vgl. dazu u.a.: Projektgruppe Eisenheim, Rettet Eisenheim,
2. Aufl. Berlin 1973, bes.: S. 62-142.
Michael Schneider, Neurose und Klassenkampf, Reinbek 1973
A. Evers, Städtische Strukturen und Staatsinterventionismus,
in: Arch+ 20/73, S. 14.
10) Zur Definition der Begriffe „realistisch”” und „realisierbar””
vgl. oben, Teil B.
11) Vgl.CTR,5S. 38.
12) Vegl. dazu: A. Evers, Städtische Strukturen und Staatsinter-
ventionismus, in: Arch+ 20/73, S. 33 ff.
Vgl. dazu u.a. A. Evers, op. cit. S. 35/36: „„.. . solange Ar-
beiter und Angestellte bereits begriffen haben, daß die Pro-
bleme in den Städten in steigendem Maße ihre Lebensbedin-
gungen und Chancen berühren, ihre Stellung im Arbeitsprozeß
und die kommunale Werbung mit Wohn- und Freizeitbedarf
zwei Seiten einer Medaille bilden, ihre gewerkschaftlichen
Organisationen jedoch, deren Aufgabe die Erhaltung des Werts
der Arbeitskraft sein müßte, in der überwiegenden Mehrheit
noch nicht fähig und willens zu sein scheinen, diesem prakti-
schen Auftrag seinen heute notwendigen Ausdruck zu geben,
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Diese Stellungnahme zur Kritik meines Referats zum The-
ma „Milieu” (Arch+ 23, 1974, S. 32-38) soll vermeiden,
daß über Rechtfertigungsreden der sachliche Inhalt verwischt
und die Auseinandersetzung zur persönlichen und damit un-
interessant wird. Vielmehr geht es darum, die unterschiedli-
chen Positionen zu der diskutierten Sache deutlich heraus-
zuarbeiten, anstatt sie nochmals mit einem komplizierten
Wortballast zu verunklaren. Erschwert wird die Absicht
allerdings dadurch, daß der Beitrag von Fuhrmann/Mailandt/
Reiss-Schmidt eine Reihe objektiv falscher Aussagen macht,
die richtig gestellt werden müssen; ebenso wie falsche Prä-
missen, die daraus resultieren, daß das kritisierte Referat
für die Polemik solange zurechtgestutzt wurde, bis es zu
den Intentionen der Kritiker paßte.
1. Das zur Diskussion stehende Referat ist als Vortrag auf
einem BDA-Kongreß entstanden: Es handelt sich also um
einen klar adressierten Beitrag zu einem bestimmten Zeit-
punkt mit einer auf die Situation bezogenen bestimmten
Zielsetzung. Die Abstraktion von diesen konkreten Bedingun-
gen, nämlich das Behandeln des Beitrags so als sei er eine ab-
gehobene, umfassende Abhandlung zum Thema, beweist
ein ahistorisches Vorgehen bei der Materialrezeption. Ziel
des Vortrags lag nicht in Definitionsbemühungen (damit sol-
len definitorische Nachlässigkeiten nicht entschuldigt wer-
den: den Hinweis auf eine analytische Trennung von drei
Begriffsebenen des Milieubegriffs sehe ich als notwendige
Korrektur an), sondern in der Bestimmung von Interessen,
besonders der Mieter ganz bestimmter gegenwärtiger Sanie-
rungsgebiete.
2. Die Rezensenten befinden sich in Übereinstimmung mit
der BDA-internen Diskussion und mit Kommentaren der
Presse, wenn sie gegen meine Position den Vorwurf der „öko-
nomistischen Verkürzung” erheben: Das Referat hatte darauf
abgehoben, in der Gegenüberstellung von aktueller Interessen-
lage des Architektenstandes einerseits und Interessenlage
sanierungsbetroffener Mieter andrerseits die ökonomische
Situation der Mieter zum Ausgangspunkt einer Einschätzung
ihres Interesses an der Erhaltung von „Milieu” zu machen.
Die Bindung der Sanierungsmieter an Wohnung und Wohn-
gebiet wurde dabei in erster Linie als ökonomisch bedingt
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angesehen und auf billige Mieten und Lebenshaltungskosten,
günstige Lage der Wohnung zu Arbeitsplätzen, öffentlichen
Verkehrsmitteln, Dienstleistungen zurückgeführt (S. 35 f.).
Die Rezensenten machen dieser Schwerpunktsetzung den
Vorwurf undialektischer Betrachtungsweise. Ein undialekti-
scher Milieubegriff werde verwandt; demgegenüber sei „Mi-
lieu” nur als dialektisches Verhältnis von materiellen und im-
materiellen Bedingungen interpretierbar.
Der Dialektikbegriff wird hier mißbraucht in der Funktion,
klare Sachverhalte zu verwischen und in Unverbindlichkeiten
aufzulösen. Im Nebel so verstandener Widersprüche findet
man sich dann nicht mehr zurecht und die wesentliche Seite
des Widerspruchs kann nicht mehr erkannt werden. Darin
liegt aber die wichtigste Aufgabe, wenn man auf der Grund-
lage materialistischer Dialektik eine Sache analysieren will:
nämlich in der Bestimmung der hauptsächlichen Seite des
Widerspruchs. Denn die beiden Seiten eines Widerspruchs
sind nicht gleichgewichtig, vielmehr ist eine Seite immer die
Hauptseite, — diejenige, die den Charakter und die Entwick-
lung der zu analysierenden Erscheinung bestimmt, — und
eine die Nebenseite. In dem Widerspruch von materiellen
und immateriellen Bedingungen des Wohnens in einem be-
stimmten Sanierungsquartier wurde die materielle Seite als
Hauptseite bestimmt und die weitere Einschätzung unter
dieser Voraussetzung vorgenommen. Die Autoren lehnen
implizit die Bestimmung der materiellen Seite des bestimm-
ten Widerspruchs zur Hauptseite des Widerspruchs ab.
3. Die materielle Seite von „Milieu” wurde von mir nicht
ausschließlich aber pointiert an ihrem härtesten Moment,
der Miete — Preis für eine bestimmte Ware, deren Besitz
unentbehrlich und die zum gleichen Preis anderswo nicht
zu haben ist, — festgemacht. Die Rezensenten sind nun
der Meinung, hier fallen andere Qualitäten unter den Tisch.
Vom Gebrauchswert werde abstrahiert, die billige Wohnung
werde per se zur Qualität. Der Nutzenbegriff werde auf
die „ökonomische Rationalität des Warentauschs” redu-
ziert. Die Autoren machen den Gebrauchswert der Wohnung
zur Hauptseite des Widerspruchs von Gebrauchswert und
Tauschwert. Für sie rangiert die Miete, also der Tauschwert
der Wohnung, lediglich als ein Moment unter vielen. Dem-
gegenüber galt es zu zeigen, daß der Gebrauchswert sich
überhaupt erst realisieren kann, wenn der Tauschakt voll-
zogen werden kann. Das Gebrauchsgut Wohnung, — des-
sen notwendige Qualitätsverbesserung ich überhaupt nie
in Frage gestellt habe, das in der wortreichen Rezension
allerdings nie präzise bestimmt wird, — wird nicht um sei
ner selbst willen, sondern als Träger von Tauschwert her-
gestellt. Solange es die Lohnhöhe von Käufern nicht zu-
läßt, kann der Tausch nicht stattfinden: Der Mieter kann
seine ihm eigentümliche Ware, die Arbeitskraft, nicht teu-
er genug verkaufen, um das Warengeschäft eingehen zu
können; die Sanierungsmieter der gemeinten Gebiete kom-
men als Käufer des Gebrauchs einer verbesserten qualität-
volleren Ware Wohnung großenteils nicht in Betracht,
bzw. belasten sich durch den Kauf in unzulässiger Weise.
Die Forderung nach Verbesserung der Wohnverhältnisse
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darf nicht allein gestellt werden: Die Reihenfolge muß heis-
sen: Billige und bessere Wohnungen. Die umgekehrte Reihen-
folge zeugt von weitgehender Unkenntnis der realen Verhält-
nisse in den Gebieten, von denen die Rede ist und auf die
sich alle Aussagen allein bezogen.
4. Die Autoren glauben, der Beweis dafür, daß sanierungsbe-
dingte Verluste sich in materialisierbaren Faktoren nicht
allein oder erstrangig erfassen ließen, sei darin zu sehen, daß
der Sozialstaat nicht mit Interventionen, z.B. Subventionen,
Sozialleistungen, die Probleme löse: Der Sozialstaat würde
die Verluste doch ausgleichen, wenn sie wirklich in so ma-
terialisierbarer Gestalt existieren würden! Die Autoren gehen
offenbar davon aus, daß der kapitalistische Staat die Mög-
lichkeit zu umfassender und gezielter Regulierung ökonomi-
scher, gesellschaftlicher und politischer Prozesse habe und
die Verteilung des Sozialprodukts je nach politischen Er-
fordernissen vornehmen könne. Die Illusion vom Sozialstaat
ist hier ungebrochen: Die Auffassung von der unabhängig
von der kapitalistischen Form der Produktion verteilenden
Tätigkeit des Staates und damit die Überschätzung seiner
Eingriffsmöglichkeiten. Miete ist bereits Ergebnis politi-
scher Intervention, denn jede Miete ist eine subventionier-
te Miete. Der „Sozialstaat”’ ist eben nicht in der Lage, den
Ausgleich zu garantieren.
5. Überschätzt werden weiterhin die Eingriffsmöglichkeiten
des Planers und Architekten, wenn Fuhrmann/Mailandt/
Reiss-Schmidt meinen, er könne „innerhalb seiner konkret
nützlichen Berufstätigkeit jenseits und gegen die Rationali-
tät des Warentauschs” arbeitern. Die Autoren meinen,
eine „ökonomistische”” Position, d.h. die Betonung des
Tauschwerts der Wohnung, behindere die Handlungsmög-
lichkeiten des Architekten. Behindert werden kann damit
jedoch höchstens die Einbildung gewisser Handlungsmög-
lichkeiten, nämlich „zugunsten der Verbesserung der Le-
bensbedingungen der Masse der Lohnabhängigen” zu ar-
beiten. Im Glauben an die bedeutenden Eingriffsmöglich-
keiten des Architekten, der die gegebenen Spielräume nur
richtig nutzen lernen muß, steckt — in weitgehender Über:
einstimmung mit der herrschenden BDA-Ideologie — wei-
terhin die Auffassung von der Unabhängigkeit der Planung.
Das Planungsergebnis ist aber erst in letzter Linie der Fin-
digkeit, Überzeugungskraft oder Veränderungsanstrengung
des Architekten zuzuschreiben; er kann nicht mehr reali-
sieren, als die Planungsziele und die Interessen seiner Auf-
traggeber es zulassen. Es kann nicht darum gehen, Erkennt:
nisse unter dem Aspekt ihrer Dienlichkeit zur subjektiven
Lebenshilfe, zur Instandsetzung des psychischen Haushalts
des Individuums zu organisieren und zu selegieren. Natür-
lich ist es viel befriedigender, seine tägliche Tätigkeit im
Bewußtsein ihrer tatsächlichen Nützlichkeit zu betreiben!
6. Historisch völlig falsch ist die Einschätzung der Epoche,
in der die hier in Frage stehenden Wohnquartiere entstanden
sind: Nicht in einer „frühkapitalistischen Epoche” mit noch
„vorindustriell”” geprägter Stadtstruktur. Vielmehr um 1870
und danach, in der Blüte des Hochkapitalismus, während
der Entwicklung Deutschlands zum durchkapitalisierten
Industriestaat nach der zweiten großen Industrialisierungs-
welle. Die jetzigen Sanierungsviertel sind in Berlin großen-
teils direkt als Arbeiterviertel geplant worden, nachdem sie
von Produktionsstätten geräumt worden waren, die an ver-
kehrsgünstigere Standorte wanderten. Diese „vergangenen
Zeiten” werden mit ihren angeblich „weniger entfremdeten”
Lebensbedingungen von Fuhrmann/Mailandt/Reiss-Schmidt
idyllisch verklärt. Sie konstruieren einen Widerspruch zwi-
schen dem Kapitalismus von 1870 und dem von heute. Daß
dieser Widerspruch erfunden ist, zeigen die durch Exmittie-
rungen ausgelöste Berliner Wohnungsrevolte von 1872, die
im gleichen Jahr im Leipziger „Volksstaat” erschienenen
Artikel „Zur Wohnungsfrage” von Friederich Egensl, Unter-
suchungen der Berliner Wohnverhältnisse durch die Berli-
ner Arbeiter-Sanitäts-Kommission, veröffentlicht 1893 etc.
7. Fuhrmann/Mailandt/Reiss-Schmidt ziehen Inhalte und
Forderungen von Bürgerinitiativen für die Erhaltung von
„Milieu” als Beweis für die tatsächliche Priorität des Ge-
brauchswerts gegenüber dem Tauschwert des Quartiers bzw.
seiner Wohnungen heran, bzw. sie erklären diejenigen For-
derungen, denen es „nur”” um den Tauschwert, die Miete,
geht, mit der unzureichenden Artikulationsfähigkeit und
dem mangelnden Durchblick der Mieter. Zur richtigen Er-
klärung solcher Unterschiede kann aber nur die Frage füh-
ren: Werist es, der die Forderung stellt. Die Klassenfrage
wird von den Autoren konsequent vermieden. Sie wird
nie gestellt, weder wenn es um die Bestimmung von Bedürf-
nissen, noch um das Verhältnis von materiellen und imma-
teriellen Wohnbedingungen und von Gebrauchswert und
Tauschwert, noch der Aktionen von Bürgerinitiativen geht.
Deswegen können auch Bürgerinitiativen, ihre Forderungen
und ihre gesellschaftliche Funktion nicht präzise einge-
schätzt werden und wird ihnen generell eine Bedeutung
bei der „Emanzipation vom kapitalistischen Lebensmodell”
(was soll das heißen? ) zugesprochen. Die meisten Bürger-
initiativen im Wohnsektor sind kleinbürgerliche Initiativen.
Damit sollen sie nicht grundsätzlich disqualifiziert werden.
Aber die Bestimmung ihrer Funktion und die Einschätzung
ihrer Forderungen kann nur über die Bestimmung ihrer
klassenmäßigen Interessen erfolgen. Das Erhalten von
Pöseldorfs entspricht proletarischen Interessen nicht und
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— Lehrstuhl für Planungstheorie —
Ab 1. April 1975 ist die folgende Stelle zu besetzen:
Wissenschaftlicher Assistent (H1) für Soziologie/Politologie/Planer
Im Aufgabengebiet „Theorie und Emperie der Aufgaben und Bedingungen kommunalen
Verwaltungshandelns, speziell der planenden Verwaltung‘‘.
Der Inhalt ist kooperativ im Rahmen des Projektstudiums für Bau- und Stadtplaner zu vermitteln.
Bewerbungen bis zum 27.4.1975 mit den üblichen Unterlagen sind zu richten an
Gerhard Fehl, Lehrstuhl für Planungstheorie, RWTH Aachen, 5100 Aachen, Schinkelstraße 1.











Ob andere sie genauso sehen
oder ganz anders,
sagt und zeigt Ihnen Woche für Woche
— nun schon im 66. Jahr —
die aktuelle und kritische
Wochenzeitschrift
für Architekten und Planer
Ein Probeheft und die Bezugsbedingungen schicken wir Ihnen gern
Bertelsmann Fachzeitschriften GmbH, 1 Berlin 15, Schlüterstraße 42
